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Mainzer Chaos 

Kaputtsparen der Bahn 
ist die Ursache der Aus¬ 
fälle. 
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Klappe halten 

In der SPD beginnt ange¬ 
sichts der sich abzeichnen¬ 
den Wahlniederlage der Bär 
zu tanzen. 
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Wacht auf, 

Verdammte dieser Erde 

Die Arbeiterfotografie 
stellt seit 35 Jahren die 
System frage. 
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Gerettet! Es brummt nur so! 


Steht die „Erholung der Euro-Zone unmittelbar bevor“? 



„Euroland wächst weiter“ jubelt die 
FAZ. „Deutschland zieht Europa 
langsam aus der Krise“, hat es Sprin¬ 
gers Welt schon immer gewusst: „Die 
Erholung der Euro-Zone steht un¬ 
mittelbar bevor.“ Und damit auch die 
Wahl von Angela Merkel als Europas 
Domina der Herzen, heißt wohl der 
Untertitel. 

Das Statistische Bundesamt (Desta- 
tis) hatte seinen Beitrag zur heißen 
Phase des Wahlkampfes, die nun an¬ 
gebrochen sein soll, pünktlich abgelie¬ 
fert. In einer Vorabschätzung hatten 
die bundesamtlichen Statistiker ein 
Wachstumsplus im zweiten Quartal 
von satten 0,7 Prozent bejubelt. Nach 
Null und minus 0,5 Prozent in den 
Quartalen zuvor. Wohl kaum jenseits 
der statistischen Unschärfe, aber - 
Wahnsinn. 

Eurostat hatte mit einer Schnell¬ 
schätzung gleichgezogen, nach der 
das Bruttoinlandprodukt (BIP) im 
EU-und Euro-Raum um 0,3 Prozent 
gestiegen sein sollen. Danach soll der 
Boom in Deutschland und Frankreich 
alles aus den Angeln gehoben haben. 
Die reale Grundlage dieser „Erfolgs¬ 
geschichte“ lieferte Destatis zwei Tage 
später. „9,6 Prozent mehr genehmigte 
Wohnungen im ersten Halbjahr 2013.“ 
Die rekordniedrigen Zinsen sowie 
die miserablen Anlagemöglichkei¬ 
ten anderweitig mobilisieren einiges 
Kapital für Betongold. 124 876 Woh¬ 
nungsbaugenehmigungen wurden im 
genannten Zeitraum erteilt. 
Nebenbei durchaus ein Beleg dafür, 
dass Konjunkturprogramme funktio¬ 
nieren könnten. Wenn sie denn ihren 
Namen verdienten. Den Weg in die 
krisenfreie Zukunft ebnen auch sie 
nicht und erst recht nicht führt der ak¬ 
tuelle „Bauboom“ aus der Krise. Im 
ersten Halbjahr 1994 gab es 337 683 
Baugenehmigungen. Das sah schon 
eher nach Boom aus. 

Es nützt einem Schiffbrüchigen we¬ 
nig, wenn er zwischen zwei Brechern 
einen Moment lang etwas Luft be¬ 
kommt. Die Frage ist, wie weit ist es 
zum rettenden Ufer? Und das ist für 
immer mehr Menschen in Eurozonien 
längst außer Sicht. 

Ist das Niveau erst tief genug, sind 
Zuwachsraten leicht zu haben. Nach¬ 
dem es über 30 Prozent bergab ging, 
ist selbst Griechenlands Industriepro¬ 
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duktion im Juni um 2,5 Prozent ge¬ 
wachsen. 

Nun soll die Industrieproduktion in 
Eurozonien sogar 0,3 Prozent gestie¬ 
gen sein. Nachdem sie 19 Monate in 
Folge um bis zu minus vier Prozent 
im Jahresvergleich gefallen war. Da 
steht die Erholung der Euro-Zone 
„unmittelbar bevor“. Bemerkenswert 
dagegen ist, dass selbst Merkels Mus¬ 
terschüler, Finnland, Österreich, und 
die Niederlande, deutlich ins Schlin¬ 
gern geraten. Und auch das baltische 
„Wirtschaftswunder“ hat trotz bra¬ 
chialem Steuer- und Sozialdumping 
den Glanz verloren, den es in Wirk¬ 
lichkeit nie hatte. 

An den strukturellen Bedingungen 
der Euro-Krise hat sich nichts geän¬ 
dert. Es sei denn ins Negative. Die Eu¬ 
ro-Krise ist eine Geschichte der Un¬ 
gleichentwicklung. Trotz aller neoli¬ 
beralen Gute-Nacht-Geschichten 
können, wie beim 100-Meter-Lauf, 
auch bei dem, was man so „Freien 


Markt“ nennt, nicht alle gewinnen. 
Es gewinnt der ökonomisch stärkste. 
Deutschlands Industrieproduktion 
ist seit 2000 um 20 Prozent gestiegen. 
Die der „Partner-Staaten“ satt gefal¬ 
len. Frankreich, Portugal mehr als 15, 
Spanien, Italien mehr als 20, Grie¬ 
chenland 30 Prozent. An diesem Aus¬ 
einanderdriften hat sich auch durch 
die segensreichen Bemühungen der 
Troika nichts geändert. Im Gegen¬ 
teil. Immer neue Staaten können ihre 
(Import-)Rechnungen nicht mehr be¬ 
zahlen und geraten in die Spar- und 
Schuldenfalle. 

Naturgemäß hat die Sparpolitik auch 
die Staatsschulden nicht gesenkt, 
sondern erhöht. Im letzten Jahr von 
88,2 auf 92,2 Prozent/BIP. Oder in 
absoluten Zahlen, um 406 Mrd. auf 
8,75 Billionen Euro. Aber wie es der 
Zufall wollte, war die Schlagzeile, 
„Merkel lässt nicht nur europäische 
Arbeitslosenzahlen, sondern auch 
europäische Schulden explodieren“, 


in der Qualitätspresse nirgendwo zu 
finden. 

Das Konzept des deutschen Finanzka¬ 
pitals, das nun auch ein europäisches 
werden soll, hat einen Haken. Wer an 
der Schuldenmacherei seiner Kun¬ 
den verdienen will, ihnen also mehr 
verkauft, als er ihnen abnimmt, muss 
auf ein starkes Wachstum setzen, da¬ 
mit die wachsenden Schulden vom 
wachsenden BIP aufgesogen werden. 
Davon kann in der Krise keine Rede 
sein. Dummerweise begnügt sich die 
Krise nicht mit Europa. Die sinken¬ 
den EU-Exporte in die Schwellenlän¬ 
der (minus 4,6 Prozent zum Vorjahr) 
zeigen wohin die Reise geht. 

Die vereinigte Kampfpresse ist offen¬ 
bar fest entschlossen, egal was kommt, 
Frau Merkel wieder ins Amt zu schrei¬ 
ben. „Deutschland geht es gut.“ Nicht, 
dass mit der Steinbrück-SPD eine po¬ 
sitive Alternative vorhanden wäre ... 
Aber leicht selbstmörderisch ist diese 
Kohl-Dublette schon. Klaus Wagener 


Kein Platz für Nazis! 

i 500 Menschen verhindern in Münster NPD-Provokation 



So hatte sich der NPD-Vorsitzende 
Apfel den Empfang in Münster am 15. 
August 2013 sicher nicht gewünscht. 
Wegen der großen Zahl der Demonst- 
rantlnnen musste der angereiste NPD- 
Tross den in Münsters Innenstadt ge¬ 
planten Auftritt auf den Schlossplatz 
verlegen. Auch hier war schnell klar: 
In Münster gibt es keinen (!) Platz für 
Nazis. 

Das Münsteraner Bündnis „Kei¬ 
nen Meter den Nazis!“ konnte trotz 
Ferienzeit innerhalb weniger Tage 
1 500 Menschen mobilisieren. Dank 
Sambagruppe, Sprechchören und Tril¬ 
lerpfeifen waren auf dem gesamten 
Platz nur fröhliche Töne zu vernehmen. 
Die geplante Nazi-Hetze gegen Asyl¬ 
bewerber und Andersdenkende blieb 


trotz teurer Verstärkertechnik unge- 
hört. Ein buntes Fahnenmeer - darun¬ 
ter der DGB und viele Einzelgewerk¬ 
schaften, SPD, Linke, Grüne, Piraten, 
DKP, CDA, attac sowie zahlreiche In¬ 
itiativen und Jugendverbände - um¬ 
schloss das klägliche NPD-Trüppchen 
vollständig, das daraufhin nur noch 
„Rot“ sah. 

Entsprechend wütend war die Reak¬ 
tion auf den Internetseiten der Nazis. 
So möchte ein H. Frank den „linken 
Pöbel an Ort und Stelle erschießen“ 
und ein N. Hohenfels sekundiert „Er¬ 
schießungskommando antreten! La¬ 
den! Feuern!“. Vor einigen Monaten 
wären solche Drohungen, möglicher¬ 
weise sogar von den meisten Demons¬ 
trierenden, noch als pubertäre Sprüche 


abgetan worden. Spätestens seit der 
„Enttarnung“ des NSU wissen wir, dass 
faschistische Mörderbanden nicht nur 
bis 1945 ihr Unwesen getrieben haben. 
Mord und Gewalt gehören untrennbar 
zu dieser menschenverachtenden Ideo¬ 
logie. 


Das entschlossene Handeln der Demo- 
kratlnnen gegen die NPD-Provokation 
in Münster macht Mut, denn „Faschis¬ 
mus ist keine Meinung, sondern ein 
Verbrechen!“ 

DKP Münster 

(siehe auch Seite 5) 


Thema der Woche 


Drei Wochen 
Sozialismus 

Das Solidaritätsprojekt der SDAJ 
„Viva Cuba socialista - Machen wir 
den Kapitalismus zur Geschichte“ ist 
momentan in seiner wortwörtlich hei¬ 
ßesten Phase. Die erste von zwei Bri¬ 
gaden ist seit Anfang August zurück in 
Deutschland. Die zweite Brigade flog 
am vergangenen Montag und knüpft 
an die Arbeiten an. 

Noch zwei Wochen bleibt die zweite 
Brigade auf Kuba. Eine tägliche Be¬ 
richterstattung gibt es im Brigadeta¬ 
gebuch auf: http://www.sdaj-netz.de/ 
cuba/brigadentagebuch 

Seite 16 


Antikriegstag 
UZ in Aktion! 

In zahlreichen Städten plant 
die Friedensbewegung Veran¬ 
staltungen und Demos. Die UZ 
vom 30.8.2013 wird das Thema 
„Krieg & Frieden“ aufgreifen 
und sollte daher auf keiner 
Friedensaktion fehlen. 


Hier die günstigen Aktionsprei¬ 
se: 
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Alle Preise inklusive Versand¬ 
kosten! 

Auch andere Liefermengen 
möglich. 

Nutzt bitte dieses Angebot, um 
die Bekanntheit der UZ zu erhö¬ 
hen und viele neue Leserinnen 
für unsere Wochenzeitung zu 
gewinnen! 

Bestellungen bitte bis spätes¬ 
tens Montag, 26.8.2013, an 
Gustl Ballin, 

Telefon 0911 - 80 019 991, 
vertrieb@unsere-zeit.de 



Dieser UZ liegt ein 
UZ-Extra Berlin bei 

Sommerfest der DKP 
Berlin am 31.8.2013 


Zeitung gegen den Krieg 

Pünktlich zum Antikriegstag, dem 
1. September, erscheint die neue, 
die 36. Ausgabe der Zeitung ge¬ 
gen den Krieg - ZgK. Der Grün¬ 
dungstermin der Zeitung ist ZgK- 
Programm: April 1999 - mitten im 
Kosovo-Krieg, dem ersten großen 
Krieg von USA, Nato und BRD 

Bestellungen ab sofort an: 

Zeitung-gegen-den-Krieg@gmx. 
de oder Fax 030-227 76 179 oder 
Tel. 030-22 77 3179 (MdB-Büro H. 
Hänsel) 
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Kommentar / Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Kolumne von Werner Sorbok 


Nach der Arbeit jobben 


Ausgerechnet mit Losungen wie „Si¬ 
chere Arbeit“ und „Mehr für Famili¬ 
en“ malträtiert die CDU die Bürger 
mit ihrer Plakatkampagne zur Bun¬ 
destagswahl. Dass auch die Natogrü- 
nen und Sozialdemokraten ähnliche 
Nebelkerzen werfen, macht die Sa¬ 
che zwar nicht schöner, ist aber lo¬ 
gisch: Gemeinsam haben CDU, CSU, 
FDP, SPD und die Grünen das Prin¬ 
zip zerschlagen, dass ein Berufstäti¬ 
ger mit seiner Arbeit sich und seine 
Familie ernähren kann. 

Mittlerweile gehen über 2,6 Millio¬ 
nen Menschen in unserem Land nach 
ihrer regulären Arbeit arbeiten. Da¬ 
mit hat fast jeder elfte sozialversi¬ 
chert Beschäftigte noch einen Ne¬ 
benjob. Für DGB-Vorstandsmitglied 
Annelie Buntenbach ist die hohe 
Zahl der Zweitjobber „eine drama¬ 
tische Folge und gleichzeitig Treib¬ 
satz des riesigen Niedriglohnsektors 
in Deutschland.“ 

Zweitjob heißt das Stichwort. Diese 
Zahl hat sich in den letzten zehn Jah¬ 
ren verdoppelt. Das Lohndumping 
zeigt Wirkung. 

Der überwiegende Teil der Doppel¬ 
malocher kommt heute nur noch 
mit dem Zweitjob über die Runden. 
Auch hier ist die Tendenz steigend. 
Das erklärt den systematischen Aus¬ 
bau von Deutschland als Billiglohn¬ 
land. Wettbewerbsfähigkeit ist hier 
das Zauberwort, der Export des 
Lohndumpings die Wirkung. Bereits 
2011 stellte das Institut für Arbeits¬ 
markt- und Berufsforschung (IAB) 
in einer Studie fest: „Wenn jemand 



einen Mini-Nebenjob hat, verdienen 
40 Prozent dieser Arbeitnehmer in 
ihrem ersten Job weniger als 1 250 
Euro brutto.“ 

Die Spirale des Lohn- und Sozialab¬ 
baus bewegt sich mit steigender Ge¬ 
schwindigkeit nach unten. Arbeits¬ 
plätze zu Armutslöhnen erzeugen 
die Nachfrage nach Zusatzjobs, die in 
der bestehenden Praxis dazu beitra¬ 
gen, bisherige „gute“ Beschäftigungs¬ 
verhältnisse zu verdrängen. 

Mit dem Zweitjob ist dann natürlich 
auch mit dem Renteneintrittsalter 
noch nicht Schluss. Aus Armutslöh¬ 
nen folgt naturgemäß eine Armuts¬ 
rente, die nur teilweise durch Arbeit 
bis zum Lebensende abgemildert 
werden kann. Aber diese Wirklich¬ 
keit zeigen die Plakate der Parteien 
des Kapitals nicht. 



Prekäre Beschäftigung an 
Bochumer Schulen 

Soziale Liste will Auskunft über die Arbeitsbedingungen 


ie Soziale Liste im Rat der Stadt 
Bochum kritisiert die schlech¬ 
ten Arbeitsbedingungen der 
Beschäftigten des AWO-Unterbezirks 
Ruhr-Mitte, die in der offenen Ganz¬ 
tagsbetreuung an Bochumer Schulen 
tätig sind. 

Günter Gleising, Ratssprecher der So¬ 
zialen Liste, befürchtet, dass die Prak¬ 
tiken des AWO-Unterbezirks Ruhr- 
Mitte bzw. seiner Tochterfirmen keine 
Ausnahmen sind. 

„Das überraschende ist doch, dass 


Neben dem AWO-Unterbezirk Ruhr- 
Mitte gibt es in Bochum weitere Trä¬ 
ger, mit denen die Stadt Bochum und 
die städtischen Schulen regelmäßig 
Kooperationsvereinbarungen für die 
unterschiedlichsten Betreuungsange¬ 
bote an städtischen Schulen abschlie¬ 
ßen. Die Soziale Liste will jetzt z.B. 
wissen, wie viele Personen von diesen 
Trägern in der Schulbetreuung einge¬ 
setzt werden und welche Tätigkeiten 
diese Personen wahrnehmen. Insbe¬ 
sondere möchte die Soziale Liste er¬ 


te der AWO in Bochum und Herne 
überhaupt kein Tarifvertrag existieren. 
Die Vergütung dieser Beschäftigten 
soll nach zahlreichen innerorganisato¬ 
rischen Veränderungen innerhalb der 
AWO immer noch untertariflich mit 
zehn Euro pro Stunde erfolgen. Vie¬ 
le Beschäftigte haben Arbeitsverträge 
mit einer Arbeitszeit von weniger als 
20 Stunden pro Woche und sind des¬ 
halb zusätzlich noch auf eine Aufsto¬ 
ckung durch das JobCenter angewie¬ 
sen. 



ausgerechnet ein Traditionsverband 
der Arbeiterbewegung, die Arbei¬ 
terwohlfahrt, durch Lohndumping, 
Leiharbeit und Missbrauch des Teil¬ 
zeit- und Befristungsgesetzes auffällt. 
Gerade solche prekären Arbeitsver¬ 
hältnisse sind erst Ende letzten Jah¬ 
res durch die AWO-Bundeskonferenz 
strikt abgelehnt worden“, so Günter 
Gleising. 

Aufgrund der örtlichen Berichterer- 
stattung der Medien in Bochum und 
Herne über die Praktiken des AWO- 
Unterbezirks Ruhr-Mitte hat die So¬ 
ziale Liste eine umfangreiche Anfra¬ 
ge für die nächste Ratssitzung bei der 
Oberbürgermeisterin eingereicht. 


fahren, ob die Stadt Bochum die Ar¬ 
beitsverhältnisse der in der Schulbe¬ 
treuung eingesetzten Beschäftigten 
regelmäßig z.B. hinsichtlich der Nut¬ 
zung der Übungsleiterpauschale, der 
Überlassung von Arbeitnehmern, der 
Zahl sowie der Art und Weise von Be¬ 
fristungen und der Geltung von Tarif¬ 
verträgen, kontrolliert. 

Die Soziale Liste beruft sich in ihrer 
Anfrage auf den „Bildungsbericht 
Ganztagsschule NRW 2011“, wonach 
75 Prozent des Personals in der Betreu¬ 
ung an Schulen im Land NRW unter 
einen Tarifvertrag fallen würden. Im 
Gegensatz zu diesen Darstellungen 
soll allein für die 268 Betreuungskräf¬ 


Die Soziale Liste im Rat sieht die Stadt 
gefordert, zu der Art und Weise der Ar¬ 
beitsverhältnisse von Beschäftigten in 
der Schulbetreuung Stellung zu neh¬ 
men und Veränderungen herbeizufüh¬ 
ren. 

Hier möchte die Soziale Liste vor al¬ 
lem die Möglichkeit nutzen, auf die in¬ 
haltliche Ausgestaltung der Koopera¬ 
tionsvereinbarungen mit den Trägern 
einzuwirken. 

Die Arbeitnehmerinnenüberlassung 
sowie die rechtswidrige Befristung 
von Arbeitsverträgen müssen ausge¬ 
schlossen werden. Lohndumping darf 
es nicht geben! 

Günter Gleising 


Dramatische Krise in der Stahlindustrie 

Ein weiterer Großangriff auf die Arbeitsplätze steht bevor 


Die Geschäfte der beiden deutschen 
Stahlkonzerne ThyssenKrupp und 
Salzgitter schwächein deutlich, die Ge¬ 
winnerwartung muss ständig neu nach 
unten korrigiert werden. Auf dem Hö¬ 
hepunkt des Stahlbooms 2007 prahl¬ 
ten die europäischen Branchenvertre¬ 
ter und verkündeten dank des unge¬ 
heuren Nachholbedarfs der Chinesen, 
die Stahlproduktion sei künftig kein 
zyklisches Geschäft mehr. Doch so we¬ 
nig wie der Glaube Berge versetzt, so 
wenig konnte dieser Irrglaube die ka¬ 
pitalistischen Gesetzmäßigkeiten au¬ 
ßer Kraft setzen. Statt dessen steckt 
die Stahlbranche tief in der Krise. 

So wenig Stahl wie heute wurde in 
Deutschland zuletzt vor rund einem 
halben Jahrhundert erschmolzen. In 
den vergangenen Jahren hat sich der 
Unternehmenswert der weltweit größ¬ 
ten Stahlkonzerne im Durchschnitt 
halbiert. Zu der zyklischen Abküh¬ 
lung gesellen sich strukturelle Proble¬ 
me. Lediglich eine längere Hochkon¬ 
junktur würde es den Stahlherstellern 
erlauben, erneut die einst hohen Pro¬ 
fite zu erwirtschaften. Dies ist jedoch 
unwahrscheinlich. 

Doch eine Wiederbelebung der Bau¬ 
tätigkeit in Südeuropa sowie ein nen¬ 
nenswerter Aufschwung der Automo¬ 
bilmärkte in der EU sind kurz- bis 
mittelfristig nicht erkennbar. Daher 
dürfte die Kluft zwischen den nord- 
und südeuropäischen Stahlmärkten 
hinsichtlich Nachfrage und Angebot 


sich eher noch vergrößern, so dass 
sich der Konkurrenzkampf verschär¬ 
fen wird. Da auch nicht zu erwarten 
ist, dass die Rohstoffpreise sinken 
werden, verschärft die Lage. Wären die 
Probleme der Branche nur konjunk¬ 
turell, könnte man Hoffnung haben, 
dass vielleicht das Schlimmste für die 
Stahlkocher bald vorbei ist. Doch die 
Stahlkrise trägt auch stark strukturel¬ 
len Charakter. 

Den als gesund erachteten Auslas¬ 
tungsgrad von rund 85 Prozent hat 
die Branche seit langem nicht mehr 
erreicht. Im Krisenjahr 2009 rutschte 
die Auslastung weltweit auf 70 Prozent 
und in Europa sogar auf 60 Prozent 
hinunter. 2011 waren die globalen Ka¬ 
pazitäten lediglich zu 78 Prozent aus¬ 
gelastet. In Europa waren es nur noch 
74 Prozent. Branchenanalytiker ge¬ 


hen davon aus, dass die nächsten Jah¬ 
re noch tiefere Auslastungen bringen 
werden. 

Preisdruck steigt zu 
Lasten der Kollegen 

Aus Sicht der Konzernbosse könn¬ 
te einzig die Stilllegung unrentabler 
Werke eine Besserung bringen. Eine 
Wiederbelebung der Bautätigkeit in 
Südeuropa sowie ein nennenswerter 
Aufschwung der Automobilmärkte in 
der EU sind kurz- bis mittelfristig nicht 
erkennbar. Daher dürfte die Kluft zwi¬ 
schen den nord- und südeuropäischen 
Stahlmärkten hinsichtlich Nachfra¬ 
ge und Angebot bestehen bleiben, so 
dass sich die hohe Wettbewerbsintensi¬ 
tät sowie der daraus abgeleitete Preis¬ 
druck fortsetzen werden. Da nicht zu 
erwarten ist, dass die Rohstoffkosten 


wesentlich zur Entlastung beitragen, 
werden die Konzerne zum Großan¬ 
griff auf die Arbeitsplätze der Kolle¬ 
gen übergehen. Der deutsche Bran¬ 
chenführer ThyssenKrupp hat bereits 
den Abbau tausender Arbeitsplätze in 
seiner Stahlsparte angekündigt. Heinz 
Jörg Fuhrmann, Vorstandschef des 
zweitgrößten deutschen Stahlherstel¬ 
lers, Salzgitter, plant ebenfalls drasti¬ 
schen Arbeitsplatzabbau. Denn „es be¬ 
darf einer Rosskur“, wird er in Medien 
zitiert. 

Ende Juni beschäftigte Salzgit¬ 
ter noch 25 272 „Mitarbeiter“. Für 
die „personalbezogenen Maßnah¬ 
men“ - sprich Arbeitsplatzraub - ist 
zwischen dem Unternehmen Salz¬ 
gitter, dem Konzernbetriebsrat und 
der IG Metall eine als „Zukunftsver¬ 
trag“ bezeichnete Rahmenvereinba¬ 
rung verhandelt worden, deren for¬ 
maler Abschluss in Kürze erfolgen 
soll. Das IG Metall-Vorstansmitglied 
Hans-Jürgen Urban wies das von der 
Salzgitter AG angekündigte Sparziel 
von mehr als 1 500 Stellenstreichun¬ 
gen als „spekulativ und überflüssig“ 
zurück. 

Der Konzern schreibt dagegen in sei¬ 
ner Halbjahresbilanz, dass es für die 
„Personalreduzierung oberhalb von 
1500 Stellen“ schon eine Rahmenver¬ 
einbarung mit der Arbeitnehmersei¬ 
te gebe und dass das Verabschieden 
dieses „Zukunftsvertrages“ nur noch 
eine Formalie sei. 


Das verneint die Gewerkschaft. „Be¬ 
triebsräte und die IG Metall können 
und wollen die durch den Vorstand ge¬ 
nannten Zahlen weder bestätigen noch 
akzeptieren“, sagte Urban laut Mittei¬ 
lung. Erinnern wir uns: Rund drei Vier¬ 
tel der westdeutschen Stahlwerke wur¬ 
den in den 70er und 80er Jahren trotz 
heftiger gewerkschaftlicher Kämpfe 
dichtgemacht. Rund die Hälfte der 
Malocher wurden auf die Straße ge¬ 
setzt. Die Ursache für die damalige 
Stahlkrise war vor allem die abneh¬ 
mende Nachfrage auf dem Weltmarkt, 
die sich in Überkapazitäten, Marktsät¬ 
tigung und EG-Quoten äußerte, sowie 
die Billig-Konkurrenz aus Asien und 
den RGW-Ländern. Heute herrschen 
in Europa horrende Überkapazitäten. 
Mit dem Platzen der kreditfinanzierten 
südeuropäischen Immobilienblase ist 
der Bedarf des größten Stahlverbrau¬ 
chers, der Baubranche, nachhaltig re¬ 
duziert. Andere Großabnehmer, wie 
die Automobilindustrie oder der Ma¬ 
schinenbau, wachsen längst nur noch 
außerhalb Europas. 

Die Medien stellen die Stahlkrise so 
dar, als seien „Fehler“ der Konzernlei¬ 
tungen für diese Krise verantwortlich, 
so zum Beispiel bei ThyssenKrupp im 
Zusammenhang mit dem Bau der Wer¬ 
ke in Brasilien und in den USA. Aber 
diese „Theorie der Fehlentscheidun¬ 
gen von Vorständen“ ist nur eine Ne¬ 
belkerze und versperrt den Blick auf 
die wahren Ursachen. Wilhelm Dörner 



Vor 25 Jahren: Deutsche und ausländische Kinder setzen sich vor dem Werktor 
der Krupp-Hütte gemeinsam für den Erhalt der Arbeitsplätze ein. 
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Der Rotstift als Skalpell 

Wenn ein neues Krankenhaus auf dem letzten Platz landet 


V iele Kliniken in Deutschland be¬ 
finden sich in der Krise. Kran¬ 
kenhäuser verkommen zum 
„Markt-Platz“ für die Ware Gesund¬ 
heit. Patienten sind unzufrieden. Be¬ 
schäftigte verschiedener Abteilungen 
werden outgesourct, aus dem „Kernge¬ 
schäft“ ausgegliedert. 

Die Allgemeine Ortskrankenkasse 
(AOK) und die Barmer GEK haben 
1,5 Millionen Versicherte befragt, wie 
sie den Krankenhausaufenthalt, von 
dem sie aktuell betroffen waren, be¬ 
werten würden. Ergebnis: So wie bis¬ 
her kann es nicht bleiben. 

Bewertet wurde nach folgenden Merk¬ 
malen: „Ärztliche Versorgung“. „Pfle¬ 
gerische Betreuung“ sowie „Organi¬ 
sation und Service“. Schließlich wur¬ 
den die Patienten gefragt, ob sie für 
das Krankenhaus ein „Weiterempfeh¬ 
len“ geben würden. Die Patientenzu¬ 
friedenheit wurde in Prozent gemes¬ 
sen. 100 Prozent bedeutete also „Vol¬ 
le Zufriedenheit“. Bundesweit gab es 
706 000 Rückmeldungen, in NRW wa¬ 
ren es 124 000. Die Quote der Rück¬ 
läufer betrug fast 50 Prozent. 

Bei der „Ärztlichen Versorgung“ ga¬ 
ben die Patienten den Kliniken Mör- 
senbroich-Rath den besten Wert (86). 
Am schlechtesten schnitt das Sana- 
Krankenhaus Gerresheim ab (78). 
Vorletzter ist das Sana-Krankenhaus 
Benrath. Bei der „Pflegerischen Be¬ 
treuung“ führt die Paracelsus-Klinik 
Golzheim (84). Am Ende rangiert 
wieder Sana in Gerresheim (73). An 
vorletzter Stelle liegt erneut Sana in 
Benrath. Die letzte Stelle bei „Orga¬ 
nisation und Service“ hat ebenfalls 
Sana in Gerresheim (68), diesmal zwei 
Plätze davor: Sana in Benrath (73). Es 
erscheint logisch, dass für das Sana- 
Krankenhaus in Gerresheim die we¬ 
nigsten Weiterempfehlungen ausge¬ 
sprochen werden (70). Benrath liegt 
wiederum an vorletzter Stelle (74). 

Im Vergleich mit 47 anderen Kliniken 
in NRW liegt das Sana-Krankenhaus 
Gerresheim bei der „Ärztlichen Ver¬ 
sorgung“ an drittletzter Stelle. Schlech¬ 
ter ist das Sana-Klinikum Remscheid 
(73). Den vorletzten Platz belegt Sana 
Gerresheim auch im NRW-Vergleich 
bei der „Pflegerischen Betreuung“, ge¬ 
folgt von Sana in Remscheid. Bei dem 
Vergleich gab es die zweitwenigsten 
„Weiterempfehlungen“ für Gerres¬ 
heim, schlechter war nur ein Kranken¬ 
haus in Willich. 

Die vier Sana-Kliniken, drei Heli¬ 
os-Kliniken, die Paracelsus-Klink 
in Düsseldorf-Golzheim, die Capio- 
Klinik in Hilden (Capio AB, Schwe¬ 
den) haben private Träger. Die meis- 


Ist derzeit von Mainz die Rede, denkt 
kaum jemand an die singende und la¬ 
chende Hochburg der Fassenacht oder 
den rheinhessischen Bundesligisten, 
sondern an Chaos bei der Bahn. Um¬ 
geleitete, ausgefallene und verspätete 
Züge im weiten Umkreis nerven Fern¬ 
reisende und Pendler. Das Kultusminis¬ 
terium fordert Eltern auf, ihre Kinder 
nicht zur Schule zu schicken, wenn der 
sichere Schulweg nicht gewährleistet 
sei. Die Betroffenheit reicht weit über 
das Rhein-Main-Gebiet hinaus bis ins 
Saarland. Die aktuellen Ursachen sind 
scheinbar bekannt: von 15 Fahrdienst¬ 
leitern waren zeitweilig fünf krank und 
drei in Urlaub. Da sich die Meldungen 
täglich überschlagen, soll hier nur auf 
ein paar grundsätzliche Aspekte und 
den Umgang mit den Kollegen bei der 
Bahn eingegangen werden. 

In Internetforen erwähnen sachkundi¬ 
ge Schreiber (Bahnbeschäftigte?) häu¬ 
fig den Namen Mehdorn. Der sollte im 
Auftrag der Schröder-Fischer-Regie- 
rung die Bahn fit machen für den Bör¬ 
sengang als Krönung von deren Priva¬ 
tisierung. Wie bei anderen privatisier¬ 
ten Staatsbetrieben wurde vor allem 
beim Personal gespart. Kenner berich¬ 


ten Krankenhäuser in NRW stehen 
unter kirchlicher oder kommunaler 
Trägerschaft. 

Landesgeschäftsführer Heiner Beck¬ 
mann von der Barmer vertrat in der 
Westdeutschen Zeitung die Auffassung, 
dass es egal sei, ob es sich um öffent¬ 
liche, kirchliche oder private Kran¬ 
kenhäuser handele. Alle Träger hätten 
„Häuser, die etwas tun müssen.“ 

Die DKP hat die Analyse am Bei¬ 
spiel von elf berücksichtigten Kran¬ 
kenhäusern in Düsseldorf genauer 
unter die Lupe genommen. Für die 
auffallend schlechten Werte für das 
Sana-Krankenhaus in Gerresheim 


mag es eine vordergründige Erklä¬ 
rung geben: Das alte Gebäude wurde 
bei laufendem Betrieb abgerissen und 
durch ein neues ersetzt. Gegen diese 
Erklärung spricht eine Aussage von 
Markus Mohrmann, Vorstand AOK 
Rheinland/Hamburg, dass in ältere 
Kliniken zu wenig investiert werde. 
Zumindest eine Personalie, die sehr 
leise behandelt wurde, fällt in diesem 
Zusammenhang auf: Dr. Birgit Fouck- 
hardt-Bradt war plötzlich nicht mehr 
Geschäftsführerin bei Sana ... Der 
Freundeskreis Gerresheimer Kran¬ 
kenhaus e.V.“ war jedenfalls sehr 
überrascht: „Die Art und Weise des 
Vorgehens des Sana-Vorstands und 
die mangelhafte Kommunikation 
sorgten für Verwunderung. Schließ¬ 
lich haben wir jahrelang mit Dr. 
Fouckhardt-Bradt gut zusammenge- 


ten u. a. von Plänen, alle Stellwerke an 
sieben Standorten zusammenzufassen. 
Deshalb seien kaum noch Fahrdienst¬ 
leiter ausgebildet worden. Zwar seien 
die Pläne vor drei Jahren ad acta ge¬ 
legt worden, nicht aber das Kaputtspa¬ 
ren. Wenn jetzt FDP-Spitzenkandidat 
Brüderle als Reaktion auf das Main¬ 
zer Chaos die Privatisierung der Bahn 
verlangt, löst das nur noch Kopfschüt¬ 
teln aus. 

Bundesweit schieben die Fahrdienst¬ 
leiter der Bahn eine Million Überstun¬ 
den vor sich her, die Lokführer sogar 
drei Mio. von insgesamt acht Mio. im 
Konzern. Diese Zahl entspricht ca. 
5000 fehlenden Beschäftigten. Laut 
der Eisenbahn- und Verkehrsgewerk¬ 
schaft EVG fehlen allein in den Stell¬ 
werken ca. 1 200 Beschäftigte. 

Die Mainzer Allgemeine schrieb, in 
jüngster Zeit seien tags nur zwei statt 
drei und nachts nur einer statt zwei 
Fahrdienstleitern im Stellwerk, von 
dem auch der Verkehr auf Bahnhö¬ 
fen in der Umgebung gesteuert wer¬ 
de. Wird hier mit der Sicherheit Zehn¬ 
tausender Passagiere gespielt? Die 
15 Fahrdienstleiter reichen in Mainz 
selbst dann nicht aus, wenn keiner fehlt, 


arbeitet. Sie und ihr Team hatten mit 
dem Bau eine organisatorische Best¬ 
leistung vollbracht...“ 

Insgesamt geht es um viel Geld, denn 
die Stadt Düsseldorf hat mit ihrer 
CDU/FDP-Mehrheit nicht nur die 
Mehrheit des kommunalen Kranken¬ 
hauses an Sana abgegeben. Umgekehrt 
hat Sana sich verpflichtet über 50 Mil¬ 
lionen Euro zu investieren. Die neu¬ 
en Anteilseigner von Sana betrachten 
diese Summe nicht als „Spende“, son¬ 
dern als Investition, die sich gewinn¬ 
bringend amortisieren soll. 
Entlassungen und Wiedereinstellun¬ 
gen zu niedrigeren Löhnen sind zwar 


nicht vertrauensbildend, steigern aber 
den Gewinn: Bei Sana in Gerresheim 
wurden 70 Kolleginnen und Kollegen 
des klinikeigenen Personals entlassen. 
Neben der Küche wurden auch die 
Bereiche Bettenzentrale, Reinigung 
und EDV „ausgegliedert“. Das Ende 
des fünfjährigen Kündigungsschutzes 
kam da gerade richtig. Die Bewirtung 
der 560 Gäste beim Richtfest war der 
letzte öffentliche Auftritt des Küchen¬ 
personals. 

Dazu gab es eine personal- und ge¬ 
haltsrelevante Umorientierung: Sana 
trat aus dem Kommunalen Arbeitge¬ 
berverband (KAV) aus. Das war für 
viele gutgläubige „Sozialpartner“ ein 
Vertrauensbruch, hatte es doch ge¬ 
heißen: „Bei Sana sind wir der festen 
Überzeugung, dass die Verlässlichkeit 
des Arbeitgebers wesentlich ist für die 


Reserven für Krankheitsfälle, Urlaub, 
Fortbildung etc. sind wohl nicht vorge¬ 
sehen. Gewerkschafter sprechen von 
über 20 notwendigen Fahrdienstleitern 
in der rheinland-pfälzischen Haupt¬ 
stadt. Seit Jahren weisen EVG und 
Betriebsräte auch dort auf den Per¬ 
sonalmangel hin und warnen vor den 
Folgen. Deshalb liegt hier kein unvor¬ 
hersehbares Ereignis vor. 

FDP-Mann Döring fordert, die Kol¬ 
legen aus dem Urlaub zu holen. Das 
ist mehr als eine Mischung aus ar¬ 
beitsrechtlicher Inkompetenz und Ig¬ 
noranz gegenüber Menschen, die seit 
Jahren einen verantwortungsvollen 
Beruf unter aufreibenden Bedingun¬ 
gen ausüben. Es ist auch das wahre 
Gesicht derer, die im Wahlkampf im¬ 
mer „Familie“ rufen und jetzt den nur 
in der Ferienzeit möglichen Famili¬ 
enurlaub Anderer abbrechen lassen 
wollen. Käme der Herr von der Partei 
der Besserverdienenden damit durch, 
würde auch in anderen Bereichen Ur¬ 
laubsgewährung, -Unterbrechung und 
-abbruch völlig zum Spielball von Pro¬ 
fitinteressen werden. Der Vorschlag, 
pensionierte Fahrdienstleiter zu reak¬ 
tivieren, verdeutlicht die Hilflosigkeit 


Motivation der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter.“ 

Es gab über Monate Streit und Streik, 
da die Vorteile des Tarifvertrages des 
öffentlichen Dienstes (TVöD) von 
Sana durch einen Haustarifvertrag ä 
la Sana gekippt werden sollten. Die 
Arbeitskampfmaßnahmen zeigten 
Wirkung: Sana ging eine Gastmitglied¬ 
schaft beim KAV ein und übernahm 
den TVöD. 

Der Hintergrund dieser Verhältnisse 
wird von der Sana Kliniken Aktien¬ 
gesellschaft (AG) gebildet. Die AG 
ist nicht börsennotiert. Sie betreibt 48 
Krankenhäuser und Seniorenzentren. 


Dort arbeiten 26 000 Kolleginnen und 
Kollegen, die dafür sorgen, dass die 
„Ergebnisse“ stimmen - die medizini¬ 
schen und die finanziellen. Die Gewin¬ 
ne gehen an die Aktionäre. Das sind 31 
Unternehmen der privaten Kranken¬ 
versicherungen (PKV). Ihre Anteile 
in Prozent: DKV (21,7 Prozent), Sig¬ 
nal (14,5), Allianz Private (13,8), Con- 
tinentale (10,1), Debeka (10,1), Deut¬ 
scher Ring (4,2), Barmenia (3,7) und 
24 andere private Krankenversiche¬ 
rungen halten 21,9 Prozent, darunter 
AXA, HUK-Coburg und Mannheimer. 
Wenn Heiner Beckmann von der Bar¬ 
mer mit Blick auf die Patientenzufrie¬ 
denheit die Auffassung vertritt, dass 
alle Krankenhausträger „etwas tun 
müssen“, dann ist das wohl unbestrit¬ 
ten. Und für bestimmte Träger gilt dies 
ganz besonders. Uwe Koopmann 


des Bahnmanagements angesichts des 
selbstverschuldeten Chaos. Die EVG 
fordert, dass mehr ausgebildet und be¬ 
schäftigt wird. Nur so lässt sich mittel¬ 
fristig wieder ein geordneter Bahnbe¬ 
trieb gewährleisten. 

Bahnchef Grube hat sich mittlerwei¬ 
le für das Chaos entschuldigt. Schöne 
Worte allein entschädigen aber nicht 
die Berufspendler, die u.a. versäum¬ 
te Arbeitszeiten nacharbeiten müs¬ 
sen. Auch die Betreiber des Regio¬ 
nalverkehrs wie z.B. die Bahntochter 
DB-Regio oder die Mittelrheinbahn 
haben Probleme. Sollte die Landesre¬ 
gierung auf den bei Verspätungen und 
Zugausfällen üblichen Vertragsstrafen 
beharren, werden die Betroffenen die¬ 
se dann wieder bei der DB Netz AG 
einzuklagen versuchen. Sagt da noch 
einer „privat gehfls besser“? 

Die Mainzer Ereignisse unterstreichen 
die Forderung nicht nur der DKP, dass 
grundlegende Infrastrukturaufgaben 
nicht in die Hände privater Profiteure 
und verschachtelte Konzernkonstruk¬ 
te gehören, sondern in öffentliche Ei¬ 
gentumsformen unter demokratischer 
Kontrolle. 

Volker Metzroth 


DKP gegen Zwangsräumungen 

Die DKP Main-Kinzig fordert die Ver¬ 
antwortlichen der Stadt Hanau auf, 
die geplanten Zwangsräumungen von 
Wohnungen in der Daimlerstraße zu 
verhindern. „Den gezielten Benach¬ 
teiligungen von Menschen aus Rumä¬ 
nien und Bulgarien bei der Suche von 
Arbeitsplätzen und Wohnungen muss 
ein Ende gemacht werden. Hier zeigt 
sich wieder einmal, dass die Grenzen in 
Europa nur für den Kapital- und Wa¬ 
renverkehr beiseite geräumt werden, 
nicht aber für die Menschen“, so die 
Kommunisten. 

Wem die Arbeitsaufnahme verwehrt 
werde, verfüge folglich auch nicht 
über ausreichend finanzielle Mittel, 
um die ständig steigenden Mieten zu 
bezahlen. Es sei ein Skandal, dass der 
Eigentümer der Häuser in der Daim¬ 
lerstraße einerseits die Gebäude ver¬ 
fallen lasse und andererseits noch das 
große Geschäft damit machen wolle. 
„Wenn er dann auch noch die eine Be¬ 
völkerungsgruppe, die ohnehin zu den 
ärmsten gehört und überall mit Aus¬ 
grenzung zu kämpfen hat, als Melk¬ 
kühe aussucht, darf die Stadt Hanau 
nicht tatenlos Zusehen“, heißt es in der 
Mitteilung der DKP weiter. Den Men¬ 
schen aus der Daimlerstraße müssten 
Wohnungen sowie der Zugang zu Bil¬ 
dung und gesundheitlicher Versorgung 
gewährt werden. 

Streik beim Roten Kreuz 
Berufsbildungswerk Berlin 

Beim Rotkreuz-Institut Berufsbil¬ 
dungswerk gGmbH (RKI-BBW) in 
Berlin-Kladow wird seit dem 12. Au¬ 
gust gestreikt, ver.di fordert für die 
rund 120 Beschäftigten, dass die Ge¬ 
hälter an das Tarifniveau des öffent¬ 
lichen Dienstes angeglichen werden. 
Vor elf Jahren erhielten sie letztmals 
eine Tariferhöhung, danach kündig¬ 
te der Arbeitgeber den Tarifvertrag, 
ein neuer konnte seitdem nicht abge¬ 
schlossen werden. Im RKI-BBW Ber¬ 
lin-Kladow werden Jugendliche mit 
einer psychischen Behinderung in 15 
Berufen ausgebildet, unter anderem 
im Bürobereich, dem Gartenbau und 
in Metallberufen. Das Rote Kreuz un¬ 
terhält bundesweit mehrere Berufs¬ 
bildungswerke, die alle tarifgebunden 
sind - bis auf Berlin. 

Minijobs sind Indiz für 
zunehmende Altersarmut 

„Die Bundesregierung darf das Pro¬ 
blem der Altersarmut nicht länger 
kleinreden ...“ so die Präsidentin des 
Sozialverbands VdK Deutschland zu 
der steigenden Zahl an Minijobbern 
unter den Rentnern. 

Demnach zählte die Bundesagentur 
für Arbeit Ende 2012 812 000 Mini¬ 
jobber über 65 Jahre. „Wenn so viele 
Rentner einen Job ausüben, um ihre 
Alterseinkünfte aufzubessern, dann ist 
dies ein klarer Beleg dafür, dass die Al- 
tersarmut weiter wächst“, so die VdK- 
Präsidentin. 

Der Sozialverband VdK warnt schon 
lange vor dem sich verschärfenden 
Trend der Altersarmut in Deutschland 
und sieht seine Befürchtungen durch 
die neuesten Zahlen der Deutschen 
Rentenversicherung bestätigt. Diese 
zeigen, dass bei den Neurentnern im 
Jahr 2012 der Anteil der Renten un¬ 
ter Grundsicherungsniveau (700 Euro) 
bei 54,85 Prozent lag. „Auch diese Zahl 
ist alarmierend“, so Mäscher. Schuld an 
diesen Niedrigrenten seien unter ande¬ 
rem Teilzeittätigkeiten und Beschäfti¬ 
gungsverhältnisse im Niedriglohnbe¬ 
reich. „Wir brauchen regulierende 
Maßnahmen auf dem Arbeitsmarkt. 
Wer Altersarmut für künftige Gene¬ 
rationen vermeiden will, muss prekäre 
Beschäftigungsverhältnisse wie Mini¬ 
jobs, Leih- und Zeitarbeit sowie Nied¬ 
riglohnjobs eindämmen.“ 

DGB-Rechtsschutz 
erstreitet Millionen 

Der DGB-Rechtsschutz hat im ver¬ 
gangenen Jahr 2012 von den Arbeits-, 
Sozial- und Verwaltungsgerichten für 
seine Gewerkschaftsmitglieder in Hes¬ 
sen und Thüringen rund 20,9 Millionen 
Euro in 8 802 Verfahren erstritten. 
Der Rechtsschutz hatte wieder mehr 
arbeitsrechtliche Verfahren, insbeson¬ 
dere Kündigungsschutzverfahren und 
Lohnzahlungsklagen zu verzeichnen. 



Kaputtsparen führt ins Chaos 

Fahrdienstleiter bei der Bahn leisteten eine Million Überstunden 











4 Freitag, 23. August 2013 


Thälmann-Ehrung in Ziegenhals 

Einige hundert Personen kamen am 
Sonntag, 18. August, dem 69. Todes¬ 
tag Ernst Thälmanns nach Ziegenhals, 
um des am 18. August 1944 von den 
Faschisten im KZ Buchenwald ermor¬ 
deten Führers der deutschen Arbeiter¬ 
klasse und Vorsitzenden der KPD zu 
gedenken. Eingeladen hatte der Freun¬ 
deskreis „Ernst Thälmann - Gedenk¬ 
stätte Ziegenhals“. Deren Sprecher 
Max Renkl, machte den jüngst zurück¬ 
getretenen Ministerpräsidenten von 
Brandenburg, Matthias Platzek, für die 
Schändung und den Abriss der Gedenk¬ 
stätte Ziegenhals verantwortlich. Re¬ 
debeiträge zur Ehrung des ehemaligen 
KPD-Vorsitzenden kamen von Alfred 
Fritz, KPD, dem Vorsitzenden der DKP 
Patrik Köbele und Ali Suesem vom Kur¬ 
dischen Volksrat Berlin. Delegationen 
von verschiedenen kommunistischen 
Parteien wie der griechischen KKE, der 
türkischen TKP 1920 und der Syrischen 
Kommunistischen Partei erwiesen der 
international geachteten Integrations¬ 
figur der kommunistischen Weltbewe¬ 
gung ihre Ehre. Stefan Natke 

Schließung statt 
No-Spy-Abkommen 

„Zu glauben, dass ein No-Spy-Abkom¬ 
men US-amerikanische Geheimdienste 
am Ausspionieren befreundeter Länder 
hindern würde, ist der Gipfel der Naivi¬ 
tät“, erklärt die innenpolitische Spreche¬ 
rin der Fraktion „Die Linke“, Ulla Jelp¬ 
ke. Sie fährt fort: „Tarnen,Täuschen und 
Betrügen gehört nun einmal zum We¬ 
sen der Geheimdienstarbeit. Dass ein 
solches Abkommen auch noch von den 
Geheimdiensten in geheimen Gesprä¬ 
chen ausgehandelt werden soll, zeigt die 
ganze Absurdität dieses untauglichen 
Vorgehens. Ein wirkungsvoller Schritt 
zum Schutz der Bundesbürger vor Spio¬ 
nage wäre die Schließung aller US-Ge- 
heimdienststützpunkte in Deutschland. 
Die Europazentrale des US-Nachrich- 
tendienstes NSA in Stuttgart-Vaihingen 
muss sofort dicht gemacht... werden.“ 

Nachspiel fürjrminsul“ 

Zehn Neonazis stehen seit vergange¬ 
nem Freitag unter dem Vorwurf der Bil¬ 
dung einer kriminellen Vereinigung in 
Berlin vor Gericht. Sie sollen als Betrei¬ 
ber des rechtsextremen Internetradios 
„Irminsul“ diverse Straftaten wie Volks¬ 
verhetzung, Verwenden von Kennzei¬ 
chen verfassungswidriger Organisatio¬ 
nen und Gewaltverherrlichung began¬ 
gen haben, indem sie entsprechende 
Rechtsrock-Lieder in ihren moderier¬ 
ten Sendungen abgespielt hatten. 

Die Verlesung der Anklage, die alle ju¬ 
ristisch relevanten Songs samt Liedtex¬ 
ten aufzählte, dauerte über zwei Stun¬ 
den und ließ tief in die hasserfüllte, 
menschenverachtende Gedankenwelt 
der Neonazis blicken. Interpreten mit 
Namen wie „Gestapo“ sangen „Heil 
dem Führer“ und „Hitler, Retter der 
Nation“ oder die so genannten „Ziller¬ 
taler Türkenjäger“ phantasierten von 
Mord an Linken und Migranten in Ber- 
lin-Kreuzberg. Immer wieder wurde der 
Holocaust geleugnet oder zu Straf- be¬ 
ziehungsweise Gewalttaten aufgerufen. 
Laut Anklage war die Gruppe seit Ja¬ 
nuar 2011 als Nachfolgeprojekt von 
„Radio Kaffebraun“ online aktiv. Die 
Staatsanwaltschaft warf den einzelnen 
Angeklagten unterschiedliche Funkti¬ 
onen in der Gruppe vor: Das Modera¬ 
torenteam bestand aus Sandra N. aus 
Berlin (unter dem Namen „Forseti_w“), 
Nadine M. aus Castrop-Rauxel (unter 
dem Alias „Ruhrpott Göre“), Ferdi¬ 
nand R. aus Görlitz (als „Ruhm und 
Ehre“), Daniela K. aus dem bayerischen 
Stein (Name „Uschi88“), Sebastian B. 
aus Altenkirchen („Pfälzer Sturm“) so¬ 
wie Nicole A. aus Altenkirchen („Mau- 
si“) die jeweils eigene Sendeplätze be¬ 
spielten. Tino H. aus Penig soll neben 
Sandra N., Nadine M. und Ferdinand R. 
als Administrator tätig sowie für die Fi¬ 
nanzen zuständig gewesen sein. Die bei¬ 
den Angeklagten Michael S. aus Hen¬ 
nigsdorf und Marc R. aus Berlin un¬ 
terstützten das Projekt finanziell durch 
Spenden. Der Berliner Sebastian Sch. 
half der Gruppe mit dem Layout der 
Webseite. Mit der Anklageverlesung 
und einigen formalen Absprachen en¬ 
dete der erste Verhandlungstag. 

(blick nach rechts) 


Innenpolitik unsere zeit m 

„Wollt ihr den totalen Staat?“ 


... ruft uns der Bundeswehrprofessor Michael Wolfs¬ 
sohn im Focus verzweifelt zu. Mit dem Kreuzchen bei 
der SPD am 22. September würde der nämlich kom¬ 
men: „Die künftige Grund- und Ausrichtung unserer 
Republik steht am 22. September auf des Messers 
Schneide.“ Mehr noch: „Eine neue, ganz und gar an¬ 
dere Bundesrepublik könnte entstehen.“ Und wie die 
dann aussehen soll: „Tatsächlich Sozialismus“. Who- 
auuu. 

Der Herr Professor weiß natürlich auch, was Sozia¬ 
lismus ist: „Das gigantisch, krakenhafte Anwachsen 
staatlicher Zuständigkeiten, also behördlicher, ver- 
ordneter Fremdbestimmung auf Kosten individueller 
Selbstbestimmung (...) Umverteilung und Schröpfen 
von Leistungsträgern.“ 

Da so etwas beim besten Willen nicht dem wackeren 
Peer in die Schuhe zu schieben ist, muss etwas „Dun¬ 
kelrot“ her „also die Linke“, welche die SPD brau¬ 
che, „um eine mehrheitsfähige Koalition zu zimmern“. 
„Dieses Vorhaben will und wird sich die SPD-Führung 
zwei Tage nach der Bundestagswahl vom Kleinen Par¬ 
teitag absegnen lassen“, weiß der Bundeswehr-Lehrer 
ganz genau, „der Parteitag wird dies absegnen. Macht¬ 
ergreifung um jeden Preis.“ 


Mit seinen, wenn auch reziproken Anleihen an der 
Goebbels-Rhetorik hilft uns der Herr Wolfssohn, ein 
ausgewiesener Fachmann für rhetorische Vornevertei¬ 
digung wie sein Vater im Geiste Adolf Heusinger, ein 
wenig besser zu verstehen, wie es um den, heute sagt 
man wohl, team spirit der Truppe bestellt ist: „Wollt ihr 
den totalen Staat?“, die „totale Fremdbestimmung“?, 
den „rot-rot-grünen Kraken-Staat“? „Klotzen, nicht 
kleckern!“, damit konnte schon der Heinz Guderian 
selbst den größten Feldherrn aller Zeiten überzeugen. 
„Der schnelle Heinz“ („Niemand darf fanatischer an 
den Sieg glauben und mehr Glauben ausstrahlen als 
Du“), Erfinder der Vorneverteidigung mit der „Pan¬ 
zerwaffe“, ist auch so einer der Ahnherren von Wolfs¬ 
sohns Truppe, die ja Deutschland nun wieder am Hin¬ 
dukusch und auch anderswo verteidigt. 

Sein Viersternegeneral Klaus Naumann definierte 
1991 die deutschen „Sicherheitsinteressen“ als „Auf¬ 
rechterhaltung des Welthandels und des Zugangs zu 
den strategischen Rohstoffen“. Damals noch „in ei¬ 
nem Krisenbogen von Marokko bis nach Pakistan“. So 
kleinlich braucht heute auf der Hardthöhe niemand 
mehr sein. Warum also im Wahlkampf, mag sich da der 
Herr Professor gesagt haben. 


Wolfssohn gilt („Krisenbogen“) im Medienzirkus gern 
auch als Nahost- oder Israel-Experte. Offenbar wegen 
seiner bewegenden Anteilnahme an der israelischen 
Vorne-Verteidigung. Der Beschuss von Großghettos 
hat ja historische Vorbilder, bei denen sich die Väter 
der Bundeswehr bestens auskannten. So eine Exper¬ 
tise mag man ja nicht verkommen lassen. (Eurohawk). 
„Deutschland geht es gut.“ So gut, dass die Propagan¬ 
da-Abteilungen schon wieder mit tragischem Tremolo 
bei Strauß und Goebbels abkupfern dürfen. „Merkel 
oder Sohohoozialismus“, oder „Wohohoollt ihr den 
totalen Staat?“ Na, dann kann ja nichts mehr schief 
gehen. 

Nebenbei, der gigantische, totale, fremdbestimmte 
Kraken-Staat, wäre deutlich weniger gigantisch, to¬ 
tal und fremdbestimmt, wenn die 31-Milliardenkra- 
ke Bundeswehr inklusive Bundeswehrhochschule 
ersatzlos gestrichen würde. Und Verfassungsschutz, 
MAD und BND gleich mit. Vielleicht sollte der Pro¬ 
fessor Wolfssohn gleich mal den Anfang machen und 
als ungeschröpfter, selbstbestimmter Leistungsträger 
beim Aldi im Lager die Segnungen der schwarz-gelben 
Leistung-muss-sich-wieder-lohnen-Politik, sozusagen 
im Selbstversuch, ausprobieren. Guntram Hasselkamp 


Einfach mal die Klappe halten 

ln der SPD beginnt der Bär zu tanzen 


Nun dröhnt es wieder auf den Markt¬ 
plätzen, in den Fußgängerzonen und 
vor den Einkaufsmärkten, bunte Fähn¬ 
chen wehen und Luftballons gibt’s für 
die Kleinen - es ist Wahlkampfzeit in 
Deutschland. Sie werben für ein „star¬ 
kes Deutschland“, wirklich? Ein star¬ 
kes Deutschland wirklich mit denen 
von CDU und CSU, SPD und Grünen, 
der FDP oder gar dem Rechtsausleger 
Alternative für Deutschland statt mit 
den arbeitenden Menschen? 

Die Kanzlerin gibt sich diesmal wie¬ 
der mal nicht unbescheiden. Sie re¬ 
präsentiert, wie sie selbst vorgibt, die 
„beste Regierung seit der Wiederver¬ 
einigung“? Sie fühlt sich nicht verant¬ 
wortlich für die sich ausbreitende Ar¬ 
mut, die Jugendarbeitslosigkeit, die 
gescheiterten Rüstungsprojekte, die 
Ausspähungsaffäre der 
NSA und ihre eigenen 
Geheimdienste. Aller¬ 
dings bekennt sie sich of¬ 
fen zu weltweiten Einsät¬ 
zen der Bundeswehr und 
zur Kriegspolitik Deutsch¬ 
lands. Deutschland muss in 
der Welt mitmischen. Und 
in der europäischen Politik 
gilt die Kanzlerin längst als 
eine Garantin für eine Po¬ 
litik der unfreien und sozi¬ 
alreaktionären Marktwirt¬ 
schaft. In den massenwirk¬ 
samen Fernsehsendungen 
wird sie zudem genüsslich 
belegen können, dass die 
Sozialdemokraten jeder 
wichtigen Entscheidung, 
sei es in der Europa- oder 
Außenpolitik letztendlich 
zugestimmt hatten. 

Übrigens: Kein Bundes¬ 
kanzler vor ihr hatte ei¬ 
nen so großen Personalverschleiß wie 
die gegenwärtige Amtsinhaberin. Nicht 
nur in ihrer Partei. Zwei Bundespräsi¬ 
denten mussten ausgewechselt werden. 
Zwei Verteidigungsminister mussten 
gehen und einige Ministerstühle wa¬ 
ckeln. Auch bei verschiedenen Land¬ 
tagswahlen hatte sie keine glückliche 
Hand: Dem Verlust der Mehrheit in 
Nordrhein-Westfalen, folgte das de¬ 
saströse Wahlergebnis in der einstigen 
CDU-Hochburg Baden-Württemberg 
und dann wurde die CDU in die Oppo¬ 
sition in Niedersachsen und in Schles¬ 
wig-Holstein gedrängt. Dennoch gilt 
sie als Glücksfee der Unionsparteien. 
Denn Meinungsumfragen zufolge, ist 
ihr Ansehen im In- und Ausland hoch. 
Sie hält einen uneinholbaren Vor¬ 
sprung vor ihrem Konkurrenten und 
auch die Regierungspartei liegt um 
Längen vor der SPD. Somit soll sie also 
am 22. September den Unionspartei¬ 
en weitere Regierungsjahre sichern - 
mit welchem Koalitionspartner auch 
immer. 

Der Kanzlerkandidat der SPD ist hin¬ 
gegen, angesichts der Tatsache, dass es 
keine Wechsellaune gibt, in keiner be¬ 
neidenswerten Position. Aber das stört 


Peer Steinbrück, wie man aus seiner 
Umgebung hört, nicht. Schlechte Um¬ 
fragewerte, die die SPD unter 25 Pro¬ 
zent und eine „Traumhochzeit“ mit den 
Grünen in weiter Ferne sehen, blendet 
der Kandidat bei seinen Auftritten aus. 
Dieser Mann, der übrigens noch keine 
einzige Wahl gewann, kann unter gro¬ 
ßem Jubel vor seinen Anhängerinnen 
und Anhängern auf den SPD-Wahl¬ 
kundgebungen erklären: „Ich werde 
als Bundeskanzler der Bundesrepub¬ 
lik Deutschland mit aller Härte gegen 
Steuerbetrüger vorgehen!“ War das 
nicht der Mann, der als Finanzminis¬ 
ter den steuerbetrügenden Bankern, 
die diese Republik finanzpolitisch fast 
vor den Baum gefahren hatten, Milli¬ 
arden Steuergelder zuschanzte? Aus¬ 
gerechnet diesem Mann sollen wir 


nun glauben, dass er, wie er jetzt auf 
Marktplätzen behauptet, „die Banken 
an die Kette legen“ will? Im Jahr 1999 
hat man den damaligen Finanzminis¬ 
ter Lafontaine, der genau diese Ab¬ 
sicht kundgetan hatte, aus dem Amt 
gejagt - durch den damaligen sozial¬ 
demokratischen Bundeskanzler Ger¬ 
hard Schröder. 

Zu Recht verweist Peer Steinbrück 
bei seinen Auftritten darauf, dass fast 
sieben Millionen Menschen heute für 
unter 8,50 Euro die Stunde arbeiteten. 
Das erfordert von ihm einen nächsten 
starken Spruch, nämlich: „Mit der SPD 
gibt es kein Vertun: Wir werden einen 
flächendeckenden Mindestlohn ein¬ 
führen.“ So die Botschaft des Kandi¬ 
daten. Wir können dieses Versprechen 
natürlich nur gutheißen, aber schon 
viele Versprechen sind nach den Wah¬ 
len gebrochen worden, gerade von 
Leuten wie Steinbrück. Wir sollten in 
Erinnerung behalten, dass es die Ge¬ 
werkschaften und die Linkspartei wa¬ 
ren, die diese Forderung seit Jahren 
vertreten und die SPD regelrecht ge¬ 
trieben haben, diese Forderung aufzu¬ 
greifen. Sie sind damit ungleich glaub¬ 
würdiger als der SPD-Kandidat. 


Dass solche und viele andere Sprü¬ 
che den sozialdemokratischen Wahl¬ 
kämpferinnen und -kämpfern unter 
die Haut gehen und sie begeistern, ist 
nach den bitteren Jahren der Folgen 
der Agendapolitik nur allzu verständ¬ 
lich. Sie wissen auch um die geringen 
Chancen der SPD. Sie wollen das Blatt 
wenden. Doch da kommt ihnen mitten 
im Wahlkampfgetümmel ihr früherer 
Parteivorsitzender Müntefering mit 
seiner Kritik an der SPD-Wahlkam- 
pagne für den Kanzlerkandidaten ins 
Gehege. „Der Start war misslungen. 
Mir standen die Haare zu Berge“, sag¬ 
te dieser kürzlich in einem Interview 
mit der Helmut-Schmidt-Zeitschrift 
„Zeit“. Wörtlich: „Für Steinbrück gab 
es keine Kampagne, keine Bühne, kei¬ 
ne Mitarbeiter, da gab es nichts.“ Doch, 


möchten wir hinzufügen: Da gab es 
eine Selbstausrufung des Kandidaten 
schon im Jahr 2010, das Handauflegen 
des Ex-Kanzlers Helmut Schmidt im 
Jahr 2012, die Auswahl von drei Kan¬ 
didaten und die Offenlegung der ein¬ 
kassierten Honorarleistungen durch 
Banken, Versicherungen und andere 
Einrichtungen an Peer Steinbrück im 
Jahr 2012. Zugegeben: Das war kein 
guter Start. 

Eingestanden auch: Der ehemalige 
SPD-Generalsekretär und zweimalige 
SPD-Vorsitzende hat als Organisator 
des Wahlkampfes im Jahre 1998 mit 
seinem Wahlkampf-Quartier „Kam¬ 
pa“ eine große Schlacht für die SPD 
geschlagen. Und auch im Jahr 2002 ist 
ihm die nicht mehr möglich gehaltene 
Wiederwahl Schröders geglückt. Da¬ 
nach war Hängen im Schacht. Und un¬ 
vergessen bleiben sollte das von ihm zu 
verantwortende Wahldebakel mit dem 
Spitzenkandidaten Steinmeier im Jahr 
2009, wo er wider alle Meinungsumfra¬ 
gen einen Wahlsieg der SPD prophe¬ 
zeite - eigentlich nur herbeireden woll¬ 
te. Müntefering selbst hat nach allen 
katastrophalen Wahlniederlagen seit 
2002 nie nach Gründen und tieferen 


Ursachen dafür suchen lassen. Aber 
er meint heute, ganz genau zu wissen, 
was zum miesen Ansehen seiner Partei 
geführt hat. Der tiefere Grund für die 
anhaltend schlechten Umfrageergeb¬ 
nisse, so Müntefering in der „Zeit“, sei 
die Weigerung vieler Sozialdemokra¬ 
ten, sich vorbehaltlos hinter die jüngs¬ 
ten elf Regierungsjahre der SPD zu 
stellen! Die SPD hätte einiges getan, 
um Deutschland zu stabilisieren. Wenn 
man das alles für falsch erkläre, zum 
Teil mit dramatischen Worten, dür¬ 
fe man sich nicht wundern, wenn die 
Leute sagten: „Warum sollen wir die 
denn jetzt wieder wählen? Wir müssen 
uns nicht von unserer Vergangenheit 
distanzieren“, sagte Müntefering. Und 
damit meint er nichts anderes als ein 
klares Bekenntnis zur Agenda- und 
Kriegspolitik. Das wahre 
Gesicht der SPD! 
Parteifreunden Münte¬ 
ferings kommt die Kritik 
offensichtlich unzeitge¬ 
mäß vor. „Es wäre schick, 
wenn alle Sozialdemokra¬ 
ten jetzt Wahlkampf ma¬ 
chen würden, damit wir 
die Merkel loswerden“, 
kritisiert der Sprecher des 
rechten Seeheimer Krei¬ 
ses seinen ehemaligen 
Parteivorsitzenden, der 
noch vor einiger Zeit von 
genau diesem Kreis be¬ 
jubelt worden ist. Fehler 
im Wahlkampf seien ein 
Thema, zu dem man viel 
sagen könne. „Aber nicht 
vor dem 22. September, 
18 Uhr. Bis dahin ist die 
Diskussion völlig über¬ 
flüssig.“ Auch der soge¬ 
nannte Parteilinke Steg- 
ner meint, dass der Wahlkampfstart 
sicher nicht „der Höhepunkt unserer 
Spielkunst“ gewesen sei. „Aber auch 
Müntefering weiß, dass das Spiel erst 
entscheiden ist, wenn abgepfiffen wird, 
und das passiert am 22. September.“ 
Der Künstler und Parteiveteran Klaus 
Staeck formuliert es drastischer: „Die¬ 
ses Lamento ist erstaunlich für jeman¬ 
den, der immer Solidarität gelehrt, ge¬ 
lebt und eingefordert hat und nun vor 
einer entscheidenden Wahl öffentlich 
ein Bein stellt. Um es im Stakkato-Stil 
zu sagen: Wahlkämpfen oder Klappe 
halten!“ 

Inzwischen wurde bekannt, dass der 
SPD-Vorstand unmittelbar nach dem 
Wahltag einen „Konvent“ oder kleinen 
Parteitag durchführen will. Pro forma 
gehe es um die Sichtung des Wahlergeb¬ 
nisses und um die Sondierung von Koa¬ 
litionsmöglichkeiten. Auch der Kan¬ 
didat, der bisher nie an einem solchen 
Abrechnungstag - weder nach seiner 
katastrophalen Wahlniederlage in Düs¬ 
seldorf noch nach dem Wahldebakel in 
Berlin - teilnahm, will sich dort diesmal 
äußern. Wahrscheinlich ganz im Sinne 
seines Ex-Vorsitzenden. 

RolfPriemer 
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Pleiten, Pech und Pannen-Tour 


Antifaschistinnen leisten in allen Wahlkampforten lautstarken 


der NPD 

Widerstand 



D ie NPD ist im Wahlkampf. Wie 
schon im vergangenen Jahr zur 
Landtagswahl in Nordrhein- 
Westfalen (NRW) erprobt, tourt nun 
das NPD-„Flaggschiff“ auf großer 
Deutschlandfahrt. Vom 12. August 
bis zum 21. September sollen rund 90 
Städte aufgesucht werden. Ziel der 
NPD ist es laut eigenen Angaben - ne¬ 
ben der Verbreitung ihrer neofaschisti¬ 
schen, rassistischen Parolen - „mit ge¬ 
ringstmöglichem Aufwand öffentliche 
Aufmerksamkeit zu erzielen“ Mit „an 
Bord“ sind bekannte NPD-Gesichter, 
wie Holger Apfel, Claus Kremer und 
Udo Pastors. Schwerpunkt der Tournee 
liegt auf West- und Süddeutschland: 21 
Städte sollen in Bayern angefahren 
werden, 16 in Nordrhein-Westfalen, 13 
in Hessen und zwölf in Baden-Würt¬ 
temberg. In den ausgewählten Städten 
erwartet die Neofaschisten allerdings 
kein Empfang mit offenen Armen, 
sondern zumeist entschlossene antifa¬ 
schistische Proteste. Lediglich teilwei¬ 
se heftige Polizeieinsätze ermöglichen 
überhaupt die neofaschistischen Pro¬ 
vokationen. Begleitet wurde die Tour¬ 
nee zudem von technischen Pannen, 
so dass antifaschistische Vereinigun¬ 
gen wie „Essen stellt sich quer“ bereits 
nach einer Woche Deutschlandfahrt 
von einer „Pleiten, Pech und Pannen- 
Tour der NPD“ sprechen. 

Den Auftakt machte am 12. August 
Rostock, wo die Neofaschisten bereits 
von über 300 Antifaschistinnen erwar¬ 
tet wurden. Die Polizei schuf auf dem 
Universitätsplatz eine temporäre po¬ 
lizeiliche Festung - mit Hamburger 
Gittern und eng geparkten Einsatzwa¬ 
gen -, um eine reibungslose Kundge¬ 
bung der Neonazis zu ermöglichen. Um 
den erwartet lautstarken antifaschisti¬ 
schen Protesten zu begegnen, hatte sich 
die NPD mit einer überdimensioniert 
erscheinenden Soundanlage ausge¬ 
rüstet - mit entsprechendem Genera¬ 
tor, keine Gedanken an die Umwelt. 
Allerdings sprengten die modernen 
Produktivkräfte hier buchstäblich den 
reaktionären Überbau bzw. die reak¬ 
tionäre Ideologie: Um etwa 10:15 Uhr 
herrschte auf Seiten der Nazis plötzlich 
eine Stille und jenseits der Hamburger 
Gitter lauter Jubel. Der Defekt war 
schwerwiegend, eine knappe dreivier¬ 
tel Stunde passierte nichts mehr. 

Mit fast drei Stunden Verspätung 
erreichte die NPD am Nachmittag 
Schwerin, wo die zweite Kundgebung 
stattfinden sollte. „Die Anti-NPD- 
Gegner hatten unterdessen ein beein¬ 
druckendes Stehvermögen an den Tag 
gelegt und begrüßten Apfel, Pastors & 
Co. mit einem ,Haut ab 4 aus 120 Keh¬ 
len“. (npdversenken.blogspot.eu) Die 
Neofaschisten selbst beklagten sich 
auf ihrer bundesweiten Internetseite, 
dass „ihre Motivation durch eine nicht 
zu einer Kooperation bereite Polizei¬ 
führung gebremst“ wurde, „so daß die 
letzte Station leider entfallen mußte“. 
Den Einwohnerinnen von Neumüns¬ 
ter blieb die rassistische Hetze erspart. 

Erfolgserlebnisse für 
Antifaschistinnen 

Am zweiten Tag standen Kiel, Ham¬ 
burg und Lüneburg auf dem Programm. 
Abermals begegneten den Neofaschis¬ 
ten lautstarke Proteste, die einer etwa¬ 
igen Ausbreitung neofaschistischer 
Ideologie entgegenwirkten. In Ham¬ 
burg verhinderten über 400 Antifa¬ 
schistinnen die geplante Kundgebung 
in der Innenstadt, so dass die Polizei 
das NPD-Flaggschiff in den Stadtteil 
Bergedorf umleiteten, wo den Neo¬ 


faschisten lediglich eine Stunde Zeit 
blieb für ihre nationale Hetze. Die In¬ 
ternetplattform „Endstation Rechts“ 
brachte es auf den Punkt: „Engagier¬ 
te Demokratinnen und Demokraten 
haben die NPD und ihre rassistischen 
Parolen heute aus dem Herzen Ham¬ 
burgs verbannt.“ Die Bild-Zeitung titel¬ 
te gar mit einem Zitat von Olaf Harms 
vom Hamburger Bündnis gegen Rechts 
und Mitglied des DKP-Parteivorstands: 
„Wir sagen es deutlich: Wir wollen euch 
hier nicht“. 

Die Ziele des dritten Tages waren Ol¬ 
denburg und Bremen. In Oldenburg 
gelang es Antifaschistinnen und einer 
einsichtigen Polizeileitung die NPD 


aus dem Stadtzentrum fernzuhalten 
und bei der Weiterfahrt nach Bre¬ 
men mussten die NPD-Fahrzeuge ei¬ 
nen ungeplanten Zwischenstopp auf 
der Autobahn einlegen. Die Polizei 
nahm sämtliche Personalien auf - Ver¬ 
dacht der Körperverletzung. In Bre¬ 
men schließlich angekommen, wurde 
die NPD-Kundgebung komplett auf¬ 
gelöst. Aufgrund einiger Hinweise von 
Antifaschistinnen „ordnete die Ein¬ 
satzleitung der Polizei die Auflösung 
der Kundgebung an“. Grund dafür war 
das von den Neofaschisten verwende¬ 
te Musikgut, dass nach Polizeiangaben 
als „umstrittene Marschmusik, die als 
Glorifizierung des NS-Regimes“ ange¬ 
sehen werden könne. Es handelte sich 
dabei um den Badenweiler Marsch - 
den Lieblingsmarsch Adolf Hitlers. Die 
NPD-Leitung war darüber erbost und 
will laut Internetseite „diesen schweren 
Rechtsverstoß selbstverständlich nicht 
auf sich beruhen lassen, sondern weite¬ 
re juristische Schritte unverzüglich ein¬ 
leiten“. Für Bremens Antifaschistinnen 
war dieser Tag ein riesiges Erfolgser¬ 
lebnis. Die Polizei hatte einmal gemäß 
ihres Auftrages, im Sinne des 
Schutzes der Bevölkerung vor 
rechter Volksverhetzung ge¬ 
handelt. 

Am 15. August - Tag vier der 
Deutschlandfahrt - wurden 
Hannover und Münster ange¬ 
fahren. Bereits in Hannover 
erwartete die Neofaschisten 
eine Enttäuschung: Aufgrund 
einer nicht eingehaltenen Auf¬ 
lage, durften die Redner statt 
durch ihre Soundanlage nur 
mit einem Megaphon zu ihren 


kaum vorhandenen Zuhörern spre¬ 
chen - eine Gelegenheit zum Übertö¬ 
nen, die sich Hannovers Antifaschis¬ 
tinnen nicht nehmen ließen. Die NPD 
beließ es bei einem 30-minütigen Kurz¬ 
auftritt. In Münster gelang es ca. 1 000 
Antifaschistinnen den ursprünglich ge¬ 
planten Kundgebungsort zu blockieren. 
Aufgrund des breiten Protestes sah sich 
die Polizeiführung nicht in der Lage, 
die Zufahrtswege zu räumen. Die NPD 
musste ausweichen. Aber auch auf dem 
Ausweichkundgebungsort fanden sich 
in kurzer Zeit etwa 1 500 Antifaschis¬ 
tinnen zusammen, die lautstark die 
rechte Propaganda übertönten. Aber¬ 
mals sah sich die NPD gezwungen, ih¬ 


ren Auftritt nach kurzer Zeit abzubre¬ 
chen. „Endstation Rechts“ zu den Vor¬ 
gängen nach der Kundgebung: „Doch 
es sollte noch bitterer kommen: Rund 
450 NPD-Gegner blockierten anschlie¬ 
ßend die Abfahrt der NPD Fahrzeuge 
vom Schlossplatz. Erst gegen 19:00 
Uhr - und damit nach zweieinhalb 
Stunden - konnte sich der Fahrzeug¬ 
konvoi in Bewegung setzen und Müns¬ 
ter wieder verlassen.“ 

An Tag 5 waren die Ziele der NPD Os¬ 
nabrück, Hamm und Dortmund. In al¬ 
len drei Städten erwartete die Neofa¬ 
schisten ein ähnliches Bild: Entschlos¬ 
sene antifaschistische Proteste und 
wenig bis keine interessierte Zuhöre¬ 
rinnen. In Dortmund stellten sich den 
10 Neofaschisten - darunter auch Sven 
Kahlin, der verurteilte Mörder des 
Dortmunder Punkers „Schmuddel“ - 
über 150 Antifaschistinnen entgegen. 

Polizisten zerreißen den 
Schwur von Buchenwald 

An Tag 6, dem 17. August, wurden 
Bochum, Gelsenkirchen und Duis¬ 
burg angepeilt. Die Bilder gleichen 
jenen an Tag 5. So gingen etwa in Bo¬ 
chum die Hetzreden der NPD-Funk¬ 
tionäre in den schallenden Protesten 
von 300 Antifaschistinnen unter. Er¬ 
staunt stellte die NPD fest, dass neben 
„Links-Chaoten und Angehörigen der 
SED-Linken“ sogar „FDP-Mitglieder“ 
gegen sie protestierten. Zeitgleich 
fand - abseits der Deutschlandfahrt - 
eine NPD-Wahlkampfkundgebung in 
Erfurt statt, wo die NPD gegenüber 
einer muslimischen Fleischerei auf- 
treten wollte. Der Platz vor der Flei¬ 
scherei wurde frühzeitig durch ca. 300 


Antifaschistinnen besetzt. Mit dabei 
hatten sie ein Transparent mit einem 
Zitat des Schwurs von Buchenwald: 
„Die Vernichtung des Nazismus mit 
seinen Wurzeln ist unsere Losung, der 
Aufbau einer neuen Welt des Friedens 
und der Freiheit ist unser Ziel“. Die¬ 
ses Zitat erboste die Vorsitzenden der 
NPD Thüringen laut „Erfurtnazifrei“ 
derart, dass sie „plötzlich in das Trans¬ 
parent“ rannten, „versuchten daran zu 
reißen“ und wollten „gewaltsam an ei¬ 
nen Lautsprecher der Gegenkundge¬ 
bung gelangen“. Was den Neofaschis¬ 
ten nicht gelang, führte die Polizei zu 
Ende. Statt den Übergriff der Neofa¬ 
schisten zu verhindern, zerrissen Poli¬ 
zeibeamte das Transparent und zerbra¬ 
chen die Tragestöcke. Die Sprecherin 
der „antifaschistischen koordination 
erfurt“, Ulli Klein, sagte dazu: „Das 
öffentliche Zeigen des Schwures von 
Buchenwald wurde gewaltsam durch 
deutsche Beamte unterbunden - ein 
beredtes Zeichen für die politischen 
Zustände in den Behörden dieses 
Bundeslandes. 68 Jahre nach dem 
Ende des Nationalsozialismus ist das 
kaum zu ertragen“. Zudem kam es im 
Laufe der Demonstration zu zahlrei¬ 
chen Übergriffen der Polizei auf An¬ 
tifaschistinnen. Statt die Bürgerinnen 
vor neofaschistischer Hetze zu schüt¬ 
zen und den Schwur von Buchenwald 
zu bewahren, hat die Polizei „an die¬ 
sem Tag mehrmals Gegendemonst- 
rantlnnen attackiert, sie gestoßen, ge¬ 
treten und geschlagen und dann auch 
noch gegen sie später wegen angebli¬ 
cher Gewalttaten Strafanzeige erstat¬ 
tet“. 

Am 19. August standen Essen, Wupper¬ 
tal und Düsseldorf auf dem Programm 
der NPD. In Essen wurden die Neofa¬ 
schisten schon von 150 Antifaschistin¬ 
nen erwartet, die den rechten Parolen 
ihren lautstarken Widerstand entge¬ 
gensetzten. In Wuppertal verhinderten 
Antifaschistinnen den geplanten Auf¬ 
tritt in Wuppertal-Barmen und zwan¬ 
gen der NPD einen Ausweichort auf. 
Dort ging die Kundgebung in einem 
Pfeifkonzert unter und wurde bereits 
nach einer halben Stunde abgebrochen. 
In Düsseldorf schließlich sorgten 300 
Antifaschistinnen dafür, dass die Neo¬ 
faschisten hinter engen Absperrungen 
vor dem Hauptbahnhof ihren Auftritt 
verrichten mussten. Auch hier wurde 
der braunen Ideologie bunter und vor 
allem lauter Protest entgegengebracht. 

MHad 


Nicht nachlassen! 

In den kommenden Wochen bis zur Bun¬ 
destagswahl wird die NPD ihre Deutsch¬ 
landfahrtfortsetzen. Bisher vermeiden die 
Neofaschisten es, die kommenden Termi¬ 
ne im Internet publik zu machen, so dass 
die jeweiligen Kundgebungstermine im¬ 
mer recht kurzfristig veröffentlicht werden. 
Für Antifaschistinnen ist es also notwendig 
spontan reagieren zu können, damit die 
NPD-Tour weiterhin in Pfeifkonzerten und 
lautstarkem Widerstand untergeht. Bisher 
ist es in allen Städten gelungen, Erfolge für 
die Neofaschisten zu verhindern. Es liegt 
an uns, dass es auch weiterhin so bleibt. 
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Razzien in Berlin 

400 Beamte gegen linke 
Aktivisten 

Die Bemühungen der Berliner Polizei 
und Justiz, den Druck auf die linke Sze¬ 
ne der Stadt zu erhöhen, reißen nicht ab. 
Erst in der letzten Woche kam es in der 
Bundeshauptstadt erneut zu einer gegen 
die linke Szene gerichteten Großrazzia. 
Über 400 Polizisten - darunter mehrere 
Beamte des Landeskriminalamtes und 
auch ein Sondereinsatzkommando - 
durchsuchten am 14. August verschie¬ 
dene linksalternative Wohnprojekte und 
Treffpunkte. Dabei waren die Beamten 
offenbar erneut auf der Suche nach Hin¬ 
weisen auf Personen, die in den vergan¬ 
genen Monaten unter anderem an Sach¬ 
beschädigungen an Berliner Jobcentern 
beteiligt gewesen sein sollen. 

Schon im Mai hatten die Beamten in 
Berlin, Magdeburg und Stuttgart Raz¬ 
zien bei linken Aktivisten durchgeführt, 
die sie bezichtigten, Sachbeschädigun¬ 
gen unter anderem an Jobcenter-Ge¬ 
bäuden durchgeführt zu haben. Die da¬ 
maligen Durchsuchungen waren damit 
begründet worden, dass die Bundesan¬ 
waltschaft insgesamt neun Personen 
beschuldige, eine „linksextremistisch 
motivierte kriminelle Vereinigung“ ge¬ 
bildet, bzw. eine solche unterstützt zu 
haben. Noch immer ermittelt die Karls¬ 
ruher Bundesanwaltschaft nach Para¬ 
graf 129 StGB („Bildung einer krimi¬ 
nellen Vereinigung“) gegen die Betrof¬ 
fenen, denen sie die Mitgliedschaft in 
einer Nachfolgeorganisation der „mi¬ 
litanten gruppe“ (mg) vorwirft, die den 
Namen „Revolutionäre Aktionszeilen“ 
(RAZ) trage (UZ berichtete). 

Noch am Tag der letzten Durchsuchung 
nutzte Berlins Innensenator Frank Hen¬ 
kel die neuerliche Polizeiaktion, um die 
linke Szene Berlins einer ,,hohe(n) Ge¬ 
waltneigung“ zu bezichtigen. Der „Berli¬ 
ner Zeitung“ gelang es gar, aufgrund von 
Böllerfunden in durchsuchten Objek¬ 
ten, die Überschrift „Razzia bei Links¬ 
extremisten: Polizei findet Bomben und 
Brandsätze“ zu konstruieren. 

Bereits in Folge der letzten Durchsu¬ 
chungen hatte sich der Landesvorstand 
der Berliner DKP mit den Betroffenen 
solidarisiert und „die von den Behör¬ 
den betriebene Repressionsstrategie 
aufs Schärfste“ verurteilt. Offensicht¬ 
lich sei „der Bundesanwaltschaft, den 
Geheimdiensten und Polizeibehörden 
daran gelegen, von ihren eigenen Ver¬ 
strickungen in das mörderische Trei¬ 
ben des neofaschistischen Terrornetz¬ 
werkes Nationalsozialistischer Unter¬ 
grund 4 (NSU) abzulenken und - ganz 
der staatlichen Extremismusdoktrin 
verpflichtet - in der Öffentlichkeit eine 
von der politischen Linken ausgehende 
Gefahr herbeizufabulieren“, hatte die 
Berliner DKP außerdem konstatiert. 
Tatsächlich nutzen Polizei und Justiz den 
Paragraphen 129 StGB verstärkt, um lin¬ 
ke Strukturen auszuforschen. So berich¬ 
ten auch die von den letzten Durchsu¬ 
chungsaktionen der Polizei Betroffenen, 
dass die Ermittlungsakten „eine jahre¬ 
lange, äußerst umfangreiche Überwa¬ 
chung erkennen 44 ließen, im Rahmen 
derer es zu Telefonüberwachungen, Ob¬ 
servierungen und auch erneut zu Funk¬ 
zellenabfragen gekommen sei. 

Aus Solidarität mit den von Repression 
Betroffenen findet am 30. und 31. Au¬ 
gust ein Musik- und Kulturfestival im 
Biergarten „Jockel“ (Ratiborstr. 14c, 
Berlin-Kreuzberg) statt. Markus Bernhardt 

Neue Prozenthürde 
bei Wahlen? 

Prozent-Hürden bei Kommunalwah¬ 
len sind schon mehrfach von Gerichten 
verboten worden. SPD und CDU wol¬ 
len im NRW-Landtag dennoch einen 
neuen Anlauf nehmen, um diese wie¬ 
dereinzuführen. SPD-Fraktionsvize 
Hans-Willi Körfges stellte am 13. 08. 
2013 in Düsseldorf entsprechende Plä¬ 
ne vor. Die Arbeitsfähigkeit der Kom¬ 
munalparlamente sei durch eine Viel¬ 
zahl kleinster Parteien und Einzelbe¬ 
werber beeinträchtigt. Vorbild für eine 
Reform in NRW sei Berlin, sagte Körf¬ 
ges. Dort sei eine Drei-Prozent-Hürde 
bei Bezirksparlaments wählen nicht nur 
im Landeswahlgesetz, sondern auch in 
der Verfassung verankert. Berlin ist das 
letzte Bundesland mit einer Sperrklau¬ 
sel auf kommunaler Ebene. 
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Südkorea und USA 
beginnen Militärmanöver 

Südkorea und die USA haben am 
Montag ein gemeinsames Militärma¬ 
növer begonnen, bei dem das Eindrin¬ 
gen nordkoreanischer Streitkräfte in 
den Süden simuliert werden soll. Auch 
wenn die zehntägige Übung hauptsäch¬ 
lich an Computern stattfindet, nehmen 
an ihr mehr als 80 000 südkoreanische 
und US-Soldaten teil. Das jährlich ab¬ 
gehaltene Manöver „Ulchi Freedom 
Guardian“ wird von der KDVR als 
„provokativer Akt“ kritisiert. 

Nach monatelanger Eskalation hatte 
sich die Situation auf der koreanischen 
Halbinsel in den vergangenen Wochen 
entschärft. Unter anderem beschlossen 
beide Seiten die Wiedereröffnung des 
gemeinsamen Industrieparks Kaesong. 
Am Sonntag verkündete Pjöngjang 
dann, dass es erstmals seit 2010 wieder 
grenzübergreifende Treffen für korea¬ 
nische Familien geben solle. 

Verhandlungen Russland-Japan 

Russland und Japan beginnen laut dem 
Vizeaußenminister Igor Morgulow mit 
der Behandlung der Hauptmomente 
der bevorstehenden Verhandlungen 
über einen fälligen Friedensvertrag. 
Die Beziehungen zwischen den beiden 
Fändern werden von einem ungelösten 
Territorialstreit überschattet. Japan er¬ 
hebt Anspruch auf vier Südkurilenin¬ 
seln und beruft sich dabei auf das bila¬ 
terale japanisch-russische Traktat über 
Handel und Grenzen von 1855. Die 
Rückgabe der Inseln ist Tokios Bedin¬ 
gung für den Abschluss eines Friedens¬ 
vertrages mit Russland. 

Korruption in Griechenland 

Der bisherige Chef der griechischen 
Privatisierungsbehörde Taiped ist nach 
einer Flugaffäre seinen Job los. Stelios 
Stavridis habe auf Verlangen von Fi¬ 
nanzminister Giannis Stournaras sei¬ 
nen Rücktritt eingereicht, teilte das 
Ministerium mit. Am Montag vergan¬ 
gener Woche hatte Taiped den Verkauf 
von 33 Prozent der öffentlichen Anteile 
an der Glücksspielgesellschaft OPAP 
besiegelt. Das griechisch-tschechische 
Konsortium Emma Delta übernahm 
die Beteiligung an einem der lukrativs¬ 
ten Unternehmen des Tandes für 652 
Millionen Euro. Einer der Hauptakti¬ 
onäre des Käufer-Konsortiums ist der 
Grieche Dimitris Melissanidis. Wenige 
Stunden nach Unterzeichnung des Ver¬ 
trages reiste Stavridis mit Melissanidis 4 
Privatjet zu einer Mittelmeerinsel, um 
dort Urlaub zu machen. 

Korruption in Rumänien 

Rumäniens Antikorruptionsbehörde 
plant Ermittlungen gegen den frühe¬ 
ren Verkehrsminister Ovidiu Silaghi, 
der das Amt erneut übernehmen soll¬ 
te. Er soll 2012 umgerechnet 200.000 
Euro von einem Geschäftsmann erhal¬ 
ten haben, um dessen Verträge mit der 
Straßennetzbehörde zu unterstützen. 

Syrische Armee erobert Latakia 

Die syrische Armee hat nach Anga¬ 
ben der Nachrichtenagentur Sana am 
Montag alle bisher von Assad-Geg- 
nern eingenommenen Stellungen in 
der westlichen Küstenprovinz Latakia 
zurückerobert. Sowohl eine Gebirgs¬ 
kette als auch die nördlich angrenzen¬ 
den Gebiete befänden sich wieder un¬ 
ter Kontrolle der Streitkräfte, berich¬ 
tete Sana. 

Ein Team von UNO-Inspekteuren ist 
am Sonntag in Damaskus eingetrof¬ 
fen, um Hinweisen auf den Einsatz 
von Chemiewaffen im syrischen Bür¬ 
gerkrieg auf den Grund zu gehen. 

Freibadverbot 

Sperrzonen für Flüchtlinge im aar¬ 
gauischen Bremgarten haben in der 
Schweiz Entrüstung ausgelöst. Die 
Menschenrechts-Organisation „augen- 
auf“ publizierte einen Plan, auf dem 32 
solche „Rayonverbote“ eingezeichnet 
waren: neben Schul- und Sportanlagen 
wie dem öffentlichen Schwimmbad 
auch Bibliotheken, Kirchen und Be¬ 
hördenstellen. Die Behörden Bremgar- 
tens beharrten anfänglich auf der Ein¬ 
schränkung der Bewegungsfreiheit der 
Asylsuchenden. So schrieb die Genfer 
Zeitung „Le Temps“ von der „neuen 
Apartheid“ in Bremgarten. 



Der Frühling ist vorbei 

Muslimbrüder und Sicherheitskräfte sind verantwortlich für das Blutvergießen in Ägypten 


W ie viele Menschen bei den 
gewaltsamen Auseinander¬ 
setzungen zwischen Armee 
und Muslimbruderschaft bisher getötet 
worden sind, ist unklar. Sicher ist nur, es 
sind über achthundert. Verletzt wurden 
Tausende. Am Montag starben mindes¬ 
tens 24 Polizisten auf der Sinai-Halb¬ 
insel, als sie auf dem Weg zum Kont¬ 
rollposten Rafah an der Grenze zu Ga¬ 
zastreifen laut Innenministerium von 
„einer bewaffneten Terroristengruppe“ 
angegriffen wurden. Der Anschlag auf 
die Polizisten ereignete sich nur wenige 
Stunden nach einem tödlichen Tränen¬ 
gaseinsatz der Polizei, bei dem 35 ge¬ 
fangene Muslimbrüder erstickten. Eini¬ 
ge der Gefangenen hätten ausbrechen 
wollen und einen Polizisten überwäl¬ 
tigt, mühte sich das Innenministerium 
um ein Erklärung. 

Ungeachtet der Zahl der Getöteten 
kündigte Armeechef Abdel-Fattah al- 
Sisi an, den brachialen Kurs gegen die 
Islamisten fortzusetzen. 

Das Entsetzen über das vom ägypti¬ 
schen Militär in Kairo und anderen 
Städten angerichtete Blutbad sollte 
nicht den Blick auf die Tatsache ver¬ 
stellen, dass die Angehörigen der Mus¬ 


limbruderschaft, die jetzt die Opfer des 
Armeeeinsatzes werden, einen großen 
Teil der Verantwortung für die ent¬ 
standene Situation tragen. Die „Frei- 
heits- und Gerechtigkeitspartei“ Mo¬ 
hammed Mursis war in der Folge der 
Revolution vom Januar 2011, die das 
Mubarak-Regime überwunden hat, 
des „arabischen Frühlings“, ins Amt 
gewählt worden. Kaum an der Macht, 
rückte die Regierung Mursi von den 
demokratischen Zielen der Volkserhe¬ 
bung ab. Den revolutionären Forderun¬ 
gen nach sozialen und wirtschaftlichen, 
politischen und kulturellen Rechten 
stellte sie einen religiös-reaktionären, 
an der Scharia orientierten Verfas¬ 
sungsentwurf entgegen. Sie organi¬ 
sierte Verfolgung und Anschläge auf 
schiitische und christliche Minderhei¬ 
ten, stellte sich mit der Unterstützung 
terroristischer Kräfte in Syrien auf die 
Seite des Imperialismus und verfolgte 
das Ziel eines Machtmonopols, das kei¬ 
nen Raum für religiöse Minderheiten, 
linke und säkulare politische Parteien 
und Gewerkschaften ließ. Mit Priva¬ 
tisierungen und Freigabe der Preise 
setzte sie die neoliberale Politik des 
Mubarak-Regimes fort. Das führte zu 


der gewaltigen zweiten Welle der re¬ 
volutionären Bewegung, die am 3. Juli 
Mursi aus dem Amt jagte, ein Vorgang, 
wie er demokratischer nicht denkbar 
ist. Vordergründig stellte sich die Ar¬ 
mee auf die Seite des Volkes, indem sie 
Mohammed Mursi festsetzte, doch für 
die demokratischen und linken Kräfte 
ist sie nur ein zeitweiliger, unsicherer, 
unzuverlässiger, bedingter Verbünde¬ 
ter. Denn sie verfolgt eigene politische 
und ökonomische Interessen. Das wird 
deutlich am Streikverbot und am Ver¬ 
bot von Lohnerhöhungen für ein Jahr. 
Wenn die Muslimbruderschaft auf der 
Legitimität der Mursi-Regierung be- 
harrt, da diese gewählt worden sei, so 
hat die Breite der Volkserhebung zum 
Sturz Mursis dieses Argument wider¬ 
legt. Die Moslembrüder verlangten 
aber ungeachtet aller Kompromiss¬ 
vorschläge der Rückkehr Mursis an die 
Macht und versuchten, die Hauptstadt 
und das Land durch Blockaden und 
blutige Zusammenstöße unregierbar 
zumachen. Aus den Camps der Mursi- 
Anhänger heraus wurden Überfälle auf 
Stadtteile und örtliche Verwaltungsor¬ 
gane organisiert, ein Bürgerkrieg wur¬ 
de vorbereitet. Wenn jetzt die Armee 


brutal zurückschlägt, so verweist das 
auf eine Schwäche der demokratischen 
Volksbewegung, der ein orientierendes 
und organisierendes Zentrum fehlt. 
Demokratischer Fortschritt kann nicht 
nur auf die Waffen eines Militärs ge¬ 
stützt errungen werden. Eine erneute 
Mobilisierung der Massen muss die zi¬ 
vile Regierung stärken und die Wahlen 
vorbereiten. Unsere Solidarität muss 
denen gelten, die für ein vom nationa¬ 
len wie internationalen Großkapital 
oder von regionalem Vormachtstreben 
feudalistischer und reaktionärer Regi¬ 
mes unabhängiges und demokratisches 
Ägypten kämpfen, in dem 

★ die politischen und sozialen Freihei¬ 
ten der Arbeiter- und Gewerkschafts¬ 
bewegung und des werktätigen Volkes 
respektiert werden; 

★ die Rechte aller Weltanschauungen, 
laizistischer wie religiöser, garantiert 
werden; 

★ die Gleichberechtigung der Frauen 
und das Recht auf Versammlungs- und 
Organisationsfreiheit geschützt sind; 

★ alle bewaffneten staatlichen Institu¬ 
tionen demokratisch legitimierter zivi¬ 
ler Autorität unterstehen. 

Manfred Idler 


Verhandlungen als Tarnung 

Israel - Palästina: Provokationen der Netanjahu-Regierung 



Siedlungsbau:„Eine Bombe, die die Regierung legt.“ 


Am 14. August fand in Jerusalem die 
zweite Runde der „Direktverhandlun¬ 
gen“ zwischen Vertretern der israeli¬ 
schen Regierung und der palästinensi¬ 
schen Autonomiebehörde statt, die auf 
Druck der USA Ende Juli in Washing¬ 
ton vereinbart worden waren. Über den 
Verlauf des etwa fünf Stunden dauern¬ 
den Treffens wurde Stillschweigen ver¬ 
einbart. Palästinenserpräsident Abbas 
gab auf einer Pressekonferenz am Tag 
danach lediglich bekannt, dass „alle 
Fragen auf dem Tisch“ gewesen seien, 
„die Grenzen, Jerusalem, die Siedlun¬ 
gen“. Die Geheimhaltung nährt Be¬ 
fürchtungen, dass die Beteiligten die 
Hände frei behalten wollen für einen 
Kuhhandel hinter dem Rücken der Be¬ 
troffenen. 

Kurz vorher hatte die israelische Re¬ 
gierung erstmals 26 der zugesagten 104 
palästinensischen Häftlinge freigelas¬ 
sen, die zum Teil seit mehr als zwan¬ 
zig Jahren in israelischen Gefängnis¬ 
sen eingekerkert waren. Sie wurden in 
Palästina mit Freudenkundgebungen 
und offiziell von Präsident Abbas in 
Ramallah empfangen. Allerdings wur¬ 
de im Nachhinein bekannt, dass acht 
der 26 in den nächsten Monaten sowie¬ 
so hätten freigelassen werden müssen, 
weil ihre Haftzeit, zu der sie von isra¬ 
elischen Gerichten verurteilt worden 
waren, abgelaufen ist. 

Die Freilassung der Häftlinge war ein 
von USA-Außenminister Kerry und 
Präsident Obama bei Netanjahu durch¬ 
gesetztes Trostpflästerchen, um Abbas 
die Zustimmung zu den neuen Ver¬ 
handlungen zu erleichtern, obwohl die 
israelische Regierung die palästinensi¬ 
sche Forderung nach einem vorherigen 
Baustopp in den Siedlungen nicht ak¬ 
zeptiert hatte. Die Freilassung der wei¬ 


teren Häftlinge soll in drei Etappen 
stattfinden, jedoch nur „je nach dem 
Verhandlungsverlauf“. Überdies ha¬ 
ben israelische Politiker gedroht, die 
Häftlinge wieder einzufangen, „wenn 
einer der Freigelassenen feindliche Ak¬ 
tivitäten gegenüber Israel wiederauf¬ 
nehmen sollte“. Außerdem sind die 104 
angekündigten Freilassungen nur ein 
winziger Teil der über 6 000 Palästinen¬ 
ser, die laut der israelischen Menschen¬ 
rechtsorganisation Betselem derzeit in 
israelischen Gefängnissen inhaftiert 
sind. Um das Zugeständnis Netanjahus 
an die USA und Abbas größer erschei¬ 
nen zu lassen, haben Sprecher der an 
der Regierung Netanjahu beteiligten 
ultrarechten Partei „Jüdisches Heim“ 
wütende Proteste gegen die Freilassun¬ 
gen zur Schau gestellt. 

Die israelische Regierung hat den Be¬ 
ginn der Verhandlungen mit einer üb¬ 


len Provokation begonnen. Drei Tage 
vor dem angesetzten Termin gab sie 
offiziell bekannt, dass Bauminister 
Ariel den Bau von 1 187 neuen Woh¬ 
nungen in den Siedlungen auf paläs¬ 
tinensischem Gebiet genehmigt hat, 
davon 793 in Ost-Jerusalem und 394 
im Westjordanland. Das stieß sowohl 
international wie in Israel selbst auf 
Kritik. Außenminister Kerry erklärte, 
dass die USA nach wie vor „alle Sied¬ 
lungen auf palästinensischem Territo¬ 
rium als illegitim“ ansehen. Ein Spre¬ 
cher der israelischen Meretz-Partei 
sagte, die Ankündigung neuer Sied¬ 
lungsbauten wirke „wie eine Bombe, 
die die Regierung legt, um die Frie¬ 
densverhandlungen zu zerstören“. 

Ein Sprecher Netanjahus wies die¬ 
se Kritik jedoch mit einer Erklärung 
zurück, die eigentlich noch provokati¬ 
ver ist als die Ankündigung selbst. Er 


verkündete, die beschlossenen Bau¬ 
ten lägen alle „auf Gelände, das isra¬ 
elisch bleiben wird“. Das war die of¬ 
fene Verkündung der israelischen An¬ 
nexion palästinensischen Territoriums 
in Jerusalem und der Einverleibung 
der großen Siedlungsblöcke im West¬ 
jordanland als nicht mehr zur Diskus¬ 
sion stehende Tatsache, noch ehe die 
Verhandlungen über den künftigen 
Grenzverlauf auch nur ernsthaft be¬ 
gonnen hatten. Damit wird deutlich, 
dass die Netanjahu-Regierung die 
Absicht hat, diese Verhandlungen nur 
als Tarnung zu nutzen, um hinter dem 
diplomatischen Nebel die Politik der 
vollendeten Tatsachen Realität wer¬ 
den zu lassen. 

Unter diesen Umständen ist für den 
weiteren Verlauf der Verhandlungen 
das Schlimmste zu befürchten. Ent¬ 
weder lässt sich Palästinenserpräsi¬ 
dent Abbas dazu drängen, diese is¬ 
raelischen Annexionsforderungen 
schließlich doch hinzunehmen, viel¬ 
leicht kaschiert durch das Manöver 
eines „Gebietsaustauschs - oder das 
ganze Unternehmen platzt, noch ehe 
die neun Monate, die als Verhand¬ 
lungsdauer angesetzt wurden, abge¬ 
laufen sind. 

Die israelische Regierung will die Pa¬ 
lästinenser mit einer „Position der 
Stärke“ zur Kapitulation zwingen. Das 
heißt aber, dass eine wirkliche Frie¬ 
densregelung nur zustande kommen 
kann, wenn der internationale Druck 
massiv verstärkt wird, um die israeli¬ 
schen Machthaber zu echten Verhand¬ 
lungen zu zwingen. Für alle, die im ei¬ 
genen Interesse an einer Friedenslö¬ 
sung im Nahen Osten interessiert sind, 
um einen gefährlichen internationalen 
Brandherd zu beseitigen, ist es deshalb 
höchste Zeit, die jeweils eigene Regie¬ 
rung zu entsprechenden Taten aufzu¬ 
fordern. 

Dirk Grobe 
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Malis Wähler wollen Frieden 

Trotz profitabler Goldvorkommen leben Millionen in Armut, fehlen Trinkwasser und Straßen 


D er von Krisen, Krieg und Abspal¬ 
tung erschütterte westafrikani¬ 
sche Staat Mali hat einen neuen 
Präsidenten. Wie erwartet, siegte in der 
Stichwahl am 11. August der 68-jähri¬ 
ge Ibrahim Boubacas Keita, Chef der 
Partei „Rassemblement pour la Mali“ 
(RPM - „Sammlung für Mali“), die 
Mitglied der „Sozialistischen Interna¬ 
tionale“ ist. Überraschend war nur die 
Höhe seines Stimmenanteils von 77,61 
Prozent, nachdem er im ersten Wahl¬ 
gang am 28. Juli zwar den ersten Platz 
unter den 28 Kandidaten, aber nur 
22,39 Prozent erreicht hatte. Die Wahl¬ 
beteiligung lag bei 45,8 Prozent, was für 
Mali im Verhältnis zu früheren Wahlen 
ein überdurchschnittlicher Wert ist. 
Entgegen den vor der Wahl verbreite¬ 
ten Vorwürfen massiver Wahlfälschung 
hat der unterlegene „liberale“ Gegen¬ 
kandidat Cisse, der nur auf 22,39 Pro¬ 
zent kam, schon vor Bekanntgabe des 
offiziellen Ergebnisses seine Niederla¬ 
ge anerkannt und damit eine akute in¬ 
nenpolitische Krise vermieden. 

Die in der globalisierungskritischen 
Bewegung engagierte ehemalige Kul¬ 
turministerin Aminata Traore, die mit 
ihrem „Forum für ein anderes Mali“ 
2006 maßgeblich zum Stattfinden des 3. 
Weltsozialforums in Bamako beigetra¬ 
gen hatte, bewertete den Wahlsieg Kei- 
tas als ein Zeichen, dass die Wähler da¬ 
durch ihre Hoffnung auf Veränderung 
und Frieden ausdrücken wollten. Kei- 
tas Rivale Cisse, früherer Finanzminis¬ 
ter und Chef der „Westafrikanischen 
Wirtschafts- und Währungsunion“ sei 
von den Wählern nämlich als „Verkör¬ 
perung der Finanzwelt“ wahrgenom¬ 
men und deshalb abgelehnt worden. 
Paradoxerweise habe sich dieser 
Wunsch nach Veränderung aber nun 
in der Wahl eines „alten Häuptlings 
der politischen Szene Malis“ kristalli¬ 
siert, hieß es in einem Korresponden¬ 
tenbericht nach der Wahl. In der Tat ist 
Keita ein alter Routinier. Unter dem 
früheren Staatspräsidenten Konare 
war er 1993 Außenminister und von 
1994-2000 Premierminister gewesen. 
Damals machte er sich einen Namen 
als Mann mit „Durchgriff“, als er auf¬ 
kommende soziale Bewegungen und 


Studentenproteste mit harter Hand 
unterdrücken ließ. Bei den Präsiden¬ 
tenwahlen 2002 und 2007 unterlag er 
dann allerdings zweimal. Doch er blieb 
als Parlamentspräsident im politischen 
Spiel, bis er 2012/13 erneut versuchen 
konnte, die Staatsspitze zu erobern. Sei¬ 
ne Kennzeichnung als Sozialdemokrat 
hinderte ihn nicht, sich als bekennen¬ 
der Moslem zu präsentieren, eine Pil¬ 
gerreise nach Mekka zu unternehmen 
und beste Beziehungen zur hohen isla¬ 
mischen Geistlichkeit zu unterhalten, 
die ihn dann auch kräftig unterstütz¬ 
te. Auch mit dem Teil des Militärs, das 
2012 den amtierenden Staatspräsiden¬ 
ten Amadou Toure wegen Unfähigkeit 
stürzte, unterhielt er gute Beziehungen. 
Als neuer Staatschef steht Keita nun 
allerdings vor enormen Problemen. 
Taut dem mit den Tuareg-Rebellen 
der MFNA Unterzeichneten Abkom¬ 
men müssen innerhalb von 60 Tagen 
Verhandlungen zur Fösung des Kon¬ 
flikts begonnen werden, der mit der 
Ausrufung einer unabhängigen Repu¬ 
blik Azawad im Norden Malis entstan¬ 
den ist. Keita hat sich im Wahlkampf 
als ziemlich strammer Nationalist und 
Verteidiger der nationalen Einheit des 


Tandes präsentiert. Die Aufständi¬ 
schen verlangen jedoch das Selbstbe¬ 
stimmungsrecht und mindestens eine 
weitgehende Autonomie in einem neu¬ 
en Bundesstaat. 

Nicht weniger problematisch ist die mi¬ 
serable wirtschaftlich-soziale Situation. 
Obwohl Mali in den westlichen Haupt¬ 
städten lange Zeit als Musterland neo¬ 
liberaler Wirtschaftspolitik gepriesen 
wurde, gehört es heute zu den ärmsten 
Staaten Afrikas. Zehntausende jun¬ 
ge Menschen finden keine Jobs. Trotz 
profitabler Goldvorkommen und an¬ 
derer Naturreichtümer leben Millio¬ 
nen in Armut, fehlen Trinkwasser und 
Straßen, wird die Umwelt durch gifti¬ 
ge Quecksilber- und Zyankali-Abfälle 
zerstört. Der Internationale Währungs¬ 
fonds (IWF) hat zwar einen Kredit von 
50 Millionen Euro zugesagt, aber das 
Geld gibt es natürlich nicht ohne Auf¬ 
lagen. 

Es ist kaum anzunehmen, dass die neue 
Staatsspitze ernsthaft etwas gegen die 
Ausplünderung des Tandes durch aus¬ 
ländische Multis, die neoliberalen Auf¬ 
lagen des IWF und die massive Ein¬ 
flussnahme Frankreichs unternehmen 
wird. Pierre Poulain 



Gewinne gehen ins Casino 

Frankreichs Großbourgeoisie hat ihre Wettbewerbsfähigkeit verzockt 


Die Steigerung der Wettbewerbsfähig¬ 
keit ist zu einem Leitmotiv geronnen. 
So auch bei den französischen Konzer¬ 
nen: Der Bericht der Regierungskom¬ 
mission unter Louis Gallois vom 5. Nov. 
2012 folgte den wegweisenden Studien, 
die das Institut de 1‘Entreprise noch im 
Januar und Februar 2012 unter Präsi¬ 
dent Sarkozy veröffentlicht hatte: „Für 
einen Wettbewerbs-Schock“ und „Die 
Wahl des Unternehmens. Wie Frank¬ 
reich sich von Deutschland inspirieren 
lassen kann“. Der ehemalige Chef von 
EADS empfahl Frangois Hollande, dem 
Beispiel Schröders zu folgen und die 
Arbeitskosten zu senken. Der „sozia¬ 
le Dialog“ der Sozialpartner - von drei 
Gewerkschaften und drei Arbeitgeber¬ 
verbänden als nationaler Kollektivver¬ 
trag unterschrieben und nach zahlrei¬ 
chen Detaillierungen als Gesetz ver¬ 
abschiedet - besiegelte außerdem die 
Flexibilisierung der Arbeitsbedingun¬ 
gen unter dem Diktat der Steigerung 
der Wettbewerbsfähigkeit. 

Nun haben Wissenschaftler am renom¬ 
mierten Forschungsinstitut IRES die 
Gegenrechnung aufgemacht. Die Ge¬ 
werkschaft CGT hat zusammen mit der 
Universität Lille und dem Institut Cler- 
se die Ergebnisse in einer Studie her¬ 
ausgegeben, in der die Kosten des Ka¬ 
pitals und seine Mehrkosten berechnet 
werden. Die Forscher von IRES zeigen 
auf, dass die Unterschiede in der Wett¬ 
bewerbsfähigkeit zwischen Deutsch¬ 
land und Frankreich zwei Hauptursa¬ 
chen geschuldet sind: Einerseits die 
zwischen 1999 und 2010 explosions¬ 
artige Ausuferung der jährlichen Ge¬ 
winnentnahmen in Frankreich auf un¬ 
glaubliche 87 Prozent, wohingegen die 
jährlichen Dividendenausschüttungen 


in Deutschland in diesem Zeitraum 
um 7 Prozent gesunken sind - ande¬ 
rerseits ein starkes Abfallen der Rate 
der jährlichen Forschungsausgaben in 
Frankreich in den Jahren 2002 bis 2006 
und danach ein Steigen auf das Niveau 
vor 10 Jahren. In Deutschland dagegen 
stiegen die jährlichen Steigerungsraten 
der Forschungsausgaben von 2,41 Pro¬ 
zent 1999 stetig und seit 2007 stark auf 
2,82 Prozent. 

Seien in der Zeit von 1921 bis 1981 
durchschnittlich 34,4 Prozent des Pro¬ 
fits an die Aktionäre ausgeschüttet 
worden, so explodierte dies in der Zeit 
von 1987 bis 2011 auf sage und schrei¬ 
be 91,9 Prozent des Gewinns. Ein ge¬ 
rundeter Vergleich zeigt, dass jährlich 
auf 200 Milliarden Euro für Investitio¬ 
nen 100 Milliarden Euro für Gewinn¬ 
entnahmen kommen, von den 40 Mil¬ 
liarden Euro an Zinsen für die Banken 
abgesehen. 

Dies belegt deutlich die Sogwirkung 
des Finanzsektors, die Profite um hö¬ 
herer Profite willen dort spekulativ an¬ 
zulegen und nicht ins eigene Unterneh¬ 
men zu investieren. Dass darunter die 
Konkurrenzfähigkeit der Unterneh¬ 
men leiden musste, liegt auf der Hand. 
Oder anders ausgedrückt: Die franzö¬ 
sische Großbourgeoisie hat ihre Wett¬ 
bewerbsfähigkeit verzockt. Aber auch 
die verbreitete Formel, dass „Gewinne 
von heute die Investitionen und Ar¬ 
beitsplätze von morgen“ seien, verwei¬ 
sen die Studien ins Reich der Märchen. 
Diese Studien beweisen geradezu die 
Notwendigkeit, die Gewinne der Un¬ 
ternehmen stärker zu besteuern, aber 
auch die Finanzierbarkeit einer Ar¬ 
beitszeitverkürzung bei vollem Lohn¬ 
ausgleich - ohne die Wettbewerbsfä¬ 


higkeit der Unternehmen zu gefähr¬ 
den! 

Dabei ist im gleichen Zeitraum durch¬ 
aus eine Verschärfung der Ausbeutung 
festzustellen, wie die kommunistische 
Tageszeitung „Humanite“ illustrierte: 
Seit dem Jahr 1996 hat sich die Profit¬ 
rate der Unternehmen mehr als ver¬ 
doppelt. In den Krisenjahren zwischen 
2000 bis 2006 stieg die Rentabilität am 
stärksten und nahm in den folgenden 
Jahren weiterhin zu: Die Zahlen bezie¬ 
hen sich auf den Zeitraum von 1996 bis 
2010. Im Durchschnitt stieg die Ren¬ 
tabilitätsrate von 6,1 Prozent auf 14,1 
Prozent. Die Rate von Kleinunterneh¬ 
men (KMU) stieg von 4,2 Prozent auf 
7,1 Prozent, die Profitrate von Unter¬ 
nehmen mit mehr als 500 Beschäftig¬ 
ten stieg am stärksten: von 7,4 auf 18,5 
Prozent. 

Das Steuergeschenk über 20 Milliarden 
Euro, das Frangois Hollande bei seinem 
Regierungsantritt ohne Auflagen mach¬ 
te, erweist sich vor dem Hintergrund 
obiger Zahlen als kontraproduktiv, 
geradezu als Wasser auf Zockermüh¬ 
len. Aber das ist der Großbourgeoisie 
noch nicht genug! Pierre Gattaz, der 
neue Chef des französischen Unter¬ 
nehmerverbandes MEDEF, machte 
am Montag vergangener Wochein der 
Wirtschaftszeitung „Les Echos“ seine 
Rechnung auf: Weitere 50 Milliarden 
Euro Steuerersparnis und 50 Milliar¬ 
den Euro Senkung der Arbeitskosten 
zusätzlich. Dass er, wie weiland Schrö¬ 
der, einen „schlanken Staat“ fordert, sei 
nur der Vollständigkeit halber erwähnt. 
Da kann man nur sagen: Der Krug geht 
zum Brunnen, bis er bricht! Die Mo¬ 
bilisierung für einen „heißen Herbst“ 
läuft. Georges Hallermeyer 


„Denkmuster des Kalten Krieges“? 

Nato-Manöver vor Russlands Haustür 


Mit der Bemerkung, seit der Rückkehr 
von Wladimir Putin ins Präsidentenamt 
falle das postsowjetische Russland im¬ 
mer öfter „in die Denkmuster und 
Mentalität des Kalten Krieges zurück“ 
und bediene sich einer „antiamerika¬ 
nischen Rhetorik“, hat USA-Präsident 
Barack Obama ein Treffen mit seinem 
russischen Amtskollegen in Moskau 
am Vorabend des G-20-Gipfels Anfang 
September in St. Petersburg abgesagt. 
Der Tropfen, der in Washington das 
Fass zum Überlaufen brachte, war 
wohl die Asylgewährung Russlands für 
Whistleblower Edward Snowden, der 
sich schuldig gemacht hat, die weltwei¬ 
te Totalüberwachung der US-amerika¬ 
nischen Geheimdienste ans Licht ge¬ 
bracht zu haben. 

Doch es geht um mehr. Moskau lehnt 
auch den sogenannten Raketenschild 
ab, der es den USA erlauben würde, 
einen „Erstschlag“ mit Atomwaffen 
durchzuführen, ohne einen „Vergel¬ 
tungsschlag“ befürchten zu müssen. 
Bereits Ende der 50er und Anfang der 
60er Jahre, als die von der Sowjetuni¬ 
on unterstützten Befreiungskämpfe in 
den Kolonien die Rohstoffquellen und 
Absatzmärkte des Imperialismus be¬ 
drohten, wurde von Hardlinern in den 
USA ein „atomarer Erstschlag“ gegen 
die Sowjetunion und gegen die mit ihr 
verbündeten sozialistischen Staaten 
ernsthaft in Erwägung gezogen. 

Auch die Fortsetzung der „NATO- 
Osterweiterung“ und die Washingto¬ 
ner Pläne nach „Regime changes“ in 
Syrien und dem Iran werden von Mos¬ 
kau strikt abgelehnt bzw. bekämpft, 
weil sie im Kreml als Teil einer gegen 
Russland - und mittelfristig auch gegen 
China - gerichteten Strategie gesehen 
werden. 

Alles nur „Denkmuster des Kalten 
Krieges“? Wohl kaum, wenn man be¬ 
denkt, dass die NATO für die kommen¬ 
den Monate gleich mehrere Manöver 


vor Russlands Haustür angekündigt hat. 
Ab dem 25. August findet in Norwegen 
das zweiwöchige Manöver „Brilliant 
Arrow“ statt, an dem sich Kampfbom¬ 
ber der NATO beteiligen werden, die 
mit Atomwaffen bestückt werden kön¬ 
nen. Diese Kriegsübung wird von Ge¬ 
neral Frank Gorenc kommandiert, der 
seit zwei Wochen an der Spitze der „US 
Air Forces“ in Europa und Afrika steht. 
Bereits im November soll dann das 
NATO-Manöver „Steadfast Jazz“ statt¬ 
finden, in dessen Rahmen in Polen, Li¬ 
tauen und Lettland stationierte Kampf¬ 
bomber bis an die russische Grenze he¬ 
ranfliegen sollen, um eine „kollektive 
Verteidigung bei einer Aggression ge¬ 
gen Polen“ zu üben. 

Derweil werden sich Kriegsschiffe der 
NATO im September und Oktober am 
Großmanöver „Brilliant Mariner“ in 
der Nord- und Ostsee beteiligen, wäh¬ 
rend andere Kriegsschiffe der USA, 
Deutschlands, Italiens und von vier 
weiteren NATO-Staaten, aber auch 
der Ukraine, Georgiens und Aserbaid¬ 
schans ins Schwarze Meer verlegt wer¬ 
den, wo sie an der Militärübung „Sea 
Breeze 2013“ teilnehmen sollen. 

Wen wundert es da, dass Russland noch 
für dieses Jahr 16 Tests verschiedener 
Interkontinentalraketen angekündigt 
und bereits den ersten strategischen 
atomgetriebenen Unterwasserkreuzer 
zu Wasser gelassen hat? 

Die „Aleksandr Newski“, das erste von 
insgesamt acht U-Booten der vierten 
Generation, die bis zum Ende dieses 
Jahrzehnts angeschafft werden sollen, 
ist 170 Meter lang, kann bis zu 480 Me¬ 
ter tief tauchen und ist mit 16 Interkon¬ 
tinentalraketen vom Typ „Bulawa“ be¬ 
waffnet. Jede dieser Raketen hat eine 
Reichweite von 10 000 Kilometern und 
verfügt über sechs bis zehn unabhängig 
zielbare Gefechtsköpfe, die in der Lage 
sind, Abfangraketen auszutricksen. 

Oliver Wagner 


EU soll Waffenlieferungen beenden! 

FARC-Sprecher zum Stand der Gespräche in Havanna 


In einem Exklusivinterview für Euro¬ 
pa hat der Pressechef der Friedensde¬ 
legation der FARC-EP in Havanna, 
Kommandant Andres Paris, knapp er¬ 
klärt, wie es um die Dialoge mit der- 
kolumbianischen Regierung steht und 
einige Aspekte angerissen, die für eine 
spätere Mitwirkung der Europäischen 
Union von Bedeutung sind. Die Fra¬ 
gen stellten für „Tercera Informaciön“ 
(Spanien) Eliecer Jimenez und Jose 
Antonio Gutierrez. 

Frage: Können Sie für einen mittelmä¬ 
ßig am Konflikt, dem Dialog und dem 
Frieden in unserem Land interessierten 
Europäer zusammenfassen, wie dieser 
Prozess bislang verlief und wie weit man 
zu einem Friedensabkommen für Ko¬ 
lumbien gekommen ist? 

Andres Paris: Wenn wir mit anderen 
Erfahrungen vergleichen, dann ist Ha¬ 
vanna gut vorangekommen. Beim ers¬ 
ten Punkt, der Landfrage, haben wir 
einige strategische Aspekte auf später 
verschoben und sind nun beim zweiten 
Punkt der politischen Teilhabe, die wir 
von unserer „strukturellen politischen 
Reform“ her angehen, bei der es um 
mehr Demokratie und Garantien geht, 
angefangen beim Recht auf Leben. Es 
gibt einen medialen Druck von Regie¬ 
rungsstrategen um die Guerilla sozusa¬ 
gen mit der „Zeitpeitsche“ zu bestrafen. 
Aber was da verheimlicht wird, sind die 
Wahlinteressen der politischen Kräfte 
des Staates, der Regierung selbst. Die 
größte Schwierigkeit für eine Vereinba¬ 
rung liegt nicht in der Geschwindigkeit 
des Friedensprozesses, sondern in der 
Konzeption zu glauben, dass man zum 
Frieden kommen kann, ohne etwas im 
Land zu verändern und anzunehmen, 
dass eine revolutionäre Guerilla vor 
einem Verfassungsfetisch aufgebe. Es 
muss tiefgehende Reformen in Wirt¬ 
schaft, Politik und Gesellschaft geben. 
Frage: Sind Sie zufrieden mit der Un¬ 
terstützung der Europäischen Union für 
die Dialoge und worin sie besteht-oder 
sehen Sie sie eher als halbherzig an? 
Andres Paris: Nun, Europa und eini¬ 
ge seiner Länder haben den Friedens¬ 


prozess unterstützt, und das ist positiv. 
Nun muss es darum gehen, die FARC 
von der Liste der Terrororganisationen 
zu nehmen und aufzuhören, der kolum¬ 
bianischen Regierung Waffen zu ver¬ 
kaufen. 

Frage: Wenn es um eine Verstärkung der 
Vermittlung geht und um Unterstützung 
anderer europäischer Regierungen um 
die Dialoge zu stabilisieren - haben Sie 
dabei an die Teilnahme von Staaten wie 
der Schweiz, Irland oder auch Schwe¬ 
den gedacht? 

Andres Paris: Die Vereinbarung ist of¬ 
fen dafür, dass später andere Länder 
teilnehmen können, und wir haben vor¬ 
geschlagen eine Art „Freundesgruppe 
des Prozesses“ zu schaffen. 

Frage: Die irische Regierung hat mehr¬ 
fach gesagt, dass sie mitmachen und 
ihre Erfahrung bei der Schaffung eines 
Friedensabkommens beitragen will, das 
dort den Krieg beendete. Wie sehr inte¬ 
ressiert dieser Vorschlag und wie taug¬ 
lich ist die irische Erfahrung, auf dass 
Sie ihr positive Aspekte abgewinnen 
könnten? 

Andres Paris: Wir haben mit irischen 
Delegationen gesprochen, die aus bei¬ 
den Seiten bestanden. Und wir haben 
darum gebeten, dass sie mit der kolum¬ 
bianischen Regierung sprechen, damit 
diese versteht, dass der Frieden Ände¬ 
rungen und Reformen beinhaltet. Das 
ist normal in allen Friedensprozessen. 
Die Regierung aber will einen Express- 
und Gratisfrieden. 

Kolumbien und seine Regierenden sind 
im neunzehnten Jahrhundert, was die 
Agrarfrage angeht, wobei eine Agrar¬ 
reform in Irland vor zweihundert Jah¬ 
ren gemacht wurde. Das ist der Un¬ 
terschied zwischen beiden Prozessen: 
einer endete erfolgreich in Irland, und 
der andere in Kolumbien öffnet für 
unser Land hoffentlich die Türen des 
zwanzigsten Jahrhunderts. Um es an 
das einundzwanzigste Jahrhundert an¬ 
zupassen, gehören wir Revolutionäre in 
eine neue Regierung, die in der nächs¬ 
ten Wahldebatte aus einem Linksbünd¬ 
nis entsteht. Übers.: G.P. 
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Gastkolummne von Uwe Koopmann 

Friedrich und die 
Überfremdung 


„Zehntausende Blickkontakte“ will 
die NPD noch bis zum 22. September 
bei ihrer sechswöchigen Tour durch 
„rund 100 Städte“ einfangen. Berlin, 
Leipzig, Städte in Mecklenburg-Vor¬ 
pommern, Bremen, Essen, Düsseldorf 
mussten sich die Paranoia-Tiraden 
der NPD schon anhören. 

Die NPD droht: Es geht um „Über¬ 
leben und Fortbestand des deutschen 
Volkes in seinem angestammten mit¬ 
teleuropäischen Lebensraum“. Die 
„nahezu 16 Millionen Menschen mit 
ausländischen Wurzeln“ bergen nach 
Auffassung der NPD die Gefahr, 
dass Deutschland wieder ein Volk 
ohne Raum wird. Deutsche Städte 
„drohen ihren deutschen Charakter 
in absehbarer Zeit unwiderruflich zu 
verlieren“. 

Statt die NPD noch vor der Bundes¬ 
tagswahl zu verbieten oder wenigs¬ 
tens einen breiten Verbotsantrag ein¬ 
zubringen, teilt Bundesinnenminis¬ 
ter Hans-Peter Friedrich (CSU) die 
„Analyse“ der NPD: „Die Zahlen sind 
alarmierend.“ Er beschwört 100 000 
Asyl-Erstanträge für 2013 herauf. 
Nach der Abschaffung des alten Asyl¬ 
rechts war die Zahl der Antragsteller 
zunächst drastisch gesunken, stieg 
dann aber wieder seit 2008. 

Friedrich weiß Abhilfe: Die Verfah¬ 
ren sollen „schneller durchgezogen 
werden“. Und dann sollen die Asyl¬ 
bewerber gemäß der Dublin-II-Ver- 
ordnung von 2003 in das Land abge¬ 
schoben werden, durch das sie Euro¬ 
pa erreicht haben. Also: Griechenland 
(Lesbos, Samos, Chios, Evros), Itali¬ 
en (Lampedusa, Pantelleria, Sizilien), 
Malta, Zypern. 

Mit einem Schlag wäre Friedrich die 
Asylbewerber los - es sei denn, sie 
wären mit dem Heißluftballon aus der 
Sahara gekommen und würden dann 
in der Frankenstraße 210 in Nürnberg 
landen. Das ist der Sitz des Bundes¬ 
amtes für Migration und Flüchtlinge. 
Friedrich hat aber - falls die Landung 
klappt - noch eine Hürde aufgestellt. 
Er lässt prüfen, ob die Asylbewerber 
in der Heimat vielleicht verhungern 
würden, also sich einfach nur aus 
„wirtschaftlichen“ Gründen aus dem 
Sahara-Staub gemacht haben. Wirt¬ 
schaftliche Gründe sind keine Asyl¬ 
gründe, denn Hunger ist kein Tatbe¬ 
stand, der sich aus einer Verfolgung 
ableitet. 

Friedrich, die NPD, die Bild-Zeitung 
und andere Intelligenz-Blätter kön¬ 
nen „Erfolge“ ihres menschenverach¬ 
tenden Populismus 4 aufweisen: Zwei 
Drittel der Deutschen wollen, so eine 



Emnid-Studie im Auftrag von Focus, 
dass Deutschland für Rumänen und 
Bulgaren - trotz EU-Mitgliedschaft - 
nicht erlaubt ist. 41 Prozent wollen 
Beschränkungen für Bürgerinnen 
aus allen EU-Staaten. Die NPD sagt 
es deutlich: Hier haben „biologisch 
raumfremde Kräfte“ nichts zu suchen. 
Das Problem sind nicht die Asylsu¬ 
chenden, die vor Armut, Hunger und 
Unterdrückung oft unter Lebensge¬ 
fahr fliehen müssen. Das Problem 
sind die Herrschenden, die Armut, 
Hunger und Unterdrückung zu ver¬ 
antworten haben. Nach einer Veröf¬ 
fentlichung der FAZ haben 29 Milli¬ 
onen Millionäre 40 Prozent des Welt¬ 
vermögens. Diese Leute und dieses 
Geld wollen polizeilich, militärisch, 
juristisch, politisch und ideologisch 
gesichert werden. Und sie wollen das 
System - Festung Europa, Standort 
Deutschland - gesichert wissen, des¬ 
sen Strukturen ihnen möglichst auf 
Dauer die Pfründe sichern. Sand im 
Getriebe - wie ein Asylbewerber - ist 
dabei nur ein Störfaktor. 

Unsere Haltung ist auch in dieser 
Situation eindeutig. Wir Mitglieder 
der DKP sind aktiv in antifaschisti¬ 
schen Organisationen und Bündnis¬ 
sen, wir suchen die Gemeinsamkeit 
mit all jenen Kräften, die sich gegen 
Faschismus, Rassismus und Krieg für 
die Rechte der Migrantinnen und 
Migranten, der Asylsuchenden und 
gegen weitere Einschränkung demo¬ 
kratischer Grundrechte einsetzen. 
„Gegen Rassismus und Hass gegen 
Andersdenkende, gegen das zerstö¬ 
rerische kapitalistische Konkurrenz¬ 
prinzip setzt die DKP das Prinzip der 
internationalen Solidarität. Menschen 
anderer Nationalität und mit ande¬ 
rem kulturellen Hintergrund sind 
eine Bereicherung für unser Land.“ 
(Programm der DKP/Antworten der 
DKP auf die Krise) 


„Von Deutschland soll 
nie wieder Krieg ausgehen“ 

Mahn- und Gedenkveranstaltung am 7. September in Stukenbrock 


Am 7. September kommen wir zum 
Sowjetischen Soldatenfriedhof nach 
Stukenbrock, weil wir nicht vergessen 
wollen, was dort für Verbrechen an 
Menschen in der Zeit von 1941-1945 
geschahen. 

65000 sowjetische Kriegsgefangene 
und zahlreiche Zwangsverschleppte 
wurden dort im Kriegsgefangenen¬ 
lager STALAG 326 VI/K der Wehr¬ 
macht zu Tode gequält und auf einem 
benachbarten Acker in 36 Massengrä¬ 
bern verscharrt. Sie wurden Opfer des 
deutschen Nazi-Staates, dem man vor 
achtzig Jahren die Macht übertragen 
hatte. 

Mit dem 2. Weltkrieg hatte dieses Re¬ 
gime für seine Weltherrschaftspläne 
Deutschland und fast die ganze Welt in 
eine Katastrophe gestürzt, wie sie die 
Menschheit bisher nicht erlebt hatte. 
„Von Deutschland soll nie wieder 
Krieg ausgehen“, das war und ist eine 
Lehre aus dieser Zeit. 

Was aber erleben wir heute? 

★ Deutsche Soldaten kämpfen in Af¬ 
ghanistan und sind in vielen Ländern 
in Einsätzen. 


★ Deutsche Soldaten beteiligten sich 
am völkerrechtswidrigen Krieg im 
ehemaligen Jugoslawien. 

★ In Deutschland lagern noch immer 
die USA-Atomwaffen aus der Zeit des 
Kalten Krieges. 

★ In Deutschland können Nazis wie¬ 
der mit staatlicher Toleranz und För¬ 
derung rechnen. 

★ Aus Deutschland werden Kriegs¬ 
waffen in großen Mengen an Staaten 
geliefert, die die Menschenrechte mit 
Füßen treten. 

Das nehmen wir nicht hin! Für uns ist 
die Mahnung von Stukenbrock „und 
sorget ihr, die ihr noch im Leben steht, 
dass Frieden bleibt, Frieden zwischen 
den Menschen, Frieden zwischen den 
Völkern“ Auftrag zum Handeln. 
Deshalb erwarten wir auch vom neu 
zu wählenden Bundestag, dass er sich 
dem antifaschistischen Auftrag und 
dem Friedensgebot des Grundgeset¬ 
zes verpflichtet fühlt. 

Von Deutschland darf nur noch Frie¬ 
den ausgehen! 

Arbeitskreis 

Blumen für Stukenbrock e.V. 



SPD und CDU wollen 
die Wählerinnen selektieren 


Neue Sperrklausel soll den Mainstream in den Rathäusern sichern 


Die „großen“ Parteien fürchten um 
Machteinfluss und Pfründe. Bei der Eu¬ 
ropawahl 2009 gab es die Fünf-Prozent- 
Hürde. Das Bundesverfassungsgericht 
hatte diese Sperrklausel im Novem¬ 
ber 2011 für verfassungswidrig erklärt. 
CDU/FDP und SPD/Grüne wollen 
trotz der höchsten Gerichtsentscheidung 
eine neue Hürde bei drei Prozent für 
das EU-Parlament auf stellen. SPD und 
CDU haben nun im NRW-Landtag ei¬ 
nen neuen Anlauf genommen, um auch 
auf der kommunalen Ebene eine Sperr¬ 
klausel einzuführen. Die UZ sprach da¬ 
rüber mit Manfred Evers, dem Frakti¬ 
onsvorsitzenden der „Ratinger Linke “ 
im Ratinger Rathaus. Diese Gruppe ist 
nicht zu verwechseln mit der Partei „Die 
Linke2004 gab es bei 0,9 Prozent ei¬ 
nen Sitz, 2009 wurden es bei 3,5 Prozent 
zwei Sitze. Manfred Evers ist Personal¬ 
ratsvorsitzender am Oberlandesgericht 
Düsseldorf. 

UZ: Der Verfassungsgerichtshof NRW 
hat im Juli 1999 gefordert, die Sperr¬ 
klausel bei den Kommunalwahlen ab¬ 
zuschaffen. Kommen SPD und CDU 
jetzt mit ihrem Angriff auf das Wahl¬ 
recht als Verfassungsfeinde daher? 

Manfred Evers: Wenn man den ganzen 
Katalog von Gesetzen sieht, bei dem 
die derzeitige Landesregierung Gefahr 
läuft, sich nicht verfassungskonform zu 
verhalten, kommt sie nicht erst jetzt 
verfassungsfeindlich daher. Eigentlich 
müssten die Landesregierung und die 
sie tragenden Parteien im Verfassungs¬ 
schutzbericht des Landes NRW auf¬ 
tauchen. SPD und CDU möchten am 
liebsten in NRW unter sich bleiben und 
dulden höchstens FDP und Bündnis 90/ 
Die Grünen als Mehrheitsbeschaffer. 
Wobei der SPD die Grünen auch schon 
ab und zu an die CDU abhanden ge¬ 
kommen sind. Alle anderen stören halt 
nur und man versucht sich ihrer zu ent¬ 
ledigen. 

UZ: Der Angriff auf das Wahlrecht ist 
nicht nur ein juristischer Angriff... 

Manfred Evers: ... sondern ein klarer 
Angriff auf den Wählerinnenwillen und 
damit auf die Demokratie. SPD und 
CDU sehen ihren Einfluss in den NRW- 
Rathäusern schwinden, weil ihre Politik 
die Wähler entweder erst gar nicht zur 
Wahl gehen lässt, oder es werden Alter¬ 
nativen gewählt. Und oft - leider noch 
nicht oft genug - werden linke Gruppen 
und Kandidatinnen als Alternative ge¬ 
wählt. Die „Ratinger Linke 44 ist mit dem 
alten DKP-Spruch in die Wahl gezogen: 
„Damit man draußen sieht, was drinnen 
vorgeht“. Und je mehr von uns Linken - 
was ich jetzt nicht parteipolitisch, son¬ 
dern inhaltlich sehe - drinnen sind, um 
so mehr sieht man draußen. Und das 
wird drinnen von der Verwaltung und 
den vermeintlich „Großen“ nicht ger¬ 
ne gesehen. Für die reicht es, wenn das 
gemeine Wahlvolk alle fünf Jahre zur 
Wahl geht und ansonsten nicht stört. 



Manfred Evers, Fraktionsvorsitzender 
der „Ratinger Linke“ im Ratinger 
Rathaus. 


UZ: CDU und SPD verlieren in NRW 
weiterhin Tausende von Mitgliedern. 
Wollen sie nun mit einem Griff in die 
wahlrechtliche Trickkiste die Positio¬ 
nen sichern, mit denen sie nicht nur das 
Wahlvolk, sondern sogar die eigenen 
Mitglieder verpreilen? 

Manfred Evers: Es wird ja seitens der 
Sperrklauselbefürworter argumentiert, 
durch die große Anzahl von Fraktionen 
wäre keine sinnvolle Arbeit mehr mög¬ 
lich und die Sitzungen würden endlos 
dauern. Das ist Nonsens. Viele Tages¬ 
ordnungspunkte in Sitzungen gehen 
einstimmig durch. In Wahrheit sind 
es oft die ritualisierten Schaukämpfe 
zwischen Christ- und Sozialdemokra¬ 
ten, die für lange Sitzungen und eine 
schwierige Entscheidungsfindung sor¬ 
gen, um am Ende dann doch gemein¬ 
sam abzustimmen. 

UZ: Und es geht simpel um Geld ... 

Manfred Evers: Das auch. Jeder an 
sogenannte „Kleine“ verlorene Sitz 
macht sich in der Parteikasse der „Gro¬ 
ßen“ bemerkbar. Weniger Fraktionszu¬ 
wendungen an die Fraktion, weniger 
Abgaben von Aufwandsentschädigun¬ 
gen an die Partei. Mit dem Schwund an 
Parteimitgliedern summiert sich so et¬ 
was schon. Und man kann „verdiente“ 
Parteimitglieder nicht mehr mit irgend¬ 
welchen Posten beglücken. 

UZ: Rechte Splittergruppen haben sich 
in den Rathäusern als Stimmenzugabe 
für die konservativen Fraktionen erwie¬ 
sen. 

Manfred Evers: In vielen Rathäusern 
war es so, aber mittlerweile haben sich 
CDU und SPD auch auf kommunaler 
Ebene ziemlich genähert, dass man 
auf diese Parteien, was die Mehrheits¬ 
beschaffung angeht, meistens verzich¬ 
ten kann. 

UZ: ... mithin richten sich die Angriffe 
von SPD und CDU gegen linke Man- 


- Interview mit Manfred Evers 

datsträger, die sich nicht in den kommu¬ 
nalpolitischen Mainstream ein fügen? 

Manfred Evers: In Ratingen ist dies 
zum Glück nicht der Fall, die „Ra¬ 
tinger Linke“ wird hier nicht ausge¬ 
grenzt. Auch die Presse bringt unsere 
Pressemitteilungen. Sie werden auch 
nicht verzerrt oder tendenziell wie¬ 
dergegeben. Ich weiß aber von vielen 
anderen linken Mandatsträgerinnen 
in anderen Kommunen, dass man sie 
ausgrenzt oder ihre Anträge teilweise 
ohne Diskussion ablehnt. Aber egal, 
ob man ausgegrenzt wird oder nicht, 
ist der Kontakt zu Gruppen und Be¬ 
wegungen wichtig. Von dort bekommt 
man oft Informationen, die für die 
kommunalpolitische Arbeit ungemein 
nützlich sind oder es werden Missstän¬ 
de aufgedeckt. Meistens sind die linken 
kommunalpolitischen Gruppierungen 
ja personell gar nicht in der Lage, alle 
Felder abzudecken. 

UZ: Das erinnert daran, dass die außer¬ 
parlamentarische Opposition mehr Ge¬ 
wicht bekommen muss, damit im Rat¬ 
haus, im Landtag, im Bundestag reale 
Politik für die reale Mehrheit gemacht 
wird. 

Manfred Evers: Es ist auch Aufgabe 
von linken Politikern, egal auf welcher 
Ebene sie tätig sind, die Forderungen 
der außerparlamentarischen Oppositi¬ 
onen in die Parlamente zu tragen. Par¬ 
lamentarische und außerparlamenta¬ 
rische Arbeit und Opposition müssen 
sich zuarbeiten und ergänzen. 

UZ: Stellen sich linke Gruppierungen 
nicht auch schon mal ein Bein? 

Manfred Evers: Von Franz Josef Strauß 
stammt der Satz: Rechts neben uns 
gibt’s nichts. Wenn ich böse wäre, wür¬ 
de ich sagen, bei der Partei „Die Lin¬ 
ke“ heißt es: Wo wir antreten wollen, 
hat keine andere linke Partei/Liste an¬ 
zutreten. Punkt! Wir können für die 
Menschen nur was erreichen, wenn 
die linken Kräfte Zusammenarbeiten 
und zwar solidarisch. Es gibt nicht nur 
in NRW Rathäuser oder Bezirksver- 
tretungen, da hat die DKP oder an¬ 
dere linke Gruppierungen teilweise 
jahrzehntelange erfolgreiche Arbeit 
gemacht. Und dann kommt die Partei 
„Die Linke“ - der ich übrigens auch an¬ 
gehöre - und sagt: So, das war’s, jetzt 
kandidieren wir. Für mich wäre es in 
dem Falle ein solidarisches Miteinan¬ 
der, wenn die Partei „Die Linke“ dann 
sagen würde: „Ihr habt bisher gute Ar¬ 
beit gemacht, man kennt euch, wir sind 
bereit, auf euren Listen mitzukandidie¬ 
ren. Für die gemeinsame Sache verzich¬ 
ten wir auf eine eigene Kandidatur.“ 

UZ: Wir danken für das Gespräch! 

Das Gespräch mit Manfred Evers führte Uwe Koop¬ 
mann, zehn Jahre aktiv im Rathaus von Düsseldorf- 
Gerresheim. 
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Wacht auf, 

Verdammte dieser Erde 

Arbeiterfotografie stellt seit 35 Jahren die Systemfrage 



M it dem fotografischen „Sehen“ verbindet sich 
für Arbeiterfotografie seit ihren historischen 
Anfängen in der Weimarer Republik der An¬ 
spruch des „Erkennens“ und des „Verstehens“ (Ver¬ 
stand!) „I see“ bedeutet im englischen Sprachraum: Ich 
sehe, ich verstehe. Dazu ist es erforderlich, hinter die 
Kulissen und in die Köpfe zu blicken (...), denn die Fa¬ 
brikmauer von außen bringt allein wenig Erkenntnis. 
Und die Erkenntnisse bringen wenig Gewinn, wenn sie 
nicht an die Öffentlichkeit getragen werden (können). 
Dieser Blick aus den Anfängen vor über 80 Jahren hat 
vieles gesehen und verstanden (!). Seit ihren Anfängen 
sah und auch in Zukunft sieht sie ihre Aufgabe darin, 
über die Ursachen, die Mittel und Methoden der Ver¬ 
führung aufzuklären - so wie es 1937 der Gründer der 
historischen Arbeiterfotografenbewegung, Willi Mün¬ 
zenberg, mit Kurt Kersten in seiner Veröffentlichung 
„Propaganda als Waffe“ aus dem französischen Exil tat: 
„Die Hitlerpropaganda kontrolliert nach ihren eige¬ 
nen Angaben allein über 300 deutschsprachige Zeitun¬ 
gen im Ausland und hat auf mindestens eben so viele 
fremdsprachige Zeitungen Ein¬ 
fluss. Sie unterhält ein ganzes 
System von Nachrichtenbüros 4 , 
die aus ungarischen, polnischen 
und anderen Quellen über Lon¬ 
don und Paris ,Nachrichten 4 
lancieren, die in Wirklichkeit 
aus Berlin stammen und auf 
diesen Umwegen ihren Platz in 
der deutschen Parteipresse ,als 
ausländische neutrale Stimmen 4 
finden.“ 

Gleichzeitig breitet Münzen¬ 
berg die Perfektionierung oder 
besser Perversion einer auf 
Krieg ausgerichteten Psycholo¬ 
gie aus und die „Skrupellosigkeit, mit der [die Propa¬ 
ganda] geführt wird. Wie diese Propaganda nicht von 
der Dolchstoß-, Reichstagsbrand-, Giftlüge und vor tau¬ 
send anderen Lügen zurückgeschreckt ist...“ 

Wie sich die Bilder und Methoden gleichen, die in ihrer 
Wirkungsmacht gespenstisch sind! Und doch gelingt 
es bis heute, kluge Menschen für Kriege zu gewinnen: 
„Das Organ des ,Verbandes des Personals öffentlicher 
Dienste 4 in Zürich warnt mit Recht vor den zu erwar¬ 
tenden Provokationen, mit denen die Hitlerpropaganda 
einen Überfall der deutschen Armee auf ein Nachbar¬ 
land vorbereiten wird: ,Eines Tages werden deutsche 
Flugzeuge, mit gefälschten französischen oder russi¬ 
schen Abzeichen versehen, irgendeine deutsche Gren¬ 
zortschaft bombardieren, und dann kann der Verteidi¬ 
gungskrieg 4 des dritten Reiches beginnen. Deutschland 
erscheint als das überfallene Land 4 ...“ 

Was für Brecht die „Asche im Mund“ ist, ist für Arbei¬ 
terfotografie der Wind im Haar - der Gegenwind - und 
gleichzeitig der Geschmack der Freiheit des selbstbe¬ 
stimmten Denkens und Agierens und Gestaltens. Nicht 
den „Kleinnazis“ auf der Straße (Elias Davidsson) gilt 
die alleinige Aufmerksamkeit, sondern den Großakteu- 
rinnen und -akteuren in Regierungen und Banken, die 
Bomben verkaufen oder verschenken und werfen (las¬ 
sen) oder die Bevölkerung mit Gesetzen strangulieren. 
Mit ihren dokumentarischen und künstlerischen Wer¬ 
ken verteidigt Arbeiterfotografie die gesellschaftlichen 
Errungenschaften gegenüber einem mörderischen Sys¬ 
tem, das nicht nur Schwache, sondern in der Konse¬ 
quenz sich selbst in den Tod reißt. „Geld kann man 
nicht essen“, welche Weisheit, die zu spät kommt, auf 
verseuchtem Land! 

Unzählige Reportagen bietet der Fotografenverband 
als Zeugen auf - gegen Sozialdemontage (dummes 
Volk regiert sich besser), Demokratiedemontage und 
belegt in vielen kritischen Schriften teils verborgene, 
teils offensichtliche Zusammenhänge. Die Systemfrage 
zu stellen, bedeutet für den Verband, auch auf Regime 
Changes (versteckte oder ganz offene wie vor 40 Jah¬ 
ren in Chile die Beseitigung des demokratisch gewähl¬ 
ten Präsidenten Allende) hinzuweisen. Wohlgemerkt 
ist die Ausgangslage „The best Democracy Money can 
buy“, also die beste Demokratie, die durch Geld käuf¬ 
lich und steuerbar ist. 

Seit mehr als drei Jahrzehnten enttarnt der Verband 
die Kriegstrommeln, so hübsch, rhythmisch, werbend, 
humanistisch sie auch daherkommen mögen - wie die 
neue Auschwitz-Lüge des Ex-Außenministers Joseph 
Fischer, verantwortlich für den Krieg gegen die Bundes¬ 
republik Jugoslawien, fälschlich Kosovo-Krieg genannt. 
Unermüdlich warnt der Verband mit seinen rund 
100 Mitgliedern vor der Aufrüstung der Republik, der 
Entmündigung der Armen und der in die Armut Ge¬ 
triebenen und Entrechteten, vor Bürgerkriegsübungen 
in vivo (also am lebenden Objekt unter Realbedingun¬ 


gen), vor der Verweigerung, Kriegsvorwände aufzuklä¬ 
ren. Insbesondere durch Demontage von Feindbildern 
und im Grunde lächerlichen Szenarien wie 9/11, die in 
der Geschichte sich ständig wiederholen, können Kar¬ 
tenhäuser zum Einsturz gebracht werden. 

Wacht auf Verdummte dieser Erde 

John Heartfield hob in einer seiner bis heute berühm¬ 
ten Fotomontagen hervor: „Wer Bürgerblätter liest, 
wird blind und taub.“ - Es geht um „Werte, die heute 
immer öfter drohen, auf der Strecke zu bleiben“. The¬ 
men sind deshalb: „der soziale Abstieg, der heute - erst 
schleichend und dann immer rasanter - voranschreitet 
und damit das ganze Gefüge des Zusammenlebens zu¬ 
sammenbrechen lässt, die Ungerechtigkeit und Unge¬ 
setzlichkeit der Mächtigen und die Lethargie, die aus 
der Hilflosigkeit entsteht. Mit dem Instrument der Fo¬ 
tografie und der Kraft der Worte wagen sie den Ver¬ 
such, die Welt ein kleines bisschen besser zu machen.“ 
Das schreibt Evelyn Hecht-Galinski der Arbeiterfoto¬ 
grafie ins Stammbuch zu ihrem Geburtstag. Und der 
Kölner Kabarettist und „Frie¬ 
densgeneral“ Udo de Cologne 
alias Udo Hombach gratuliert 
„Arbeiterfotografie hat sich 
zur Aufgabe gemacht, auf das 
Leben der Menschen da hinzu¬ 
weisen, wo es geschädigt wird 
und schon beschädigt ist. Die 
Wunden, auf die sie zeigt, sind 
sozialer, gesellschaftlicher, po¬ 
litischer und historischer Art. 
So, wie der Überbringer von 
Hiobsbotschaften oft selbst für 
seine Mitteilungen gehasst wird, 
ist auch die AF oftmals Anfein¬ 
dungen ausgesetzt. Das vor al¬ 
lem auch, weil sie ihrer Linie treu und dabei standhaft 
bleibt. Gratulation! Und weiterhin viel Mut!“ 

„Muth“ im besten Kantschen Sinne ist das, woran es 
der Arbeiterfotografie selten gemangelt hat: „Aufklä¬ 
rung ist der Ausgang des Menschen aus seiner selbst¬ 
verschuldeten Unmündigkeit. Unmündigkeit ist das 
Unvermögen, sich seines Verstandes ohne Leitung ei¬ 
nes anderen zu bedienen. Selbstverschuldet ist diese 
Unmündigkeit, wenn die Ursache derselben nicht am 
Mangel des Verstandes, sondern der Entschließung und 
des Muthes liegt, sich seiner ohne Leitung eines andern 
zu bedienen. ,Sapere aude! 4 Habe Muth, dich deines ei¬ 
genen Verstandes zu bedienen! ist also der Wahlspruch 
der Aufklärung.“ Das schrieb 1784 in den Vorwehen der 
Französischen Revolution der Philosoph Immanuel 
Kant. 1799 fügt er hinzu: „Faulheit und Feigheit sind 
die Ursachen, warum ein so großer Teil der Menschen, 
nachdem sie die Natur längst von fremder Leitung frei¬ 
gesprochen, dennoch gerne zeitlebens unmündig blei¬ 
ben; und warum es anderen so leicht wird, sich zu deren 
Vormündern aufzuwerfen. Es ist so bequem, unmündig 
zu sein ...“ 

Dem Bundesverband Arbeiterfotografie ist zu wün¬ 
schen, noch lange, lange unbequem zu sein und sich 
von nichts und niemandem das Denken und Hinter¬ 
fragen verbieten zu lassen! Clara Klemperer 

Ausstellung und Veranstaltung„Wacht auf, Verdammte 
dieser Erde“: In Kooperation mit dem Deutschen Frei¬ 
denker-Verband und dem Euregioprojekt Frieden Aa¬ 
chen 

Ausstellung: 21. September bis 3. November 2013 

Geöffnet Donnerstag, Samstag und Sonntag von 13- 
18 Uhr, Eintritt frei 

Eröffnung: Do,19. September 2013,19 Uhr mit Kulturein¬ 
lage von Ernesto Schwarz und Hartmut Barth-Engelbart 

Veranstaltung: Sa, 21. September 2013,15-21 Uhr, Eintritt: 
10, -/5,- Euro 

• „Fotografie als Waffe“, Bild-Vortrag von Anneliese 
Fikentscher, mit Diskussion 

• „Enteignung von 99 Prozent der Mensch heit-und die 
Methoden ihrer Absicherung“, Vortrag von Klaus Hart¬ 
mann (Vorsitzender des Deutschen Freidenker-Verbands 
und Vizepräsident der Weltunion der Freidenker) mit 
Diskussion 

• „Die Medienkrieger - eine Innensicht“, Vortrag von 
Jürgen Rose (Oberstleutnant, Darmstädter Signal) mit 
Diskussion 

• Kulturteil mit Ernesto Schwarz (revolutionäre Lieder), 
Hartmut Barth-Engelbart (revolutionäre Texte und Lie¬ 
der), Die Bandbreite (mit Liedern, die den Nerv der Zeit 
treffen) 

KUNST-GESCHOSS - Die Stadtgalerie im Schützenhaus 
Werder (Havel) Uferstraße 10,14542 Werder (Havel) - 
lnselstadt/20 km vor Berlin 
Infos: arbeiterfotografie.com/35jahre 






Bildunterschriften (von oben nach unten) 

Anneliese Fikentscher, Köln, 14.6.2002 - Studenten-Streik gegen Studiengebühren -„Wir 
geben unser letztes Hemd“ 

Andreas Neumann, Kehl,4.4.2009 - Proteste anlässlich des NATO-Gipfels - 60 Jahre nach 
der Gründung der NATO 

Hartmut Barth-Engelbart, Frankfurt, 1.5.2013 -„Auf dem Fundament des Bankfurter 
Lochs“ - Bau des Hauptquartiers der Europäischen Zentralbank (EZB) 
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Dies zu wissen tut verdammt not 

Zu Domenico Losurdos Buch „Das 20. Jahrhundert begreifen“ 


M an sollte es nicht für möglich halten, in 
einem solchen kleinen Buch so Vieles 
erfahren zu können, das man nicht nur 
zum Verständnis des 20. Jahrhunderts bitter nö¬ 
tig hat, sondern auch für das, was vor und nach 
diesem Jahrhundert das Leben bestimmte. Und 
es ist in einer eindringlichen Sprache geschrie¬ 
ben, Philosophieprofessoren (Losurdo ist einer 
von ihnen, aber von anderen Professoren könn¬ 
te ich freilich auch reden) sind dessen nicht allzu 
oft fähig. „Natürlich“ muss man dieses Lob auch 
ausdehnen auf die Übersetzerin des Werks, Frau 
Erdmute Brielmayer. 

Das Buch besteht aus vier Kapiteln, jedes ist um 
ein ideologisch-politisches Grundmuster und sei¬ 
ne Banner- sowie Haupthandlungsträger grup¬ 


piert. Im ersten werden wir damit konfrontiert, 
was man in unseren Gehirnen über den Kom- 
munismus/Sozialismus verankern möchte - Stich¬ 
wort „Schwarzbuch des Kommunismus“. Passend 
dazu, was unternommen wurde und wird, um von 
den Nazi-Verbrechen abzulenken: 

Danach erlebt man einen ganzen „Kontinent“ an 
Kenntnissen zur jüngeren „Kultur“-Geschichte. 
Das zweite Kapitel beschreibt, wie schön doch 
eigentlich die Welt des Liberalismus und der De¬ 
mokratie ist und wie Lenin die dazu nötigen Mas¬ 
kierungen entlarvte. 

Im dritten geht es um solche Sprachwildereien 
wie Totalitarismus, Rassen- und Klassen-Krieg 
(aber nicht in der von „unseren“ aufklärenden 
Medien angebotenen Weise). 


Das vierte, letzte Kapitel hält uns den Spiegel vor. 
Aber er wird uns von einem der Unsrigen vorge¬ 
halten. Es wird nicht ausblendet, wofür wir in der 
Geschichte Verantwortung zu tragen haben, was 
nicht verschwiegen oder relativiert werden darf 
angesichts der „anderen da drüben“. Christen 
kennen ja die Geschichte aus dem „Neuen Tes¬ 
tament“: Da sagt der Pharisäer, zu den Zöllnern 
hinblickend (die in manchen Ländern nicht im¬ 
mer immun sind gegenüber Versuchen der Kor¬ 
ruption): Wie gut, dass ich nicht bin wie jene da! 

Robert Steigerwald 

Losurdo, Domenico, Das 20. Jahrhundert begrei¬ 
fen, Pocketformat, 95 Seiten, EUR 8,00 [D], ISBN 
978-3-89 438-525-5, PapyRossa Verlag, Köln 2013 
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Leseprobe aus Kapitel II: Die „belle epoque“: Auf der Suche nach der verlorenen Zeit 

1. Die Geschichte des Westens als Geschichte einer „Demokratie für das Herrenvolk“ 


(...) Am Anfang des 20. Jahrhunderts schien sich 
keine Wolke am Horizont abzuzeichnen, die die 
verzauberte Atmosphäre der belle epoque hätte 
stören können. Im Jahre 1910 bot sogar ein Begräb¬ 
nis - das von König Eduard VII. von England - 
Gelegenheit zu einem glanzvollen Trauerzug, bei 
dem hoch zu Ross Könige, Erbprinzen, Herzoge 
vorbeizogen, die durch Verwandtschaftsbande und 
die gemeinsame Trauer verbunden waren. Die Zeit 
schien auf keine Weise die Macht und das Prestige 
der europäischen Aristokratie berührt zu haben. 
Die Szene wurde von neun Monarchen beherrscht, 
ausnahmslos alle Nachkommen von Wilhelm dem 
Schweiger; unauffälliger zeigen sich die Vertreter 
Frankreichs und der Vereinigten Staaten. 

Auch unter einem anderen Gesichtspunkt präsen¬ 
tiert sich der Westen insgesamt homogen. Selbst 
wenn Konflikte sichtbar zu werden beginnen, so 
fühlen sich vor allem die Großmächte den „nie¬ 
deren Rassen“ gegenüber unendlich überlegen, so 
rühmen sie sich doch, Teil einer Familie, ja sogar 
einer sehr exklusiven Rasse zu sein. Mit den un¬ 
terschiedlichsten Namen (europäische, weiße, nor¬ 
dische, westliche, arische usw.) beschrieben und 
gepriesen, steht diese in jedem Fall für die Zivili¬ 
sation schlechthin, die kleine glückliche Insel im 
unermesslichen Ozean der Barbarei. Zu dieser 
Familie gehört zu diesem Zeitpunkt auch das za¬ 
ristische Russland, dem Theodore Roosevelt eine 
zivilisatorische Rolle in Asien zuerkennt. 

Nach seiner Krönung in London nahm Georg V., 
Nachfolger von Eduard VII., in Indien an der Ze¬ 
remonie teil, die ihn zur Kaiserwürde erhob: Ihm 
huldigten u.a. indische Prinzen und Maharadschas, 
die als Pagen auftraten, prächtig gekleidet, doch 
untergeben und fügsam. Dieser herrlichen und an¬ 
deren ähnlichen Zeremonien, mit denen die Er¬ 


oberer die Darstellung ihrer unendlichen Über¬ 
legenheit dem Bewusstsein der „Eingeborenen“ 
einzuprägen versuchten, entsprach die Wirklich¬ 
keit einer Herrschaft, die, wie wir wissen, nicht vor 
den schrecklichsten Formen der Unterdrückung 
und Gewalt zurückschreckte. 

Die Geschichte des Westens führt uns ein Parado¬ 
xon vor Augen, das von der Geschichte seines heu¬ 
tigen Führungslandes her begriffen werden kann: 
Die Demokratie innerhalb der weißen Gemein¬ 
schaft hat sich gleichzeitig mit der Versklavung 
der Schwarzen und der Deportation der Indianer 
entwickelt. In zweiunddreißig der ersten sechs¬ 
unddreißig Jahre der Vereinigten Staaten waren 
die Präsidenten Sklavenhalter, und Sklavenhalter 
waren auch diejenigen, die die Unabhängigkeits¬ 
erklärung und die Verfassung ausgearbeitet ha¬ 
ben. Ohne die Sklaverei (und die darauffolgende 
Rassentrennung) kann man die „amerikanische 
Freiheit“ nicht verstehen: Sie wachsen beide ge¬ 
meinsam heran und stützen sich gegenseitig. Stellt 
die Sklaverei, diese „peculiar institution“, die ei¬ 
serne Kontrolle über die „gefährlichen“ Klassen 
schon am Arbeitsplatz sicher, so entschärfen die 
offene Grenze und die fortschreitende Expansion 
in Richtung Westen den sozialen Konflikt und ver¬ 
wandeln ein potenzielles Proletariat in eine Klas¬ 
se von Grundbesitzern, natürlich auf Kosten von 
Bevölkerungen, die dazu verurteilt sind, verdrängt 
oder beseitigt zu werden. 

Nach der Feuertaufe des Unabhängigkeitskrieges 
erlebt die amerikanische Demokratie mit der Prä¬ 
sidentschaft von Andrew Jackson in den dreißiger 
Jahren des neunzehnten Jahrhunderts eine weitere 
Entwicklung. Die Streichung der meisten Zensus¬ 
diskriminierungen beim Wahlrecht innerhalb der 
weißen Gemeinschaft geht Hand in Hand mit ei¬ 


ner kräftigen Förderung der Deportation der In¬ 
dianer und mit dem Anschwellen eines Klimas des 
Ressentiments und der Gewalt gegen die Schwar¬ 
zen. Eine ähnliche Betrachtung kann hinsichtlich 
des so genannten „Fortschrittszeitalters“ angestellt 
werden, das, beginnend mit dem Ende des neun¬ 
zehnten Jahrhunderts, die ersten drei Jahrzehnte 
des zwanzigs- ten umfasst: Es zeichnet sich 
gewiss durch 1 zahlreiche demokratische 


Reformen 


aus (die Direktwahl des 
die geheime Wahl, die 
führung der Primär- 
len, die des Refe- 
dums usw.), ist aber 

g leichzeiti g eine 
l besonders tragi- 



Das erste Sklavenschiff kommt in Virginia an. 

Zeit für die Schwarzen, Zielscheibe des Terrors 
des Ku Klux Klan, und für die Indianer, denen die 


letzten Territorien weggenommen werden und die 
einem unerbittlichen Assimilationsprozess unter¬ 
worfen sind, der sie sogar ihrer kulturellen Iden¬ 
tität berauben will. 

Hinsichtlich dieses Paradoxons, das die Geschich¬ 
te ihres Landes kennzeichnet, haben maßgebliche 
US-amerikanische Wissenschaftler von Herren¬ 
volk democracy gesprochen, von einer Demokra¬ 
tie also, die - der von Hitler geschätzten Termino¬ 
logie folgend - nur für das „Herrenvolk“ gilt. Die 
scharfe Trennlinie zwischen Weißen einerseits und 
Schwarzen und Indianern andererseits begünstigt 
die Entwicklung von Gleichheitsbeziehungen in¬ 
nerhalb der weißen Gemeinschaft. Die Mitglieder 
einer Klassen- oder Hautfarbenaristokratie nei¬ 
gen dazu, sich selber als „Pairs“ aufzuspielen; die 
den Ausgeschlossenen aufgezwungene deutliche 
Ungleichheit ist die Kehrseite des Gleichheitsver¬ 
hältnisses, das sich unter denen durchsetzt, die die 
Macht haben, die „Niedrigen“ auszuschließen. 

Die Kategorie Herrenvolk democracy 
kann auch zur Erklärung der Geschich¬ 
te des Westens insgesamt herangezo¬ 
gen werden. Zwischen dem Ende des 
neunzehnten und dem Anfang des 
zwanzigsten Jahrhunderts geht in Eu- 
| ropa die Ausweitung des Wahlrechts 
' Hand in Hand mit dem Kolonisations¬ 
prozess der die unterworfenen Völker 
zu sklavischer oder halbsklavischer Ar¬ 
beit zwang. Der Rechtsstaat in der kapi¬ 
talistischen Metropole steht in enger 
Verbindung mit der Gewalt, der bü¬ 
rokratischen und Polizeiwillkür und 
mit dem Belagerungszustand in den 
Kolonien. Letztendlich ist es dasselbe Phä¬ 
nomen, das in den Vereinigten Staaten auftritt, nur 
ist es im Fall Europas nicht so offensichtlich, weil 
die Kolonialbevölkerungen nicht in der kapitalisti¬ 
schen Metropole leben, sondern durch den Ozean 
von ihr getrennt sind. 


Zur Krisendebatte 


Antwort auf Fred Schmid 


Fred Schmid (...) zeigt sich unzufrieden mit der 
vom letzten Parteitag beschlossenen Bestimmung 
des Charakters der Krise. Worin seine Unzufrie¬ 
denheit begründet ist, das ist aber gar nicht so ein¬ 
fach seinem Beitrag zu entnehmen. Die Feststel¬ 
lung unseres Parteitags, die Ursache der Krise sei 
im Wesen des Kapitalismus und seiner inneren Wi¬ 
dersprüche begründet, kommentiert er, dies „wis¬ 
sen wir spätestens seit Karl Marx“. Mal abgesehen 
davon, dass diese Erkenntnis nicht „spätestens“ 
mit Karl Marx aufgetaucht ist, sondern es gerade 
dessen genuine Leistung war, mit der Analyse der 
Widersprüche des Kapitalismus auch die Natur der 
Krisen im Kapitalismus auf den Begriff gebracht 
zu haben, fällt es schwer, diesen Kommentar von 
Schmid als Kritik zu verstehen. Also schön, wenn 
Fred Schmid, unser Parteitag und Karl Marx sich 
in diesem Punkt einig sind. 

Bemängelt werden fünf Aspekte, die im Beschluss 
des Parteitags fehlen würden obwohl „es gerade 
hier spannend zu werden“ begänne. Schmid er¬ 
wähnt das Aufblähen der Finanzsphäre und wie 
sich dies krisenverstärkend auswirken kann. Ge¬ 
nau dies ist jedoch im beschlossenen Änderungs¬ 
antrag - nicht jedoch im ursprünglichen Entwurf 
des Parteivorstandes - benannt. Er nennt weitere 
Punkte, die sich seiner Meinung nach „gelohnt hät¬ 
ten, sie zu analysieren oder in einer Definition we¬ 
nigstens anzudeuten“. Und er hat Recht: Weiterge¬ 
hende Analysen sind lohnenswert und notwendig. 
Aber die müssen nun mal auf einem Fundament 
aufsetzen und dass der beschlossene Text unseres 
Parteitags kein dafür taugliches Fundament sei, da¬ 


für kann ich in Fred Schmids Beitrag keinerlei Be¬ 
gründung finden. (...) 

In der Begründung des Abänderungsantrags, der 
den beschlossenen Text zur Einschätzung der Kri¬ 
se enthält, wird betont, dass die Krisenanalyse als 
Grundlage unseres Handelns dienen soll. Um die¬ 
sen Zweck zu erfüllen, sei es wichtig, „gleicherma¬ 
ßen das im Kapitalismus und seinen Widersprü¬ 
chen hegende Wesen der Krise zu bezeichnen als 
auch ihre vielfältigen Ausdrucksformen, die alle 
Bereiche der bürgerlichen Gesellschaft betreffen“. 
Die empfohlene Formulierung des alten Parteivor¬ 
standes („Vieles deutet darauf hin, dass es sich bei 
der augenblicklichen Krise aller Wahrscheinlich¬ 
keit nach um eine Übergangs- oder Große Krise 
handelt“) war dazu meiner Meinung nach aber 
nicht geeignet. Den Grund hierin sehe ich in der 
Unbestimmtheit der verwendeten Begriffe. So war 
nicht geklärt, von wo nach wo ein „Übergang“ an¬ 
steht. Und weil bei der Bezeichnung „Große“ nicht 
die Qualität bestimmt war, also nicht bestimmt war, 
was das „Große“ an der Krise ausmacht, wurde es 
in der Realität unserer Partei auch höchst unter¬ 
schiedlich ausgelegt. Beate Landefeld hat in ihrem 
UZ-Beitrag vom 2.8. klargestellt, dass die aufge¬ 
bauten Ungleichgewichte sich durch eine „norma¬ 
le“ zyklische Krise nicht mehr abbauen lassen und 
dass daher die Qualität komme, die die Bezeich¬ 
nung „große Krise“ rechtfertigt. Dem kann ich zu¬ 
stimmen. Der Parteitag hat ja auch eine Formu¬ 
lierung beschlossen, die eine „besonders heftige“ 
zyklische Überproduktionskrise als eine Form be¬ 
stimmt, in der die Krise sich zeigt und nicht - wie 


manchmal verfälschend wiedergegeben wird - die¬ 
se Form zum Wesen der aktuellen Krise erklärt. 
Unter der Bezeichnung „Große Krise“ wurde aber 
auch ein grundsätzlich anderes Verständnis gehan¬ 
delt, als das von Beate beschriebene. So scheint in 
verschiedenen Äußerungen aus dem Kreis des isw 
die qualitative Bestimmung des „Großen“ an die¬ 
ser Krise darin gegeben, dass sie (auch) den Be¬ 
reich des Politischen umfasst. (So z.B. Leo Mayer 
in einem Referat über Euro-Krise und Rechtspo- 
pulismus „Die Staatsverschuldung ist Ergebnis 
von drei Jahrzehnten neoliberaler Politik und die 
Krise ist das Resultat.“ Oder Walter Listl, der in 
einem Beitrag zu den „Bedingungen einer Trans¬ 
formation des neoliberalen Kapitalismus“ von den 
Krisen „der Banken, der Staatsfinanzen, der Re¬ 
alökonomie“ spricht und sie als Folge einer wei¬ 
teren, nämlich einer Überakkumulationskrise, be¬ 
zeichnet.) Die Gefahr hierbei sehe ich in einem 
Verkennen des Verhältnisses von Ökonomie und 
Politik. Daraus wird dann das, wovor Lucas Zei¬ 
se in seinem Beitrag vom 19.7. zu Recht gewarnt 
hat: „Eine derartige ökonomische Krise ist zugleich 
(Hervorhebung JL) eine politische Krise. (...) Es ist 
nicht sinnvoll, hier von einer Vielfalt verschiedener 
Krisen (des politischen Systems, der bürgerlichen 
Demokratie, der Staatsfinanzen etc.) zu sprechen.“ 
Denn aus dem Bild der Mehrzahl von Krisen wird 
das Bild von getrennt existenten und getrennt zu 
bearbeitenden Feldern der Krisenbewältigung. Uns 
demgegenüber die praktische Bedeutung der Aus¬ 
sagen von Marx und Engels zum Verhältnis von 
Basis und Überbau zu vergegenwärtigen, scheint 
mir lohnenswert. Im Anti -Dühring schreibt Engels, 
dass „die jedesmalige ökonomische Struktur der 
Gesellschaft die reale Grundlage bildet, aus der der 


gesamte Überbau der rechtlichen und politischen 
Einrichtungen sowie der religiösen, philosophi¬ 
schen und sonstigen Vorstellungsweise eines jeden 
geschichtlichen Zeitabschnittes in letzter Instanz zu 
erklären sind“ 1 . Und Marx führt in MEW. Bd. 26.1 
aus, dass Staatswesen und die geistige Anschauung 
der Menschen durch die bestimmte Form der mate¬ 
riellen Produktion und der sich daraus ergebenden 
Gliederung der Gesellschaft bestimmt seien 2 . Ich 
leite daraus die Unmöglichkeit eines Kampfes auf 
einer isoliert verstandenen Ebene von Politik oder 
Kultur ab. Das mag unterschiedlich gesehen wer¬ 
den. Lasst uns also darüber streiten und gemein¬ 
sam nach besserer Erkenntnis suchen! Dazu sollten 
aber diese Streitpunkte auch offen und verständ¬ 
lich für die ganze Partei benannt werden. Dazu 
hilft es nicht weiter, wenn der Streit in der Frage 
gesucht wird, ob die vom Parteitag beschlossene 
Einschätzung ein Mehr an „neuen Einsichten und 
Erkenntnissen über die heutigen Krisenprozesse“ 
bringt oder nicht. Mehr für die Praxis unserer Par¬ 
tei verwendbare Einsicht, als die Aussage, dass es 
sich bei der Krise „aller Wahrscheinlichkeit nach 
um eine Übergangs- oder Große Krise handelt“ 
bietet die nun beschlossene Formulierung meines 
Erachtens schon. Und zur Schlussbemerkung von 
Fred Schmid in seinem Beitrag noch eine Antwort: 
Beschlüsse unseres Parteitags beanspruchen kei¬ 
ne Unfehlbarkeit. Kritik und Diskussion sind stets 
geeignet, uns gemeinsam weiter zu bringen. Aber 
lasst uns damit Schluss machen, den Parteitagsde¬ 
legierten Unmündigkeit zu unterstellen! 

Jürgen Lloyd 


1 MEW, Bd. 20, S.25 

2 „Theorien über den Mehrwert“, MEW, Bd. 26.1, 

S.257 
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Weiter! Warum auch immer 



E s geht um Geld. Bevor es los geht, 
müssen die Glück-Sucher erst ein¬ 
mal ordentlich berappen. So ziem¬ 
lich alles, was sie sich in ihrem kargen 
Leben haben zusammensparen kön¬ 
nen. Im Jargon der Börsenfuzzis: Es 
ist eine Wette. Der Einsatz: Alles was 
man hat, inklusive das eigene Leben. 
Die Chance: Gold. 

Wie fast immer wissen die Wettenden 
auch hier nicht um die Risiken. Wil¬ 
helm Laser, der Treck-Organisator 
(Peter Kurth), hatte die Reise in einer 
Zeitungsanzeige als eine Art ambiti¬ 
onierten Sonntagnachmittagsspazier¬ 
gang dargestellt und ein paar Nuggets 
vorgezeigt. Sechs arme Teufel haben 
bei diesem Westentaschen-Ron Som¬ 
mer eingeschlagen. Als auch die sto¬ 
isch-beherrschte Emily Meyer (Nina 
Hoss) in Ashcroft aus der Eisenbahn 
steigt, ist die kleine desperate Gruppe 
vollständig. 

Mitte der 1890er Jahre wurde am Klon¬ 
dike Gold gefunden. Die Depression 
am Ende des vorletzten Jahrhunderts 
trieb Hunderttausende ins Yukon-Ge¬ 
biet. Die Reise über See, den Chilkoot- 
Trail oder den White-Pass war teuer, 
schwierig und riskant. Einige versuch¬ 
ten daher Dawson auf dem Landweg, 
quer durch den Nordwesten Kanadas, 
zu erreichen. Mit damaligen Mitteln ein 
nahezu aussichtsloses Unterfangen. 

Sie heißen sehr deutsch Meyer, Müller, 
Boehmer, Laser, Dietz und Rossmann. 
Und sie sehen auch so aus. Und hören 
sich so an. Das weckt im Auge der tro¬ 
cken-realistischen Kamera von Patrick 
Orth nicht unbedingt Assoziationen an 
die endlosen Wälder Kanadas, eher an 
Bad Segeberg oder Radebeul. Dieser 
innere Widerstand legt sich. Es sind Lo¬ 
ser. Deutsche Loser, denen ein typisch 
deutsches Arschloch ein X für ein U 
vorgemacht hat, die naiv-gutgläubig auf 
den größten und noch dazu selbstmör¬ 
derischen Blödsinn reingefallen sind. 
Die Sache ist also mehr als stimmig. 

Es ist ein Treck nach nirgendwo. Laser 
weiß nicht mehr als die anderen auch. 
Und da noch niemand den Trail ge¬ 
gangen ist, hilft seine Karte eher der 
Phantasie als der Orientierung. Was 
aber nichts macht, denn der entschei¬ 
dende Part für ihn ist ja gelaufen. Er hat 
die Kohle buchstäblich im Sack. Nun 



Jorge Coulön 


U nser Kandidat für den Wahlbe¬ 
zirk Valparaiso ist Jorge Coulön, 
Chef der Band „Inti-Illimani 44 
eine anerkannte Persönlichkeit in der 
Kulturwelt, der einen großen Beitrag 
zur nationalen Kultur geleistet und 
das Land international mit einem gu¬ 
ten Namen ausgestattet hat 4 , 4 fasste der 
Vorsitzende der KP Chiles, Guillermo 
Teillier, die Freude der chilenischen 
Kommunistinnen bei der Pressekon¬ 
ferenz zusammen, als Genosse Coulön 
vorgestellt wurde. 

Seit seiner Rückkehr aus dem fünf¬ 
zehnjährigen Exil in Italien lebt Jorge 
Coulön, der 1947 in Temuco geboren 
wurde, in der in jeder Hinsicht sehens¬ 
werten Küstenstadt Valparaiso und 
hat dort auch schon - erfolglos - als 


muss er diesen nur noch in Sicherheit 
bringen. 

Je weiter die Goldsucher kommen, 
umso mehr entfernt sich ihr Ziel. Die 
Unendlichkeit dringt ins Bewusstsein. 
Dawson, jene wüst-anarchische An¬ 
häufung zahlloser Glücksritter aus al¬ 
len Elendsquartieren des Globus, gerät 
ihnen immer mehr zu jener Art mythi¬ 
schem El Dorado, auf das schon die 
spanischen Conquistadores ihre Träu¬ 
me projizierten. Das aus Fieberträu¬ 
men entstandene Dreckloch wird zu 
einem überrealen Sehnsuchtsort, der, 
je aussichtsloser die Bedingungen wer¬ 
den, allein durch seinen Namen Sinn¬ 
stiftung verleiht. Nach Dawson! Wei¬ 
ter! Warum auch immer. Allerdings ist 
die Wirklichkeit in den kanadischen 
Wäldern um einiges prosaischer. Hoff¬ 
nungslos überfordert, bricht der einzige 
Planwagen mit den Vorräten und der 
Küche zusammen. Es bleibt nicht der 
letzte Ausfall. 

In existentiellen Lagen scheidet sich 
die Spreu vom Weizen. Lakonisch-tro¬ 
cken zeichnet Regisseur Thomas Ars- 
lans eine nahezu darwinistische Ausle¬ 
se seiner Figuren nach. Niemand ist für 
diesen extremen Survivaltrip wirklich 
trainiert. Außer vielleicht dem Packer 


Bürgermeister kandidiert. Vor zwan¬ 
zig Jahren gründete er die Assoziation 
„Bürger für Vaparafso 44 , weil die Stadt 
nicht zu einem Spekulations- und Ge¬ 
schäftsobjekt verkommen sollte, und 
„damit die Bewohnerinnen und Be¬ 
wohner nicht nur Klienten oder Kon¬ 
sumenten 44 sein würden. Jorge Coulön 
hat auch drei Bücher verfasst. 

Bei der Pressekonferenz fragte man ihn 
unter anderem: 

In diesem Wahlbezirk ist ein Einzug ins 
Parlament (für die linke „Neue Mehr¬ 
heit 44 - d. Red. Siehe letzte UZ) prak¬ 
tisch nicht möglich. Warum haben Sie 
die Kandidatur angenommen? 

Jorge Coulön: Ich bin Kind der Sech¬ 
ziger, wo man sagte „Seien wir Realis¬ 
ten, verlangen wir das Unmögliche 44 . 
Es mag ja unmöglich erscheinen, aber 
bei dem, was wir auf den Straßen Chi¬ 
les seit 2011 gesehen haben, erscheint 
es mir sogar perfekt möglich zu sein. 
Wenn wir nicht für das Unmögliche 
stünden, hätte ich mich nicht angebo- 
ten und eine angenehme Situation in 
der Band zurückgelassen, um so eine 
Herausforderung anzugehen. 

Wollen Sie die Musik mit der Politik 
vervollständigen? 

J.C.: Die Frage stelle ich mir am 17. No¬ 
vember. Vom Gesetz her ist, glaube ich, 
der einzige Beruf, den man nicht ne¬ 
ben einem Mandat ausüben darf, der 
des Rechtsanwaltes. Andererseits gibt 
es den Satz von Atahualpa Yupan- 
qui (1992 verstorbener argentinischer 
Sänger, d. Red.), nach dem die Dich¬ 
ter nicht in den Ruhestand gehen. Also 


Carl Boehmer (Marko Mandic) hat 
niemand auch nur elementare Kennt¬ 
nisse und Fertigkeiten. Die schon et¬ 
was gebrechlichen, früheren Restau¬ 
rantbesitzer Maria und Otto Dietz 
(Rosa Enskat, Wolfgang Packhäuser) 
erwischt es als erste. Der alkoholab¬ 
hängige Journalist Gustav Müller (Uwe 
Bohm) ruft sich, als ihm der Zufall in 
die Hände spielt, in eitler Selbstüber¬ 
schätzung selbst zum Führer aus. Nur, 
um im nächsten Moment um so kata¬ 
strophaler zu scheitern. Wenig später 
wird der verdruckst-introvertierte Zim¬ 
mermann Joseph Rossmann (Lars Ru¬ 
dolph) an sich und seiner Lage irre. Am 
Ende reiten - fast ohne Vorräte, durch 
eine feindlich-karge, steinige Bergland¬ 
schaft - the Fittest of the Unfittest: Carl 
Boehmer und Emily Meyer. 

Es bleibt die Frage: Warum? Und: Wa¬ 
rum trotz des offenkundigen Betruges 
und der hohen Wahrscheinlichkeit des 
Unterganges? Weil es immer irgend¬ 
ein Dawson gibt? Irgendein El Dora¬ 
do? Carl macht weiter, weil er Emily 
in einer altmodisch-distanzierten Rit¬ 
terlichkeit liebt, die ihm Emily erst re¬ 
solut austreiben muss. Aber auch die 
kraftvoll-stille Emily, deren undurch¬ 
sichtigen Gleichmut eine wieder ein¬ 


gibt es keine Inkompatibilität zwischen 
dem Künstlerdasein und dem des Ab¬ 
geordneten, und ich will ein guter 
Künstlerabgeordneter sein. 

Zum Wahlbezirk gehören auch die Os¬ 
terinseln und die Insel Juan Fernändez, 
was haben Sie deren Bewohnerschaft 
zu sagen? 

J.C.: Zunächst einmal um Entschuldi¬ 
gung zu bitten, denn dass die Stadt Val¬ 
paraiso ihre Abgeordneten bestimmt, 
ist absurd. Rapa Nui (eigentlicher Name 
der Osterinsein, d. Red.) und Juan 
Fernändez müssen eigene Abgeordne¬ 


mal herausragende Nina Hoss sehr 
überzeugend auf die Leinwand bringt, 
bleibt da recht einsilbig. Das ehemali¬ 
ge Dienstmädchen, an deren rätselhaf¬ 
tem Gesicht die Kamera so gern ein 
wenig hängen bleibt, hatte kaum so et¬ 
was, was man eine glückliche Vergan¬ 
genheit nennen könnte. Wie es scheint, 
hat sie nicht nur all ihr Geld, sondern 
auch all ihre Energie für diesen Ritt in 
eine bessere Zukunft aufgespart. „We 
gotta get out of this place 44 , sang schon 
Eric Burdon, „if it 4 s the last thing we 
ever do! 44 „ Etwas Besseres als dies Le¬ 
ben finden wir überall. Selbst in einem 
löchrigen Schlauchboot vor Lampedu- 
sa. Je dreckiger der Dreck, umso gol¬ 
dener glänzt El Dorado. Selbst wenn 
es sich dabei um ein Flüchtlingscamp 
handelt. 

So reitet Emily weiter, weil man ein¬ 
fach immer weiter macht, weil das Le¬ 
ben so ist und weil keine Alternativen 
in Sicht sind. Außer Kapitulation und 
Verzweiflung. 

„Gold 44 bastelt nicht an den Western¬ 
mythen eines John Ford oder How¬ 
ard Hawks. Die liturgischen Choreo¬ 
graphien des Italo-Western haben den 
amerikanischen Western-Tingeltangel 
längst dekonstruiert. Seither sind die 


te bekommen, um eine staatliche Für¬ 
sorge zu sichern. Daher bin ich für eine 
neue Verfassung und dafür, dass Rapa 
Nui darüber hinaus als eigene Ethnie 
behandelt wird in diesem Staat, der ei¬ 
gentlich multinational ist. 

Was sagte die Gruppe zu der Kandida¬ 
tur? 

J.C.: Sie waren begeistert und haben 
natürlich ihre Hilfe angeboten. Aber 
meine Kampagne basiert zuerst auf 
dem Dialog und auf den Ideen, von 
denen es viele gibt. 

Günter Pohl 


Abbrucharbeiten, wie in „True Grit 44 
gelegentlich fortgeführt worden. Wirk¬ 
liches Neuland ist hier nicht zu entde¬ 
cken. 

„Gold 44 bringt nicht den Pioniergeist, 
sondern die postmoderne Ausweglo¬ 
sigkeit auf den Punkt. Keines dieser 
versteinerten Gesichter bringt da so 
etwas wie Freude zuwege. Selbst wenn 
sie durchkämen und tatsächlich Gold 
fänden, so ist bei ihnen ebenso we¬ 
nig ein Plan erkennbar, was mit dem 
künftigen „Reichtum 44 eigentlich an¬ 
zufangen wäre, wie bei den Goldspe¬ 
kulanten unserer Tage. Was für eine 
Art Glück sollte damit zu kaufen sein. 
Die Projektion hat die Realität längst 
verdrängt. Wie Neil Young für Jim Jar- 
muschs „Dead Man 44 mit zerrissenen 
düsteren Klangfetzen den Übergang 
ins Nichts emotionalisiert, bereitet in 
„Gold 44 Dylan Carlsons rauer minima- 
listischer Klangteppich den Weg in die 
hoffnungsvolle Hoffnungslosigkeit. 
Ein letztes Mal lächelt Emily: Als sie - 
möglicherweise - ihrem Tod entgegen 
reitet. „If it 4 s the last thing we ever do! 44 
Weiter! Das Glück, alles hinter sich zu 
lassen. Sich entschieden zu haben. Ir¬ 
gendwie. 

Klaus Wagener 


CANTO GENEßAL 

Pablo Neruda / mikis Theodorakis 



„Der Große Gesang 44 das Poem „Canto 
General 44 geschrieben von Pablo Ne- 
ruda, ist eines der bedeutendsten Wer¬ 
ke lateinamerikanischer Dichtung. Mit 
der Musik von Mikis Theodorakis wur¬ 
de es populär und gilt als Symbol für 
eine friedliche und gerechte Welt. 

Das Chemnitzer Trio „Quijote 44 spielt 
seit 2001 die Lieder des weltbekann¬ 
ten Komponisten Theodorakis in deut¬ 
schen Nachdichtungen. 2005/2006 
waren sie als Solisten an drei Auffüh¬ 
rungen des „Canto General 44 im Chem¬ 
nitzer Schauspielhaus beteiligt, was den 
Anstoß gab, für dieses Werk eine deut¬ 
sche Nachdichtung zu schreiben. 

Am 22. September bringen „Quijote 44 - 
Sabine Kühnrich, Ludwig Streng und 
Wolfram Hennig-Ruitz - ihre Neufas¬ 
sung zum ersten Mal auf die Bühne: 
Schauspielhaus Chemnitz, Kleine Bühne,18 
Uhr. Eintritt: 12 Euro/9 Euro 



Der Putsch des 11. September 1973 hatte die Gruppe „Inti-Illimani“ bei einer Europatournee 
überrascht. Jorge Coulön und andere Mitglieder der Gruppe erleben die intensiven Verände¬ 
rungen Europas in den Siebziger und Achtziger Jahren hautnah mit und sind dabei gleichzeitig 
gesellschaftlich-kulturelle Akteure der enormen, weltweiten Solidarität, die damals gegen 
die brutale Diktatur um Augusto Pinochet entstand, so die Gruppe selbst auf ihrer Homepage 
www.inti-illimani.cl. Inti-Illimani hält bis heute an den politischen Überzeugungen fest, die 
sie schon früh nah an die Volksfrontregierung Salvador Allendes gebracht hatten - Jorge 
war bereits als Siebzehnjähriger 1964 Vorsitzender der FRAP, eines Linksbündnisses, das 
Allende bei seiner dritten Kandidatur unterstützte. Deshalb ist „Inti-Illimani“ nicht mit der 
Gruppe „Inti lllimani Histörico“ zu verwechseln, die sich des berühmten Namens bedient um 
unpolitische Lieder zu vermarkten. 


Ein guter Künstlerabgeordneter 

Inti-Illimani-Gründer kandidiert für die KP Chiles 
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Chinas neuer ökonomischer 
und politischer Zehn-Jahres-Zyklus 

Von Helmut Peters - Gekürzter Vorabdruck aus „Marxistische Blätter“ 5-2013 


I n chinesischen Medien ist zu lesen, 
dass das Land mit dem XVIII. Par¬ 
teitag der KP Chinas im November 
2012 und der 1. Tagung des neu ge¬ 
wählten Nationalen Volkskongresses 
im März 2013 in einen neuen ökono¬ 
mischen und politischen Zyklus ein¬ 
getreten wäre. Danach setzen nicht 
einschneidende Veränderungen in der 
objektiven gesellschaftlichen Entwick¬ 
lung, sondern die Wechsel in der Füh¬ 
rung von Partei und Staat die Zäsur 
in der Entwicklung des Landes. Das 
erklärt auch die Erwartung unter chi¬ 
nesischen Offiziellen, die neue Partei- 
und Staatsführung unter Xi Jingping 
werde eine qualitativ neue Seite in 
der Geschichte der Reform- und Öff¬ 
nungspolitik aufschlagen. In meinen 
Begegnungen erfahre ich, dass Lese¬ 
rinnen mehr über die Probleme und 
Widersprüche in diesem Prozess, die 
Ursachen ihres Aufkommens und die 
Reaktion der KP Chinas auf sie erfah¬ 
ren möchten. Ich habe mich in meinen 
bisherigen Veröffentlichungen bemüht, 
diese Problematik einzubeziehen. Die 
heutige Situation in der Volksrepublik 
China ist Anlass, mich in diesem Bei¬ 
trag vornehmlich darauf zu konzent¬ 
rieren. 

China in einer kritischen 
gesellschaftlichen Situation 

Die objektiven und subjektiven, nati¬ 
onalen und internationalen Bedingun¬ 
gen, die die Führung um Xi Jingping 
für die Konzipierung ihrer Strategie 
und Politik vorfindet, sind kompliziert 
und in ihrer weiteren Entwicklung 
schwer abschätzbar. 

Das bedrohliche Problem im Innern 
sehe ich in einer durch die Politik der 
KP Chinas begünstigten Unterwande¬ 
rung der gesellschaftlichen Entwick¬ 
lung durch das Kapital. Das reale Aus¬ 
maß der „Kapitalisierung“ in der heuti¬ 
gen chinesischen Gesellschaft halte ich 
für besorgniserregend. International ist 
nicht zu übersehen, dass der Imperi¬ 
alismus unter Federführung Washing¬ 
tons dabei ist, China auf politischem, 
militärischen und ökonomischen Wege 
einzudämmen und alle Mittel zu nut¬ 
zen, um die Gesellschaftsverhältnisse 
in China im westlich-bürgerlichen Ver¬ 
ständnis zu verändern. 

Ökonomisch sieht sich China heute bei 
der Aufgabe, die Wirtschaft auszuba¬ 
lancieren, in ihrer Entwicklung zu ko¬ 
ordinieren und ökologisch zu gestalten, 
drei großen Problemen gegenüber - 
der Beseitigung der Überproduktion, 
der Regelung der Verschuldung und 
dem Übergang zu einer intensiven, auf 
den Binnenmarkt (Schwerpunkt priva¬ 
te Konsumtion) konzentrierten Wirt¬ 
schaftsweise. Alle drei Probleme hän¬ 
gen miteinander zusammen und müs¬ 
sen in der Reform gleichzeitig gelöst 
werden. Das macht den nächsten Re¬ 
formschritt außerordentlich schwierig. 
Die Überproduktion ist in China kein 
neues Problem. Seit Jahren versucht 
die Staatliche Kommission für Ent¬ 
wicklung und Reform vergeblich, es 
zu lösen. Im 1. Quartal 2013 waren 
72,1 Prozent aller Unternehmen des 
Landes im unterschiedlichen Maße 
davon betroffen. In den Branchen für 
allgemeine Ausrüstungen, Transport¬ 
ausrüstungen, Eisenbahn, Schiffsbau, 
Luft- und Raumfahrt, Buntmetalle, 
chemische Fasern, Papierherstellung 
u.a. hatte die Zahl der Unternehmen 
mit einer Überproduktion deutlich 
zugelegt. Die Ursachen für diese Ent¬ 
wicklung sind vielschichtig. Zum einen 
liegen sie im Abbrechen der äußeren 
Nachfrage infolge der internationa¬ 
len Finanz- und Wirtschaftskrise, zum 
zweiten gehen sie auf den Widerspruch 
zwischen gesellschaftlicher Produkti¬ 
on und privater Aneignung des Mehr¬ 
werts in einem bedeutenden Teil der 
chinesischen Wirtschaft zurück und 
drittens zeichnen dafür unkoordinier¬ 
te lokale Investitionen verantwortlich. 
Die Lösung dieses Problems ist eine 


Voraussetzung für die Einleitung der 
neuen Produktionsweise höherer Qua¬ 
lität und Effektivität. 

Nach einer halbamtlichen Einschät¬ 
zung belief sich der öffentliche Schul¬ 
denstand seit der Umsetzung des weit¬ 
gehend kreditierten Konjunkturpaktes 
von 2008 allein auf zentraler Ebene 
2012 auf 60-70 Prozent des BIP. Hin- 


Bauer in Tibet 

zuzurechnen ist der hohe Schulden¬ 
stand der Lokalregierungen der drei 
Ebenen Provinz, Stadt und Kreis, der 
2012 nach Angaben des Berechnungs¬ 
hofes bei der Hälfte dieser Einheiten 
bereits über 100 Prozent des BIP aus¬ 
machte (höchster Verschuldungsgrad 
unter diesen Einheiten 219,57 % des 
BIP). Ein neues Konjunkturpaket grö¬ 
ßeren Ausmaßes zur Ankurbelung der 
schwächelnden Wirtschaft ist nach An¬ 
sicht chinesischer Experten angesichts 
der Überproduktion und des hohen öf¬ 
fentlichen Schuldenstandes nicht vor¬ 
stellbar. Die Risiken des chinesischen 
Bankensystems nehmen zu. Das ist 
einerseits den Aktivitäten der Schat¬ 
tenbanken geschuldet, die bisher nicht 
zu erfassen und zu kontrollieren sind. 
Es wird angenommen, dass ein hoher 
Anteil der Schulden nicht zurückge¬ 
zahlt werden kann. Die „Entsorgung“ 
der faulen Kredite dürfte deshalb eine 
Voraussetzung für die von der neuen 
Führung betriebenen Herausnahme 
der Banken aus der Verfügungsgewalt 
der Regierung und ihrer Überführung 
in die Marktwirtschaft sein. 

Der weitere globale Aufstieg Chinas 
hängt weitgehend davon ab, ob und 
wann es gelingt, das neue Wirtschafts¬ 
modell funktionsfähig zu gestalten. 
Zwei Aspekte werden dafür entschei¬ 
dend sein - der Durchbruch zu einer 
innovativen Wirtschaftsweise und eine 
grundlegende Veränderung in der Ver¬ 
teilung des Nationaleinkommens zu¬ 
gunsten der Einkommen der Bevölke¬ 
rung und der Löhne. Der gegenwärtige 
Anteil des Privatkonsums am Wachs¬ 
tum des BIP beträgt etwa ein Drittel 
(USA rd. zwei Drittel). Und der An¬ 
teil der Arbeit an der Verteilung ist 
auch im Vergleich zu Einkommen aus 
Nichtarbeit deutlich zu niedrig. Der 
entscheidende Fortschritt in beiden 
Fragen soll in dem jetzt begonnenen 
„Zehn-Jahres-Zyklus“ erreicht wer¬ 
den. Die sinkende Wachstumsrate, die 
dramatische Folgen für die Beschäfti¬ 
gung nach sich ziehen kann, ist daher 
weniger dem Übergang zu der neuen 
Entwicklungsweise als dem bisheri¬ 
gen Modell geschuldet. Erste Zeichen 
der Abwanderung der chinesischen 
arbeitsintensiven Industrie nach Süd¬ 
ostasien zeigen jedoch an, dass der 
Wandel des ökonomischen Modells 
begonnen hat. 

Die Quintessenz vieler chinesischer 
nichtoffizieller Publikationen ist, dass 
sich die heutige Gesellschaft des Lan¬ 
des seit der Einführung der Marktwirt¬ 
schaft in verschiedene soziale Schich¬ 
ten und Gruppen mit unterschiedli¬ 
chen bzw. gegensätzlichen Interessen 


aufgespalten hat. Mit der anhaltenden 
Vertiefung der sozialen Unterschiede 
im Zuge der allgemeinen Entwick¬ 
lung der Lebensbedingungen haben 
sich diese Schichten verfestigt. Nach 
Ansicht des Ökonomen Yang Jishan, 
ehemals Leiter der Inlandsabteilung 
der Presseagentur Xinhua She und 
Verfasser des Buches „Analyse der 


sozialen Schichten in China“, „gibt es 
heute keine soziale Mobilität mehr. 
Für die Generation, die nach Beginn 
der Reformen auf die Welt gekommen 
ist, gilt, dass sich die sozialen Schich¬ 
ten selbst reproduzieren: Die Kinder 
der Parteikader und/oder Verwaltungs¬ 
funktionäre werden Kader und/oder 
Verwaltungsfunktionäre, die Kinder 
der Reichen werden reich, die Kinder 
Armen bleiben arm“. Während sich in 
den Schichten mit niedrigem Einkom¬ 
men „das relative ,Gefühl, ausgebeu¬ 
tet zu sein 4 , ständig vertieft“ und viele 
Bürger in der Steuergesetzgebung eine 
„Beraubung der Armen und eine Be¬ 
reicherung der Reichen“ sehen, „ver¬ 
fügt eine Minderheit über die (gesell¬ 
schaftlichen - H.P.) Ressourcen und 


ist sehr reich geworden“. Diese Min¬ 
derheit nimmt über starke Interessen¬ 
gruppen einen spürbaren Einfluss auf 
Macht und Politik. Von Wen Jiabao, 
dem vormaligen Ministerpräsidenten, 
erfahren wir, dass diese Interessen¬ 
gruppen vielfach von Kindern und an¬ 
deren Familienangehörigen hoher Ka¬ 
der, die seit den 1980er Jahren in Wirt¬ 
schaft und Handel führende Positionen 
besetzten, geführt werden. Es ist wohl 
auch diese Minderheit, die bisher ver¬ 
hindert hat, dass die für eine grundle¬ 
gende Umgestaltung des Systems der 


Einkommensverteilung notwendige 
Definition von Begriffen wie Monopol 
und hohe Einkommen vorgenommen 
werden konnte. 

Die Verschärfung und Zuspitzung der 
gesellschaftlichen Widersprüche hat 
die politisch-ideologische Landschaft 
spürbar verändert. Die lokalen ge¬ 
waltsamen Auseinandersetzungen mit 
Massencharakter vornehmlich der ar¬ 
men Gruppen gegen die massive Ver¬ 
letzung ihrer Interessen durch kor¬ 
rupte Vertreter der örtlichen Macht 
und Unternehmer, die 2008/09 zeit¬ 
weilig abnahmen, haben sich seit Be¬ 
ginn des Jahres 2011 wieder verstärkt 
und neue Züge angenommen. Seit lan¬ 
gem reflektieren chinesische Medien 
den Niedergang der öffentlichen Mo¬ 
ral und der sich weiter ausbreitenden 
Korruption unter den Führungskadern 
der Partei als das „große öffentliche 
Unheil der Gesellschaft“. Die Korrup¬ 
tion unter den Führungskadern von 
Partei und Regierung hatte mit der 
Marktwirtschaft eine neue Dimensi¬ 
on angenommen. Obwohl der Kampf 
der Partei gegen die Korruption ver¬ 
stärkt und zwischen 2007 und 2012 
rund 660 000 Fälle unter den Kadern 
aufgedeckt wurden, breitet sich dieses 
Krebsgeschwür weiter aus. Die Miss¬ 
achtung der Interessen des Laobaixing 
(des einfachen Volkes) und der Miss¬ 
brauch der Macht durch Führungs¬ 
kader, der sich markant im „Tausch 
Macht gegen Geld“ (Interessenverqui¬ 
ckung zwischen Vertretern des Macht¬ 
apparats und Kapital) ausdrückt, ha¬ 
ben das Ansehen der Partei in breiten 
Teilen des Volkes diskreditiert. Geför¬ 
dert durch diese Praxis hat sich in der 
Öffentlichkeit seit der Einführung der 
Marktwirtschaft die Auffassung von 
Macht und Geld als allgemeine Werte 
festgesetzt. Ideologie und fortschrittli¬ 
che Ideale haben unter diesen Bedin¬ 
gungen einen schlechten Marktwert 
bekommen. „Im heutigen China“, so 
Wang Qiusi, Institutsdirektor an der 
Beijing-Universität, schon 2008, „sind 
sehr viele Menschen der Meinung, dass 


Ideologie etwas Falsches, etwas Lee¬ 
res, ein Instrument ist, um Interessen 
zu verpacken, um Ziele zu verbergen 44 . 
Die öffentliche Debatte über aktuelle 
und strategische Probleme der chinesi¬ 
schen Entwicklung hat jedoch seit dem 
XVIII. Parteitag zugelegt und deutlich 
an Dynamik und Breite in der kriti¬ 
schen Analyse gesellschaftlicher Ent¬ 
wicklung gewonnen. Dabei treten die 
unterschiedlichen bzw. gegensätzlichen 
ideologisch-theoretischen Positionen 
schärfer als zuvor in Erscheinung ... 
Die Auseinandersetzung zwischen die¬ 


sen Kräften trägt den Charakter eines 
Macht- und Richtungskampfes. Nach 
der Entmachtung Bo Xilais im Früh¬ 
jahr letzten Jahres entwickelt sie sich 
heute vor allem zwischen den markt¬ 
wirtschaftlich orientierten Kräften und 
den „Interessengruppen“. 

Wesen und Funktion des „Sozi¬ 
alismus chinesischer Prägung“ 

Die Frage, die sich in den Untersu¬ 
chungen der chinesischen Entwick¬ 
lung immer wieder stellt und Antwort 
erfordert, ist, worin besteht das tat¬ 
sächliche Ziel der KP Chinas für die 
gesellschaftliche Entwicklung dieses 
großen Landes? Ist der „Sozialismus 
chinesischer Prägung“, wie es heißt, ein 
auf die chinesischen Gegebenheiten 
angewandter Marxismus? In dieser 
Debatte geht es um Wahrheitsfindung, 
nicht um Rechthaberei. Es ist Zeit für 
uns Linke, bisherige Einsichten und 
Erkenntnisse zu überdenken und ge¬ 
meinsam auszudiskutieren. 

Meine erste und grundlegende The¬ 
se lautet: Der „Sozialismus chinesi¬ 
scher Prägung“ ist nicht das Ziel der 
KP Chinas, sondern der Weg, auf dem 
„die große Renaissance der chinesi¬ 
schen Nation“, die Wiederherstellung 
der „traditionellen“ Größe Chinas in 
der Welt von Ende des 18. Jahrhun¬ 
derts auf moderner Grundlage, ver¬ 
wirklicht werden soll. Hierin drückt 
sich der erste und wesentliche Unter¬ 
schied des „Sozialismus chinesischer 
Prägung“ zum Marxismus und Wis¬ 
senschaftlichen Sozialismus aus. Es ist, 
etwas salopp ausgedrückt, nicht drin, 
was drauf steht. 

Daraus leiten sich weitere Fragen ab: 
Wie steht es um die historische Mis¬ 
sion der Arbeiterklasse in diesem So¬ 
zialismus? Welchen Platz nimmt die 
Befriedigung der materiellen und 
geistigen Bedürfnisse des Volkes in 
der Politik der KP Chinas wirklich 
ein? Wie steht es um die Entwicklung 
der Demokratie und die Entfaltung 
der politischen Rolle des Volkes? Hat 
die internationalistische Solidarität, 


der gemeinsame globale Kampf mit 
allen progressiven Kräften für eine 
Welt ohne Kapitalismus überhaupt 
noch einen Platz in der Strategie der 
KP Chinas? Die Modernisierung Chi¬ 
nas ist für das Land ein bedeutender 
Fortschritt, ist es aber auch eine, die 
den Sozialismus im Lande aufblühen 
lässt? Ich sehe das nicht. 

Hier ist leider nicht Platz, um meine 
Antwort auf die obigen Fragen im 
Einzelnen zu belegen. Für mich ist 
unbestreitbar, dass die Arbeiterklasse 
in der Realpolitik der KP Chinas seit 


Ein Hochgeschwindigkeitszug auf der Strecke Beijing-Shanghai 



















m unsere zeit 


Hintergrund 


Freitag, 23. August 2013 13 


den 1950er Jahren die ihr historisch zu¬ 
kommende Rolle nicht nur nicht aus¬ 
geübt hat, sondern dass sie selbst ihre 
Interessen nicht organisiert wahrneh¬ 
men konnte und politisch marginali- 
siert wurde. Fakt ist auch, dass in der 
bisherigen Geschichte der Volksrepu¬ 
blik die Befriedigung der Bedürfnis¬ 
se der Menschen immer einen Platz 
weit hinter der stark national beton¬ 
ten Entwicklung und Stärkung der 
komplexen, vor allem militärischen 
Macht des Staates eingenommen hat. 
Und die Demokratisierung? Selbst 
der Versuch, Hu Jintaos, nach sei¬ 
ner Wahl zum Generalsekretär Ende 
2002 erst einmal die Partei und dann 
die Gesellschaft zu demokratisieren, 
scheitere schon in den ersten Ansät¬ 
zen an dem autoritären Charakter 
der Macht und am Widerstand entge¬ 
genwirkender Kräfte (vor allem der 
Shanghaier Fraktion). Und wer alles 
unter den Gesichtspunkt der natio¬ 
nalen Größe seines Landes stellt und 
dafür eine strategisch angelegte Win- 
Win-Konstellation mit dem internati¬ 
onalen Kapital sucht, hat keinen Sinn 
und keinen Platz für einen wirklichen 
Internationalismus und den Kampf 
zur Überwindung des Kapitalismus. 
Selbst wenn wir berücksichtigen, dass 
die KP Chinas unter besonders kom¬ 
plizierten Bedingungen agiert, so ent¬ 
sprechen die hier aufgezeigte und über 
lange Zeiträume eingenommene Po¬ 
sition und verfolgte Politik nicht dem 
Charakter einer sozialistischen Orien¬ 
tierung. 

Der chinesische „Sozialismus“ chine¬ 
sischer Prägung“ ist ein Produkt der 
Reform- und Öffnungspolitik. Er trägt 
daher wie diese im Gegensatz zum 
Wissenschaftlichen Sozialismus einen 
ausgesprochen pragmatischen Cha¬ 
rakter. Bekanntester Ausdruck die¬ 
ses Pragmatismus ist die „Katzenthe¬ 
orie“ Deng Xiaopings: „Es ist gleich, 
ob die Katze weiß oder schwarz ist, 
Hauptsache sie fängt Mäuse.“ In die¬ 
sem Zusammenhang wird oft auf die 
Auseinandersetzung in China Ende 
der 1980er/Anfang der 1990er Jahre 
über die Einführung der Marktwirt¬ 
schaft verwiesen. Unter dem Slogan 
„was ist Sozialismus, was ist Kapitalis¬ 
mus“ ging es der Opposition um die 
Frage, wieviel Kapitalismus verträgt 
die sozialistische Orientierung der KP 
Chinas? Für Deng war die Marktwirt¬ 
schaft eine Methode, die der Kapitalis¬ 
mus wie der Sozialismus nutzen könne. 
Seine Position war, einfach ausprobie¬ 
ren, ob es (in dieser Reihenfolge)für 
die Entwicklung der Produktivkräfte, 
die Stärkung der Macht des Staates 
und die Verbesserung der Lebensbe¬ 
dingungen Nutzen bringt. Dieser Prag¬ 
matismus verabsolutiert die Funktion 
gegenüber der Struktur. Dazu hieß es 
im Beitrag eines Parteiorgans: „Das 
Wesen des Sozialismus wird nicht 
mehr von seiner Struktur, sondern 
von seiner Funktion her betrachtet 
... Die Funktion bestimmt die Wahl 
der Struktur und ihre Veränderung 
und nicht umgekehrt ... Das Wesen 
des Sozialismus ist von seiner Funk¬ 
tion und nicht seiner hauptsächlichen 
Struktur her zu begreifen. Das liegt 
der gedanklichen Logik des Sozialis¬ 
mus chinesischer Prägung zugrunde 
und übt entscheidenden Einfluss auf 
seine weitere Entwicklung aus.“ Als es 
der Parteiführung z.B. um die Jahrhun¬ 
dertwende notwendig erschien, die na¬ 
tionalen Kräfte neu zu gruppieren und 
harmonisch zusammenzuschließen, er¬ 
klärte man alle Privatkapitalisten des 
Landes zu „Werktätigen, die den So¬ 
zialismus chinesischer Prägung 4 auf¬ 
bauen“, ihnen wurde damit die Tür für 
den Eintritt in die KP Chinas aufge¬ 
tan; die Klassenstruktur und damit die 
Klassenwidersprüche wurden „abge¬ 
schafft“, und das Kräftepotential des 
Landes erfuhr eine neue Einteilung in 
zehn Gruppen, an die Spitze traten die 
politischen, ökonomischen und kultu¬ 
rellen Eliten, während Arbeiter und 
Bauern auf die Plätze acht und neun 
abgestuft wurden. 

Dieser Pragmatismus hat, wie die Ent¬ 
wicklung der chinesischen Wirtschaft 
in den letzten zwei Jahrzehnten zeigt, 
sicher seine Vorteile. Die Entwicklung 
zeigt aber auch, dass die realen und 
potentiellen sozialistischen Elemente 


in der Partei wie in der Gesellschaft 
durch den Pragmatismus geschwächt 
und zum Teil auch dauerhaft beschä¬ 
digt worden sind. 

Wohin führt der Weg der 
neuen Parteiführung? 

Die neue Führung der KP Chinas ist 
sich des „Ernstes der Lage und der 
Krise“, in der sich die Partei befindet, 
bewusst. In seinen Reden vor dem Polit¬ 
büro Ende 2012/Anfang 2013 warnte Xi 
Jingping, „die nächsten fünf Jahre wer¬ 
den über Leben und Tod, über Existenz 
und Untergang (von Partei und Staat - 


H.P) entscheiden“. Die neue Partei¬ 
führung ist angetreten, diese Krise ent¬ 
schlossen und schnell zu überwinden. 
Das langfristige Ziel, das sich Xi und 
seiner Partei stellt, ist die Verwirkli¬ 
chung des „chinesischen Traums“, d.h. 
die Renaissance der chinesischen Na¬ 
tion, auf dem Weg des „Sozialismus 
chinesischer Prägung“. In diesem Sinne 
setzt er den Kurs fort, der unter seinen 
Vorgängern formuliert und eingeleitet 
wurde. Die Verhältnisse zwingen indes 
dazu, so der „Sozialismus chinesischer 
Prägung“ nicht infrage gestellt wird, mit 
den gesellschaftlichen Problemen und 
Widersprüchen, offener umzugehen 
und die öffentliche Debatte zur Wahr¬ 
heitsfindung zu fördern. Sie erfordern, 
aktiver, direkter und entschlossener zu 
handeln, auch und vor allem gegenüber 
oppositionellen Kräften. 

Gegenwärtig unternimmt die neue Par¬ 
teiführung größte Anstrengungen, da¬ 
mit die Partei in den breiten Massen 
wieder festen Fuß fassen kann. Sie mo¬ 
bilisiert derzeit alle verfügbaren Mit¬ 
tel, um Armut zu lindern, die akuten 
Bedürfnisse des Volkes zu befriedigen, 
die Einkommen vor allem der Armen 
und Ärmsten zu erhöhen, die soziale 
Ungerechtigkeit in der Verteilung der 
Einkommen einzudämmen und die auf 
dem jüngsten Parteitag beschlossene 
Verdopplung der Einkommen der Be¬ 
völkerung bis zum Ende dieses Zehn- 
Jahre-Zyklusses in Angriff zu nehmen. 
Xi Jingping wird nicht müde zu verkün¬ 
den, dass mit der Verwirklichung des 
„chinesischen Traums“ das chinesische 
Volk ein reiches und glückliches Leben 
genießen werde. Ich würde es für einen 
wesentlichen Fortschritt im Herange¬ 
hen der KP Chinas an die Entwicklung 
der Gesellschaft halten, wenn sie die¬ 
se soziale Politik umsetzt, fortan daran 
festhält und auf diesem Gebiet nicht 
wieder in „alte Sünden“ der Vergan¬ 
genheit zurückfällt. 

Es gibt aber weitere Probleme, auf die 
die neue Führung bisher nicht einge¬ 
gangen ist. Ich komme noch einmal auf 
die Frage der Demokratie zurück. Die 
Partei soll möglichst lange Zeit, wie es 
heißt, für das Volk regieren (oder: das 
Volk regieren?). War noch unter dem 
Vorgänger Xis im Amt, Hu Jintao, da¬ 
von die Rede, die Partei demokratisie¬ 
ren und nach diesem Beispiel auch das 
gesellschaftliche Leben gestalten zu 
wollen, so scheint inzwischen selbst der 
Begriff Demokratie verloren gegangen 
zu sein. Es ist, zumindest bisher, wohl 
nicht vorgesehen, den „chinesischen 
Traum“ auf demokratischer Grundlage 
zu verwirklichen. Demokratie lässt sich 
aber nicht mit Nationalismus aufwie- 
gen. Da war Sun Zhongshan, der „Vater 
der chinesischen Revolution“, Anfang 
der 1920er Jahre schon weiter. In der 
zweiten und dritten Phase seines Ent¬ 


wicklungsplanes für das Land hatte er 
vorgesehen, das Volk zuerst das Regie¬ 
ren zu lehren und dann die Regierung 
ausüben zu lassen. Ein auf lange Sicht 
autoritär regiertes China wäre nicht nur 
für das Land von Übel. 

Im politischen System der Volksre¬ 
publik hat von Anfang an immer der 
„Erste“ in der Partei eine übermäßig 
herausragende und bestimmende Rol¬ 
le gespielt. Das war bei Mao Zedong 
so, dessen Weisungen über dem Gesetz 
standen. Das ist so bei Deng Xiaoping 
und den folgenden Generalsekretären 
der Partei, wenn auch mit Unterschie¬ 
den, so gewesen. 


Und wie steht es heute um diese Fra¬ 
ge? Xi Jingping ist ein Nachkomme der 
Gründergeneration, ein „Prinzling“ wie 
das Laobaixing solche Personen nennt, 
und ein Vertreter der „Rotgardler“- 
Generation aus der „Kulturrevolution“. 
Über jene Zeit wird nur verlautbart, 
dass Xi eine Reihe von Jahren auf dem 
Dorfe zubringen musste. Welche Rolle 
er zuvor in der „Kulturrevolution“ ge¬ 
spielt und auf wessen Seite er gekämpft 
hatte, haben wir bisher nicht erfahren. 
Danach entwickelte sich Xi zu einem in 


der Parteiarbeit erfahrenen Führungs¬ 
kader mit Hochschulbildung, wie alle 
anderen in der Führungsspitze der Par¬ 
tei. In seiner jetzigen Funktion arbeitet 
er augenscheinlich intensiv an der Fes¬ 
tigung seiner eigenen Position und an 
der Herausbildung seiner Stellung als 
höchste Autorität in der Partei. Es ver¬ 
geht kaum ein Tag, an dem die Medien 
nicht eine neue Rede oder eine neue 
Weisung Xi Jingpings vermelden. Im öf¬ 
fentlichen Umgang wesentlich lockerer 
als seine beiden Vorgänger, scheint er 
von dem Ehrgeiz getrieben, sich an Mao 
Zedong und Deng Xiaoping messen zu 
müssen. 

KP China und Arbeiterklasse 
-zwei verschiedene Welten 

Wie ist die KP Chinas einzuschätzen, 
an deren Spitze Xi Jinping getreten ist? 
Nach meinen Einsichten hat die Kom¬ 
munistische Partei Chinas in der Re¬ 
alität etwa um die Jahrhundertwende 
begonnen, sich in der Tendenz zu einer 
ideologisch pluralistischen, politisch 
nicht geschlossenen, moralisch weitge¬ 
hend angeschlagenen und organisato¬ 
risch ungefestigten Partei nationalen 
Einschlags zu verändern. Drei Fakto¬ 
ren haben hauptsächlich darauf einge¬ 
wirkt: der stark nachwirkende Einfluss 


der asiatisch-feudalen Gesellschaft 
des Mittelalters (Verabsolutierung der 
Macht, Privilegierung und Patriarchali- 
sierung), der Einfluss der (kapitalistisch 
funktionierenden) Marktwirtschaft 
und die faktisch verkündete Verände¬ 
rung des Klassencharakters der Partei 
durch die damalige Parteiführung unter 
Jiang Zemin (2001), der Sache nach in 
Richtung auf eine nationale Volkspar¬ 
tei. Das Zusammenwirken dieser drei 
Faktoren sollte verhängnisvolle Aus¬ 
wirkungen auf die Entwicklung der 
Partei haben. 

Alle negativen Erscheinungen im heu¬ 
tigen Leben der Partei traten sehr früh 
zutage. Schon 2003 stieß die Korrupti¬ 
on unter den „Ersten“, den Führungs¬ 
kadern, unter den breiten Volksmas¬ 
sen auf heftige Empörung. Zu dieser 
Zeit war es unter den Kadern schon 
verbreitet, die Lage in ihrem Bereich 
schön zu reden und die Wahrheit zu 
unterdrücken. 2004 war die Lage un¬ 
ter den Führungskadern schon so er¬ 
schreckend, dass das ZK der Partei be¬ 
schloss, im Januar 2005 eine Kampagne 
der „Erziehung zur Wahrung des fort¬ 
schrittlichen Charakters der Parteimit¬ 
glieder“ einzuleiten. Große Teile der 
Kader kümmerten sich nicht um die 
Interessen des Volkes, sondern gingen 
ihren eigenen egoistischen Interessen 
nach, wandten sich vom Sozialismus ab, 
unterlagen dem Einfluss bürgerlicher 
Ideologien und Verhaltensweisen zeig¬ 
ten kein Interesse am Studium der Poli¬ 
tik und der Theorie, dagegen mehr Ak¬ 
tivität für den Aufbau von vorteilhaften 
Beziehungen und waren damit beschäf¬ 
tigt, die Obrigkeit im Interesse der ei¬ 
genen Karriere zu hofieren. Die Lage 
in der Partei verbesserte sich nicht, of¬ 
fenbar verschärften sich in diesem Kli¬ 
ma auch die Auseinandersetzungen in 
der Partei um den Charakter der Partei. 
Auf diesem Hintergrund fasst das Po¬ 
litbüro des ZK Im November 2011 den 
Beschluss, „das Problem der Mitglie¬ 
der, die nicht der Parteinorm entspre¬ 
chen“, durch die Schaffung eines ent¬ 


sprechenden Mechanismus für die Auf¬ 
lösung der Parteimitgliedschaft in den 
verschiedenen Formen, „der der Zeit 
entspricht“, grundsätzlich zu lösen. Die 
Kampagne konnte jedoch durch ideo¬ 
logische Meinungsverschiedenheiten 
in der damaligen Parteiführung und 
den Fall Bo Xilai nicht wie vorgesehen 
nach den Tagungen des NVK und der 
KKCV im März 2012 beginnen. Die 
neue Parteiführung hat dieses Problem 
umgehend wieder aufgegriffen. In etwa 
zwei Jahren soll es gelöst worden sein. 
Damit augenscheinlich verbunden ist 
die Absicht, die vielgestaltige Opposi¬ 
tion entscheidend zu schwächen. Die 
Kräfte um Xi sind sich bewusst, dass 


das die Partei vor eine Zerreißprobe 
stellen wird. 

Offenbar haben sie die letzten Jahre ge¬ 
nutzt, um sich einen umfassenderen und 
genaueren Überblick über die Situation 
in der Partei zu verschaffen. Liu Yuns- 
han, Leiter der Zentralen Disziplinkon¬ 
trollkommission und Sekretär des ZK 
der Partei, informierte Mitte März Spit¬ 
zenfunktionäre der Partei über die Er¬ 
gebnisse dieser Untersuchung. Danach 
sollen, gemessen an den Anforderun¬ 
gen, die das Statut an ein Parteimitglied 
stellt, etwa 70 Prozent (58,1 Mio) aller 
Mitglieder in unterschiedlichem Maße 
diesen Anforderungen nicht entspre¬ 
chen, davon müssten 4,15 Millionen 
aus der Partei ausgeschlossen werden. 
Angesichts der Lage in der Partei gehe 
ich davon aus, dass sich darunter auch 
wesentliche Teile der oppositionellen 
Kräfte befinden. 

Die neue Kampagne zur 
„Korrektur des Arbeitsstils“ 

Kampagne zur „Korrektur des Arbeits¬ 
stils“ klingt wie eine natürliche, wenn 
auch originelle Methode zur Verbesse¬ 
rung der Arbeit der Parteiorgane. Das 
war sie in der Geschichte der Partei je¬ 
doch nie gewesen. 

Die erste Kampagne dieser Arbeit star¬ 
tete Mao Zedong im Mai 1942 in Yanan. 
Formell ging es um die Bekämpfung 
von „drei Arbeitsstilen“ - Subjektivis¬ 
mus, Sektierertum und Schematismus 
von oben nach unten. Inhaltlich ging es 
vorrangig darum, den nachwirkenden 
Einfluss der sowjetischen Komintern¬ 
linie in der KP Chinas zu beenden, die 
verbliebenen Vertreter dieser Position 
in der Partei politisch und ideologisch 
zu „entmachten“ und die KP Chinas 
auf eine ideologisch-politische Positi¬ 
on auszurichten, die auf dem V. Partei¬ 
tag der KP Chinas 1945 als „Ideen Mao 
Zedongs“ in das Statut der Partei auf¬ 
genommen wurden. Diese Ideen galten 
fortan als höchste und absolute Autori¬ 
tät in der Partei für die Anwendung des 
Marxismus auf die chinesische Praxis. 
Dem Wesen nach glichen alle folgen¬ 
den Kampagnen in dieser Hinsicht dem 
Original. Es gibt daher keinen Grund, 
von vornherein anzunehmen, dieses 
Mal wäre es anders ... 

Es ist jedoch noch zu früh und die Infor¬ 
mationen reichen auch nicht aus, um die 
gegenwärtigen politisch-ideologischen 
Auseinandersetzungen in der VR Chi¬ 
na in ihrer letzten Konsequenz für die 
weitere Entwicklung des Landes erfas¬ 
sen und einschätzen zu können. Eines 
lässt sich jedoch mit Bestimmtheit sa¬ 
gen: Ohne eine konsequente Rückbe¬ 
sinnung auf den Sozialismus von Marx 
und Engels, die Berücksichtigung der 
Erfahrungen und Lehren aus dem „rea¬ 
len Sozialismus“ und die Mobilisierung 
der Arbeiterklasse wie des gesamten 
werktätigen Volkes des Landes wird 
der gesellschaftliche Fortschritt in Chi¬ 
na keine Perspektive haben. 

(Fußnoten wurden hier aus Platzgrün¬ 
den weggelassen.) 

„Ökonomie des Sozialismus“ ist das 
Schwerpunktthema der Marxistischen 
Blätter 5-2013. Mit den Beiträgen zur 
gleichnamigen Tagung der Marx-En- 
gels-Stiftung von Lucas Zeise, Harry 
Nick, Jörg Roesler, Heinrich Harbach, 
Helmut Dunkhase, Manfred Sohn. Er¬ 
gänzt um zwei Beiträge zur Entwick¬ 
lung der VR China von Helmut Peters 
und Wolfgang Triebei. (Auslieferung 
September, 37. KW) 

Bestellungen an: Neue Impulse Verlag, 
Hoffnungstraße 18, 45127 Essen; Tel.: 
0201-2486482; Fax: 0201-2486484; 
E-Mail: info@neue-impulse-verlag.de; 
www.marxistische-blaetter.de 


Tagung der Marx-Engels-Stiftung 

China heute nach dem Parteitag 
und dem Volkskongress 

Mit Beiträgen von Rolf Berthold, Wolfgang Pomrehn, Sebastian Carlens u.a. 

Samstag, 31.8.2013, 

10-15 Uhr, 

Ladengalerie der jungen Welt, Torstraße 6, Berlin 



Shanghai: Stadt der Superlative ... 
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Böblingen, den 11. August 2013 
Wir nehmen Abschied von unserem Vater 

Hans Wunderlich 

6.10.1926 - 11.8.2013 

der nach langer schwerer Krankheit von uns gegangen ist. 

In tiefer Trauer 
Hans-Joachim und 
Günter 

Die Beisetzung fand im engsten Freundes¬ 
und Familienkreis statt 

Traueradresse: Günter Wunderlich, 
Königsbergerstr. 1, 71034 Böblingen, Tel: 07031 411019 


Wir trauern um unsem Genossen 

Hans Wunderlich 

6.10.1926- 11.8.2013 

Als jungen Burschen jagten ihn die Hitlerfaschisten in den längst 
verlorenen Verbrecherkrieg. Das machte ihn zu einem glühenden 
Antifaschisten und überzeugten Kommunisten. Hans war ein ar¬ 
gumentestarker, beredter, prinzipienfester und dabei eher leiser, 
kritischer und nachdenklicher Genosse. Politischer Funktionär 
seit seiner Rückkehr vom Krieg, zuerst der FDJ, dann der KPD, 
musste Hans nach dem widerrechtlichen KPD-Verbot eine politi¬ 
sche Haftstrafe erleiden. In der DKP Baden-Württemberg übte er 
lange Jahre führende Funktionen aus. 

Die Niederlage des Realsozialismus in Europa konnte Hans nicht 
davon abbringen, weiterhin nach einer sozialistischen Alternative 
zu streben. Dabei war ihm die kritische und selbstkritische Aus¬ 
einandersetzung mit eigenen Fehlem unverzichtbar, um an der 
Weichenstellung für einen Neuanlauf zu einer zukunftsfähigen 
Gesellschaft jenseits der Kapitalherrschaft mitzuarbeiten. 

Wir werden Hans ein ehrendes Andenken bewahren. 

DKP Baden-Württemberg 


Unsere Mutter, Oma und 


Schwiegermutter 

Aber ob wir Neues 

bauen 

Ingrid von Appen 

Oder Altes nur 

wird am 25. August 

verdauen 

Wie das Gras verdaut 

80 Jahre a t 


die Kuh 

(kaum zu glauben!) 

Ob wir in der Welt 

Wir wünschen dir alles Gute und 

was schaffen 

weiterhin soviel Fitness (von der wir 

Oder nur die Welt 

uns eine Scheibe abschneiden können). , 

Wir freuen uns auf unser Treffen in e S a JJ en 

Buchholz! 

Das tut, das tut was 

dazu! 

Deine Kinder mit Partnern sowie 

deine Enkelkinder 

Aus: „Bürgerlied“, 
interpretiert 

Hamburg - Marzabotto 

von Zupfgeigenhansel 

25. August 2013 


Unsere Genossin 

Ingrid von Appen 

feiert am 25.8. ihren 80. Geburtstag 
und dazu gratulieren wir ganz herzlich! 

Liebe Ingrid, Du bist immer noch dabei, wenn die Partei Dich 
braucht und hast einen unerschütterlichen klassenbewussten 
Standpunkt! 

Bleib so! Wir wünschen Dir vor allem eine stabile Gesundheit 
und dass Du viele, viele Reisen mit Deinem Amo nach Portugal 
gemessen kannst! 

Deine Genossinnen der DKP-Gruppe Harburg-Land und 
Thea und Heike und Werner 


So ist das Leben und so muß man es nehmen, tapfer, unverzagt 
und lächelnd - trotz alledem. 

(Rosa Luxemburg) 

Gertrud Schwarz 

geb. Köhler 
6.11.1921 - 18.08.2013 

Sie wurde in Feuerbach geboren. Gertrud trat kurz nach Wie¬ 
dergründung der KPD in die Partei ein und war dort mit ihrem 
Mann Otto Schwarz bis zum Verbot 1956 in der Partei aktiv. 1968 
trat sie in die neu gegründete DKP ein bis zu ihrem Tode. An 
zahlreichen Wochenenden bewirtete Gertrud mit ihrer Familie 
im Clara-Zetkin-Haus, Waldheim Sillenbuch, unsere Genossinen 
und Genossen. 

Wir nehmen Abschied von meiner Mutter, Großmutter, Urgroß¬ 
mutter und Genossin, die immer für den Frieden in der Welt ein¬ 
trat und der das Wohl der Familie stets am Herzen lag. 

Wir werden dich vermissen und trauern um dich: 

Gerhard und Ursula Schwarz 
Thomas und Simone Schwarz mit Kindern 
Daniela und Salvatore Pizzo mit Kind 


Blumenafür 

Stukenbrock 

Antikriegstag 2013 

Mahn- und Gedenkveranstaltung 

Sowjetischer Soldatenfriedhof Stukenbrock 

Sonnabend, 7. September 

14.00 Friedhofsführung 
15.00 Kranzniederlegung 
Gedenkansprachen: 

Dr. Silvie Peritore, Zentralrat der Sinti und Roma 
Lühr Henken, Kasseler Friedensratschlag 

Freitag, 6.9. - Sonntag 8.9.13 

Jugendzeltlager neben dem Friedhof 

www.Blumen-fuer-Stukenbrock.de 

www.antifa-workcamp.de 







Internationalistisches 

SOMMERFEST 

31.08.2013 


14.00 - 22.00 UHR 
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DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
Neue Internetseite: www.karl-liebknecht-schule.org 

Wochenendseminar Sa./So. 12./13. Oktober 2013 

Zur Arbeit von Kommunistinnen und 
Kommunisten in Kommunalvertretungen, 
in Parlamenten und in Wahlkämpfen 

ln der bürgerlichen Gesellschaft wird der Parlamentarismus mit der 
Teilnahme an Wahlen als der einzige Ort dargestellt, wo es um Po¬ 
litik und Demokratie geht. Wir haben da ein grundsätzlich anderes 
und umfassenderes Verständnis von Politik. Trotzdem nehmen wir 
an Wahlen teil und nutzen Kommunalvertretungen als Feld, auf dem 
wir politisch kämpfen. Im Seminar wollen wir unser Verständnis der 
Ansprüche an diese Arbeit prüfen und auf der Grundlage gegen¬ 
wärtiger Entwicklungen weiterentwickeln. Dazu wollen wir an mar¬ 
xistische Ansätze zur Kommunalpolitik in der Geschichte erinnern, 
unsere mit anderen politischen Ansätzen in der Kommunalpolitik 
vergleichen und die Veränderungen des Kampffelds Kommune be¬ 
obachten und zur Grundlage für unsere Arbeit machen. Wir wollen 
die Erfahrungen aus der Praxis der DKP vor Ort einbringen und so 
Kritik und Weiterentwicklung ermöglichen. Als Ziel setzen wir uns 
das Stärken unseres Eingreifens in die Kommunalwahlen 2014 . 

Mit Beiträgen von Michael Gerber (Bottrop), Arno Grieger (Rein¬ 
heim), Wolfgang Richter (Dortmund) und Tunia Erler (Direktkandi¬ 
datin der DKP für die Bundestagswahl in Berlin-Mitte). 

Um rechtzeitige Anmeldungen wird gebeten. Rückantworten erfol¬ 
gen nur, wenn es sich um Absagen handelt. 

Die Anreise kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 
Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 14 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 €. 

Ab Freitag 30 €. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, 

Kreis oder Bezirks abklären. 


Sommerfest der DKP Frankfurt/Main 
„Die Roten feiern im Grünen“ 
am Samstag, dem 31 .August 2013 

45 Jahre DKP 

D - Diskussion + Gemütlichkeit 
K - Kultur + Information 
P - Politik + Party 

Wir starten um 13.00 Uhr 

im DGB-Jugendclub, 

Wilhelm-Leuschner-Straße/Untermainkai 68, Frankfurt/Main 

Buffet und Kuchen sind im Beitrag von 5,- € enthalten. 
Gegrilltes und Getränke werden wie immer,angeboten 
und einzeln berechnet. 

Damit auch alles gut gelingt freuen wir uns über jede 
Spende in Form von Salat, Kuchen etc. 



Entschleunigung: 

Ruhe & Natur satt im Müritz- 
Nationalpark. 2 Fe Wo je 2-3 Fers, 
ganzjährig in Kratze bürg- Granzin. 
Havel 8s Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 

Tel.: 0331/870796 |AB) 


Urlaub im 
Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 

immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnung in derTOSCANA- 
SEGGIANO 

Bei Gunter & Sibylle 

Tel. 003905 641 836 713 , mob. 00393381539818 
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Meine progressive Woche 

Vom 10. bis 16. August 


Dienstag 

Heinrich Böll war ein Kritiker des U- 
Bahn-Baus (in Köln). Ihn störten die 
ständigen Baustellen und dass die lei¬ 
sen Straßenbahnen Platz für die lauten 
Autos machten. Verkehrsplanung be¬ 
stimmten auch damals die Auto- und 
die Baukonzerne. 

Jetzt hören wir aus Nordrhein-West¬ 
falen, dass im ganzen Lande die mil¬ 
liardenteuren U-Bahnen marode sind. 
Die Sanierungen würden wiederum 
Milliarden kosten, die die Städte nicht 
haben. Schon geht der Streit zwischen 
Land und Kommunen darum los, wer 
die fälligen Kosten zahlen soll. Auch 
von Streckenstilllegungen ist die Rede. 
So soll der Boden dafür bereitet wer¬ 
den, dass neue Steuermittel fließen, um 
Auto- und Baukonzerne zufriedenzu¬ 
stellen. 

Dabei hätte spätestens der Einsturz des 
Kölner Stadtarchivs Anlass sein sol¬ 
len umzudenken. Der Bau der neuen 
Nord-Süd-U-Bahn ist eigentlich völlig 
überflüssig. Mit relativ geringen Kosten 
könnte die oberirdische Kölner Rhein- 
Ufer-Bahn vor der Altstadt wiederein¬ 
gerichtet werden. Deren einstige Schlie¬ 
ßung ist bekanntlich für das Chaos ver¬ 


antwortlich, das in der Kölner U-Bahn 
systembedingt ist. Vor der Schließung 
der U-Bahnen bräuchte niemand nir¬ 
gendwo Angst haben. Es müsste nur 
der Vorrang des öffentlichen vor dem 
privaten Verkehr durchgesetzt werden. 
Doch davor stehen die Konzerne und 
ihnen (ge-)hörige Politiker. 

Ein Stück aus dem Tollhaus? Falsch. 
Real existierender Kapitalismus. 

Mittwoch 

Bei meinem Urlaub in Meck-Pomm 
stelle ich zum wiederholten Male fest, 
dass „der Ossi“ nicht gerne mit „dem 
Wessi“ über Politik redet - zumindest 
nicht offen. Zum Tode von Lothar Bis- 
ky höre ich heute trotzdem bedauernde 
Worte - spontan und offenkundig ehr¬ 
lich gemeint. 

Donnerstag 

Es gibt Leute, die sich darüber echauf¬ 
fieren, dass der Whistleblower Bradley 
Manning sich jetzt öffentlich entschul¬ 
digt hat, weil er der Enthüllungsplatt¬ 
form WikiLeaks mehr als 700 000 
Geheimdokumente der US-Streitkräf¬ 
te und des diplomatischen Dienstes 
zugespielt hatte. Solche Vorwürfe in 


Richtung Opportunismus gehen am 
Kern der Sache vorbei. Niemand soll¬ 
te verkennen, dass Manning sich in der 
Hand eines rachgierigen und skrupello¬ 
sen Imperiums befindet, dem er gescha¬ 
det hat. Die Aussicht 90 Jahre - also le¬ 
benslänglich - weggesperrt zu werden, 
rechtfertigt wohl (fast) jeden „ Kompro¬ 
miss“ in eigener Sache. 

Angriffe gegen Manning sind im Grun¬ 
de ebenso dümmlich und bösartig, wie 
die damaligen Versuche westdeutscher 
Medien, Bertolt Brechts Verhältnis zum 
Kommunismus daraus abzulesen, dass 
er dem Ausschuss gegen unamerikani¬ 
sche Umtriebe seine Mitgliedschaft in 
der KPD verschwiegen hat. 

Freitag 

Bahnchef Grube persönlich hat bei 
Mainzer Fahrdienstleistern angerufen 
und sie um Verschiebung ihres Urlaubs 
gebeten. Die Frage, ob er damit Druck 
ausgeübt habe, beantwortet der Mana¬ 
ger so:„Nein, die haben sich gefreut ob 
der Wertschätzung“. Aber klar, Rüdiger, 
und der Mond ist ein Handkäs\ 

Adi Reiher 


Neue Krisenerscheinungen des 
Kapitalismus 

Betr.: „Die Krise mit der Definition 
der Krise“, UZ vom 9.8.2013, S. 10 

Als ich 1992 Abonnent der UZ wurde, 
war ich sehr beindruckt von den Arti¬ 
keln von Jürgen Kuczynski. Sein Wo¬ 
chenkommentar gab wertvolle Bei¬ 
träge zum Verständnis der neuen Ent¬ 
wicklungstendenzen im Kapitalismus. 
Diese Tradition ist von der Redaktion 
auch in gewissem Umfang weiterge¬ 
führt worden, aber nicht kontinuierlich 
in den späteren Jahren. Jetzt wird ein 
neues Debatteforum gemacht um die 
Krise zu analysieren. 

Am 9. August schreibt Fred Schmid 
einen kritischen Aufsatz über die Kri¬ 
sendefinition von der 1. Tagung des 
20. Parteitages der DKP. Seine Kritik 
ist richtig und ich denke, dass seine Ein¬ 
wände bedenkenswert sind. Natürlich 
kann man nicht alle Problemfelder in 
einem kurzen Aufsatz beleuchten, aber 
mir fehlen einige wichtige Themen. 
Was ist die Verbindung zwischen der 
neuen staatsmonopolistischen Steue¬ 
rung in der EU und der Krise? 

In welchem Maße wird die Krise beein¬ 
flusst von einer übermäßigen Bürokra¬ 
tie, die gemeinsame Antwort für ver¬ 
schieden nationale Probleme gesucht? 
Eine andere Seite der neuen Krisen¬ 
entwicklungen ist die neue Etappe des 
Imperialismus. Wie wird die Krise von 


einer beschleunigten Entwicklung des 
Kapitalismus im Weltmaßstab beein¬ 
flusst? 

Diese Frage hängt meiner Meinung 
nach eng zusammen mit der Frage der 
Verschiebung des Kapitals in die Fi¬ 
nanzwirtschaft. Es geht also um das 
Verständnis von neuen Strukturen des 
Kapitalismus und Imperialismus und 
die neuen Krisenerscheinungen. 

Lars Ulrik Thomsen, Esbjerg 

Stellungnahme des 
Bezirksvorstands Südbayern 

Betr.: Leserbrief zu den bayerischen 
Landtags wählen, UZ vom 2.8.2013, 

S. 15 

Der Bezirksvorstand Südbayern hat 
auf seiner Sitzung am 9.8.2013 Folgen¬ 
des beschlossen, mit der Bitte, den Text 
als Leserbrief in der UZ abzudrucken: 
Der Bezirksvorstand der DKP Süd¬ 
bayern weist auf seiner Sitzung am 

9.8.13 die Position zurück, die einige 
Genossinnen aus Nord- und Südbay¬ 
ern in einem Leserbrief in der UZ vom 

2.8.13 zu den bayerischen Landtags¬ 
wahlen formuliert haben. 

Der BV bekräftigt die auf der Bezirks¬ 
mitgliederversammlung beschlossene 
Position, bei den bevorstehenden bay¬ 
erischen Landtagswahlen aufzurufen, 
die Partei „Die Linke“ zu wählen und 
nicht „parteiungebunden links“ zu 
wählen. 


In der Position der Leserbriefschrei¬ 
ber bleibt offen, welche der kandidie¬ 
renden Parteien in Bayern ansonsten 
noch links zu wählen wären. 
Erstaunlich auch, dass diese Position 
auf der Bezirksmitgliederversamm¬ 
lung, die darüber zu beschließen hat¬ 
te, nicht vorgetragen wurde. 

Im Leserbrief heißt es, man dürfe 
CSU, SPD und Grüne nicht in einen 
Topf werfen, denn sie unterschieden 
sich zwar nicht in ihrer Politik aber in 
ihrer Wählerbasis. 

Übersehen wird dabei aber, dass diese 
Wählerbasis nicht zur Wahl steht, son¬ 
dern die Politik der Parteien, die sich 
nach Ansicht der Leserbriefschreiber 
nicht unterscheidet. 

Welch andere Logik ist der Position 
der Leserbriefschreiber zu entneh¬ 
men, als dass man gegen die CSU- 
Politik auch SPD oder Grüne wählen 
könne/solle. 

Dies entspricht zwar nicht der Be¬ 
schlusslage der beiden Bezirksvor¬ 
stände und der Bezirks-Mitglieder¬ 
versammlung, allerdings knüpft es an 
alte Erfahrungen an, die in Bayern mit 
opportunistischen Gruppierungen wie 
dem sog. Arbeiterbund viele Jahre ge¬ 
macht wurden. 

Mit großem Interesse sehen wir der 
Reaktion der Genossinnen Leser¬ 
briefschreiber auf den Aufruf des Par¬ 
teivorstandes entgegen, bei den Bun- 


termine@unsere-zeit.de 


MO ★ 26 . AUG 


Bad Kreuznach: „Bundestagswahl 2013 
und Bildungspolitische Forderungen 
der DKP Rheinland-Pfalz“, öffentliche 
Versammlung der DKP. Wassersümpfchen 
23, 20.00 Uhr. 


FR ★ 30 . AUG 


Fellbach: Mahn-, Gedenk- und Frie¬ 
densaktion des DGB 0V Fellbach zum 
Antikriegstag. Rede: Sybille Stamm, lang¬ 
jährige Landesvorsitzende von ver.di. Am 
Friedensbaum zwischen Schwabenland¬ 
halle und Schillerstraße 26,18.00 Uhr. 
„Einsatzbereit - jederzeit - weltweit! - 
,Neue‘ Rolle der Bundeswehr“, Diskussi¬ 
onsveranstaltung mit Tobias Pflüger, Vor¬ 
stand Informationsstelle Militarisierung IMI. 
AW0 Fellbach Gerhart-Flauptmann-Stra- 
ße 17,19.00 Uhr._ 

München: „Drohnenkrieg! - Krieg mit dem 
Joystick!“ Veranstaltung des DGB, Münch¬ 
ner Friedensbündnis und attac München 
mit Thomas Mickan (Informationsstelle Mi¬ 
litarisierung) und Jürgen Rose (Darmstädter 
Signal). DGB-Flaus München, 18,30 Uhr. 


SA ★ 31 . AUG 


Berlin: „Sommer, Sonne, Sozialismus“, 
internationalistisches Sommerfest der DKP 
Berlin. Es wird ein vielversprechendes Kul¬ 
turprogramm geboten, u.a. mit Likedeeler 
und Erich Schaffner & Georg Klemp. Zahl¬ 
reiche Diskussionsrunden finden statt. So 
stellt sich Tunia Erler, Direktkandidatin der 
DKP in Berlin-Mitte, vor. Jonasstraße (Neu¬ 
kölln), ab 14.00 Uhr. Das ganze Programm 
unter http://www.dkp-berlin.info. _ 

Frankfurt am Main: „Die Roten feiern im 
Grünen“ Sommerfest der DKP Frankfurt. 
DGB-Jugendclub, DGB-Haus Frankfurt, 
Untermainkai 68,13.00 Uhr. 


SO ★ 1 . SEP 


Dresden: Kundgebung zum Weltfriedens¬ 
tag und Antikriegstag, Kommunistisches 
Aktionsbündnis Dresden. Platz vor der 
Dreikönigskirche, Hauptstraße, 18.00 Uhr. 


SA ★ 7 . SEP 


Berlin: Tageskonferenz zum 40. Jahrestag 
des faschistischen Putsches in Chile, veran¬ 
staltet von DKP, junge Welt, GBM und Marx- 


Engels-Stiftung. „Das Verhältnis beider 
deutscher Staaten zum Chile der Unidad 
Populär“ mit Karlheinz Möbus und Carsten 
Söder. „Chile - der parlamentarische Weg 
zum Sozialismus - Konsequenzen für die 
neue Bewegung in Lateinamerika“, Jorge 
Insunza Becker, Mitglied der politischen 
Kommission der KP Chiles. „Grundfragen 
der Revolutionstheorie: Volksfront und/oder 
sozialistische Revolution: Linke Kritik am 
Projekt der Unidad Populär“, Werner Röhr. 
Ladengalerie der jungen Welt, Torstraße 6, 
10.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 

Friedensfest am 1 . September 
in Bad Salzuflen 

Das Panzerbatallion 212 aus Augustdorf 
und der Patenschaftsverein Bad Salzuflen 
wollten am Antikriegstag (!) ein Militär¬ 
spektakel im Kurpark feiern. Auf Grund 
vielfältiger Proteste wurde das Ganze auf 
den 8. September verschoben. Das Lip- 
pische Friedensbündnis lädt nun ein, den 
Tag angemessen auf dem „Roten Platz“ in 
der Zeit von 10.00 Uhr bis 18.00 Uhr vor 
dem Kurpark zu feiern. Als ein Flöhepunkt 
tritt um 16.00 Uhr Kai Degenhardt auf. Das 
komplette Programm und weitere Informa¬ 
tionen auf unterlippischesfriedensbuend- 
nis.blogsport.de. 

Blumen für Stukenbrock 

Die diesjährige Veranstaltung auf dem so¬ 
wjetischen Soldatenfriedhof in Stuken¬ 
brock-Senne beginnt am 7. September um 
14.00 Uhr mit der Friedhofsführung. Um 
15.00 Uhr ist die Kranzniederlegung mit 
Redebeiträgen von Dr. Solvio Peritore (Zen¬ 
tralrat Deutscher Sinti und Roma) und Lühr 
Flenken (Kasseler Friedensratschlag). 

Kommunisten in Wahlkämpfen und 
Parlamenten 

Am 12. und 13. Oktober findet in der Karl- 
Liebknecht-Schule ein Wochenendseminar 
zum Thema „Zur Arbeit von Kommunistinnen 
und Kommunisten in Kommunalvertretun¬ 
gen, in Parlamenten und in Wahlkämpfen“ 
statt. Als Referenten wurden gewonnen: 
Michael Gerber (Bottrop), Arno Grieger (Rein¬ 
heim), Wolfgang Richter (Dortmund) und 
Tunia Erler (Direktkandidatin der DKP für die 
Bundestagswahl in Berlin-Mitte). Anmeldung 
unterwww.karl-liebknecht-schule.org 


destagswahlen mit der Zweitstimme 
„Die Linke“ zu wählen. 

DKP Bezirksvorstand Südbayern 

Oben bleiben... 

Betr.: Leserbrief von Heide Wolff, UZ 
vom 2.8.2013, S. 15 

Flotter (...) Leserbrief der Genossin 
Heide Wolff: dem kann ich mich an¬ 
schließen, danke dafür. Versuch einer 
mal unkomplizierten Betrachtung. Üb¬ 
rigens: ich bin kein Parteimitglied aus 
beruflichen Gründen, zahle aber mei¬ 


nen „Mitgliedsbeitrag“ seit mindestens 
10 Jahren (dann eben als Spende per 
Dauerauftrag), wurde aber noch nie 
auf eine evtl, gewünschte Parteimit¬ 
gliedschaft angesprochen - würde ja 
mal gerne mit zur LLL und eben auch 
in gemeinsamer Fahrt zum Pressefest. 
Aber hier in der Provinz sieht 4 s mit Ge¬ 
nossen wohl eher schwach aus. „Frü¬ 
her“ war das anders - so sind die Zeiten 
nun mal und das ist lange her. Oben 
bleiben ... 

Pi et Peyler ; Stade 
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SDAJ / Kuba-Brigade 


unsere zeit 


CE 



Drei Wochen Sozialismus 


Die zweite Solidaritäts-Brigade der SDAJ fliegt nach Havanna und installiert 


I nsgesamt 50 junge Kommunistinnen 
und Kommunisten verbringen in die¬ 
sem Sommer drei Wochen auf Kuba. 
Für viele ist es das erste Mal, dass sie 
den europäischen Kontinent verlassen, 
dass sie die Möglichkeit bekommen, 
wenn auch nur für kurze Zeit, in einem 
sozialistischen Land zu leben. Das Soli¬ 
daritätsprojekt der SDAJ „Viva Cuba 
socialista - Machen wir den Kapitalis¬ 
mus zur Geschichte“ ist momentan in 
seiner wortwörtlich heißesten Phase. 
Die erste von zwei Brigaden ist seit 
Anfang August zurück in Deutschland, 
vollgepackt mit Eindrücken, Erfahrun¬ 
gen, neuen Freundschaften und auch 
mit neuen Fragen. Die zweite Briga¬ 
de flog am vergangenen Montag und 
knüpft an die Arbeiten an. 


Das Solidaritätsprojekt läuft seit An¬ 
fang des Jahres: Ziel ist die Werbung 
für den Sozialismus in Deutschland 
und in Kuba. Seit Januar führen SDAJ- 
Gruppen Bildungsveranstaltungen 
durch, um sich mit den Strukturen und 
Besonderheiten des kubanischen So¬ 
zialismus auseinanderzusetzen. Dazu 
gab es auch eine Rundreise mit einer 
Genossin des kubanischen Jugendver¬ 
bandes UJC. Es wurden Spenden ge¬ 
sammelt und die Brigaden vorberei¬ 
tet. In den Brigaden selber leisten die 
Jugendlichen aus der BRD materiel¬ 
le und handwerkliche Solidarität, der 
wichtigste Bestandteil sind jedoch Ge¬ 
spräche und Veranstaltungen mit den 
kubanischen Genossinnen und Genos¬ 
sen über das Leben im Kapitalismus 
auf der einen Seite und das Leben im 
Sozialismus auf der anderen. 

Das Wichtigste ist 
der Austausch 

„Wir sind alle 20 bis 30 Jahre alt. Nie¬ 
mand von uns hat einen florienden So¬ 
zialismus kennengelernt, unsere Erin¬ 
nerungen beginnen mit der Sonder¬ 
periode auf Kuba, die eine sehr harte 
Zeit war. Erst jetzt, wo es wieder besser 
läuft bekommen wir eine Vorstellung 
davon, welche Privilegien wir durch 


den Sozialismus erhalten. Den Kapi¬ 
talismus kennen wir nur aus Büchern 
und dem Fernsehen“, sagt Lisvet, eine 
Teilnehmerin der Brigade von der ku¬ 
banischen Seite. Das Besondere an den 
Brigaden, ist nämlich die Teilnahme 
von 15 Kubanerinnen und Kubanern. 
Sie wohnen, essen, arbeiten und rei¬ 
sen mit den deutschen Teilnehmerin¬ 
nen. Es ist ein Austausch, der in beide 
Richtungen wirkt: Brigadistlnnen aus 
Deutschland lernen den kubanischen 
Alltag kennen, die Kubanerinnen und 
Kubaner bekommen die Eindrücke 
aus dem Schweinesystem Kapitalismus 
aus erster Hand. 

Dieser Austausch und die Erfahrun¬ 
gen, dass gemeinsame Arbeit trotz 
Sprachbarrieren, kulturellen Unter¬ 


schieden und Hintergründen möglich 
ist, macht den Wert der beiden Briga¬ 
den an der naturwissenschaftlichen 
Universität von Havanna CUJAE aus. 
Hier wird ein Veranstaltungszentrum 
zur Unterstützung der Solidaritätsar¬ 
beit für die „Cuban Five“ renoviert 
und ausgestattet. Wichtigster Bestand¬ 
teil ist die Anbringung dreier Wandge¬ 
mälde. Bei einem Kunstwettbewerb in 
Deutschland, wurden aus zahlreichen 
Einsendungen drei Bilder gekürt, die 
nun in Kuba in und um das Zentrum 
an der Universität angebracht wer¬ 
den. Wandgemälde haben auf Kuba 
eine lange Tradition und mit den drei 
Gewinnerbildern soll die Solidarität 
auch nach Ende der Brigaden sichtbar 
sein. Mit den, in Deutschland gesam¬ 
melten Spenden wurden Computer 
angeschafft, die jetzt in dem neu fertig 
gestellten Arbeitsraum im Zentrum in¬ 
stalliert sind. Zwei Wandgemälde, ein 
Computerraum, eine Informations¬ 
seite zum Fall der „Cuban Five“ und 
Kleinarbeiten im Zentrum waren die 
Arbeit der ersten Brigade. Die zweite 
knüpft jetzt daran an: Das dritte Bild 
kommt an die Wand, Ton- und Licht¬ 
technik werden installiert, Wände und 
Decken gestrichen. Es gibt noch viel 
zu tun. 


Treff im Cafe Tamara Bunke 

Neben der gemeinsamen Arbeit gibt es 
einen weiteren ständigen Punkt im Ta¬ 
gesprogramm: Abends trifft sich die ge¬ 
samte Brigade im Studierendenhaus im 
„Cafe Tamara Bunke“. In dem, nach ei¬ 
ner ostdeutschen Kampfgefährtin Che 
Guevaras benannten Cafe, führen die 
deutschen Teilnehmerinnen der Briga¬ 
de Veranstaltungen durch, in denen sie 
über die Strukturen des Kapitalismus 
berichten. Wie funktioniert Mitbestim¬ 
mung in Deutschland? Was machen 
Menschen, die keine Krankenversiche¬ 
rung haben? Unter welchen Bedingun¬ 
gen kann in Deutschland studiert wer¬ 
den? Was ist das duale Ausbildungssys¬ 
tem? „Es ist etwas anderes in Büchern 
oder im Internet über den Kapitalismus 
zu lesen oder es direkt von euch zu er¬ 
fahren“, sagt Lisvet. 

Auch von kubanischer Seite werden 
Veranstaltungen organisiert: Mitglieder 
des Zentralkomitees der Partei, Vertre¬ 
terinnen des Jugendverbands und Fa¬ 
milienangehörige der „Cuban Five“ be¬ 
suchen die Brigadistlnnen, halten Vor¬ 
träge und stellen sich kritischen Fragen. 
An dem Tag, der sich thematisch mit der 
Rolle der Frau im kubanischen Sozia¬ 
lismus auseinandersetzt, sind Vertre¬ 
terinnen des Frauenverbands aus dem 
Stadtteil eingeladen, abends kommen 
die Protagonistinnen des Dokumentar¬ 
films „Zucker und Salz“ zu Besuch. Ein 
Besuch beim örtlichen CDR (Komitee 
zur Verteidigung der Revolution), in ei¬ 
nem Forschungszentrum und einer Kli¬ 
nik werden organisiert. 

Mit der gemeinsamen Durchführung 
der Brigaden von SDAJ und UJC wird 
den Teilnehmerinnen zusätzlich die 
Möglichkeit gegeben, diverse Ausflü¬ 
ge zu machen und sich die Etappen der 
Revolution anzusehen. Es geht nach 
Santa Clara, ins Zentrum von Havanna 
und nach Matanzas. In Matanzas besu¬ 
chen die Teilnehmerinnen die Solida¬ 
ritätsprojekte von DKP und SDAJ der 
letzten Jahre, darunter das Reha-Zent- 
rum Ernesto Buschmann. Den jungen 
Teilnehmerinnen beider Länder wird 
deutlich, was Solidarität, wenn sie ernst¬ 
haft und kontinuierlich gelebt wird, be¬ 
wirken kann. 

Noch zwei Wochen bleibt die zweite 
Brigade auf Kuba. Eine tägliche Be¬ 
richterstattung gibt es im Brigadetage¬ 
buch auf: http://www.sdaj-netz.de/cuba/ 
brigadentagebuch/ 

Julia Mauscher 


Bild ganz oben: Brigade mit den 
Angehörigen der „Cuban Five“. 

Bild Mitte links: Cuba antwortet - 
Wandbild am Museo Batalla des Ideas 
Bilder rechts (von oben nach unten): 
Das erste Wandbild. / Solidaritäts¬ 
projekt der DKP: Consultorio Ernesto 
Buschmann in Matanzas: Vor dem 
Projekt von DKP und SDAJ in Matan¬ 
zas. / Brigadeplenum 




Spendet für die Arbeiterjugend! 

Wir suchen (Dauer-) Spender für die SDAJ 

Der Parteivorstand der DKP hat in seiner ersten Tagung einen Spendenaufruf 
für die Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend beschlossen. Dem Jugendver¬ 
band wird von der DKP monatlich ein Betrag zur Verfügung gestellt, damit die 
SDAJ einen Minijob finanzieren kann. 

Gesucht werden weitere Mitglieder und Gliederungen der DKP, die helfen, 
diesen Zuschuss der DKP an die SDAJ abzusichern. Das ist möglich durch ein¬ 
malige oder besser durch monatliche Dauerspenden. Bis heute wird etwa die 
Hälfte des Zuschusses durch Dauerspenden gegenfinanziert - es bleibt also 
noch einiges zu tun. 

Werner Sarbok, Bundeskassierer der DKP 
Spenden bitte auf das Konto: DKP Parteivorstand, Kto.-Nr. 400 2487 502 bei 
der GLS Bank Bochum, BLZ: 430 609 67 - Stichwort: SDAJ. 


























